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Einleitung 

Tom 30. August bis 3. September 1993 fand in SchloB Klingenthal (ElsaB), Frankreich, 
V einem Tagungsort der Baseler Johann-Wolfgang-von-Goethe-Stiftung, ein finnisch-

deutsches Seminar - das 1. Snellman-Seminar - statt. Es wurde von der deutschen STIF-
TUNG F. V. S. zu Hamburg und der finnischen STIFTUNG ZUR FÖRDERUNG DEUT-
SCHER KULTUR/Helsinki getragen und vom Institut fiir Integrationsforschung der Stiftung 
EUROPA-KOLLEG/Hamburg vorbereitet. 

Die Zusammenarbeit der Stiftungen in Fragen des europäischen Zusammenschlusses ist 
kein Zufall: Die 1931 errichteten Stiftungen F. V. S zu Hamburg und Johann Wolfgang von 
Goethe in Basel sind beides Griindungen des Hamburger Kaufmanns und Mäzens 
Dr. h. c. mult. Alfred Toepfer, der sein ganzes Lebenswerk der Verständigung unter den euro-
päischen Völkern gewidmet hatte. Dieselben Beweggriinde hatten den Kaufmann Theodor 
Aue und seine Frau Ulla 1986 veranlaBt, in Helsinki die Stiftung zur Förderung deutscher Kul-
tur ins Leben zu rufen. So lag es nahe, zwischen diesen Stiftungen eine Zusammenarbeit zu 
beginnen, wie sie im ersten Snellman-Seminar zum Ausdruck kam und 1994 in Finnland mit 
einem weiteren Seminar fortgesetzt werden soll. 

Der engen persönlichen Verbindung des Vorstandes der Stiftung F. V. S mit der Stiftung 
Europa-Kolleg Hamburg ist es zu verdanken, daB dieses fur die Betreuung des ersten Semi-
nars gewonnen werden konnte. Ihrem Präsidenten, Herrn Senator a. D. Dr. Joachim Seeler, 
und dem Direktor des Instituts fur Integrationsforschung, Herrn Professor Dr. Harald Jiirgen-
sen, sind die Träger des Seminars daftir dankbar, daB sie es auf deutscher Seite geplant und 
vorbereitet haben. Ein gleicher Dank gilt der Stiftung zur Förderung deutscher Kultur, die 
sich um die finnischen Referenten bemiiht hat und die Herausgabe der Referate betreut. Die 
Stiftungen haben dankbar vermerkt, daB alle Referenten ihre Beiträge dem Seminar und 
dieser Veröffentlichung unentgeltlich liberlassen haben. 

Besonderer Dank gilt auch der Johann-Wolfgang-von-Goethe-Stiftung fiir die gute 
Arbeitsatmosphäre in SchloB Klingenthal und seine angenehme Gastlichkeit, die wesentlich 
zu den menschlichen Begegnungen und den intensiven fachlichen Diskussionen beigetragen 
haben. Die Herausgeber haben darauf verzichtet, diese Aussprachen hier wiederzugeben, da 
sie in einer Zusammenfassung fiir AuBenstehende oft nur bedingt nachvollziehbar sind; 
dagegen wurde der Charakter des gesprochenen Wortes hier bewuBt erhalten. Die Referate 
sind fur die weitere Diskussion eines möglichen Beitritts Finnlands zur Europäischen Union 
bedeutsam und aktuell und werden im Nachfolgenden ungeldirzt abgedruckt. 

Hamburg/Helsinki, im Herbst 1993 

STIFTUNG 	 STIFTUNG 	 STIFTUNG ZUR FÖRDERUNG 
F. V. S 	 EUROPA-KOLLEG 	 DEUT S CHER KULTUR 
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Johan Vilhelm Snellman — 
finnischer Nationalphilosoph und Staatsmann 

A ls die Stiftung E V. S. und das Europa-Kolleg in Hamburg sowie die Stiftung zur Förde- 
rung deutscher Kultur in Helsinki das erste gemeinsame Seminar ilber das Thema „Finn-

land und die europäische Integration" planten, kamen die Veranstalter auf den Gedanken, die 
Zusammenarbeit, die ja nicht auf ein einmaliges Treffen beschränkt bleiben sollte, nach einer 
historischen Gestalt aus der finnischen Geistesgeschichte zu benennen. Eine solche Persön-
lichkeit, die in ihrem aktiven Wirken einerseits national-emanzipatorisch aufgetreten, ande-
rerseits in ihrem Denken europäischen Geistesströmungen verpflichtet war, fand sich in der 
Gestalt Johan Vilhelm Snellmans. 

Snellman hat von 1806 bis 1881 gelebt. Er entstammte einer österbottnischen Kaufmanns-
und Pfarrersfamilie; seine Muttersprache war Schwedisch, aber seiner geistigen Einstellung 
und politischer Oberzeugung nach war er Finne. Geboren wurde er als Untertan des damals 
noch aufbeiden Seiten des Bottnischen Meerbusens herrschenden schwedischen Königs. Als 
er starb, regierte bereits der vierte russische Kaiser ilber das Grol3fUrstentum Finnland. Die 
Rolle, die Snellman bei der Formierung dieses autonomen GroBfiirstentums zu einer Nation 
gespielt hat, ist von seinem ersten Biographen Thiodolf Rein treffend als Denker, Staatsmann 
und Vaterlandsfreund charakterisiert worden. 

Die Grundlagen seines Denkens hat Snellman, auBer in seinen Zeitschriften- und Zei-
tungsaufsätzen und während seiner späteren Lehrtätigkeit an der Universität Helsinki, vor 
allem in seinem an die Philosophie Hegels anknilpfenden frilhen Werk „Die Lehre vom Staat" 
ausgearbeitet. Der Zusammenhalt eines Staates beruhte nach ihm in entscheidendem MaBe 
auf dem ,Yolksgeist", d. h. einem gemeinschaftlichen nationalen BewuBtsein. Dieses BewuBt-
sein zu stärken, ja eigentlich erst bei der Masse des Volkes zu erwecken, betrachtete Snellman 
als seine Hauptaufgabe. Nach Auflösung der staatlichen Bindung an Schweden war die 
Chance zur Herausbildung einer finnischen Nation im Rahmen der vom russischen Kaiser 
1809 gewährten Autonomie gröBer denn je. Zunächst als oppositioneller Publizist, später als 
Senator mit Regierungsaufgaben betraut, hat sich Snellman mit Erfolg fiir die Gleichberechti-
gung der finnischen Sprache neben der bisherigen Amtssprache Schwedisch eingesetzt. Da-
neben hat er zahlreiche wirtschaftliche Verbesserungen durchgesetzt, die der Industrialisie-
rung des Landes zugute kamen. Er ist auch einer der Väter der noch heute gilltigen finnischen 
Währung. 

Sein Hauptaugenmerk richtete Snellman sowohl auf die Förderung einer finnischsprachi-
gen Volksbildung als auf die Emanzipation des Finnischen zu einer Wissenschafts- und Kul-
tursprache. Bildung in der eigenen Sprache war ftir ihn die Grundlage nationalen BewuBt-
seins. Die Bildungsinhalte waren jedoch weiterhin europäisch. Davon zeugen auch die zahl-
losen Reisen der jungen finnischen Bildungsschicht im 19. Jahrhundert nach Paris, London, 
Rom, Wien und vor allem in den deutschsprachigen Raum. Snellman selbst hatte von 1840 bis 
1841 eine solche ausgedehnte Bildungsreise, mit Aufenthalten u. a. in Berlin, Miinchen, 
Tiibingen und Wien, unternommen und seine Eindriicke in einem Bericht niedergeschrie-
ben, den er unter dem Namen „Tyskland" (Deutschland) veröffentlichte. 

Snellman lebte in einer Zeit, die nicht ohne weiteres mit der heutigen Situation vergleich-
bar ist. Durch sein Wirken hat er die Basis geschaffen, aufder Finnland seine spätere staatliche 
Unabhängigkeit hat aufbauen können. Seine Verbundenheit mit dem Volk, sein unerschilt-
terliches Rechtsempfinden können noch heute als beispielhaft gelten. Es ist kaum ilbertrieben 
zu sagen, daB sein Name fiir die Achtung und Bewahrung nationaler Eigenart im Gesamt-
rahmen eines in Jahrhunderten gewachsenen europäischen kulturellen BewuBtseins steht. 

Hannes Saarinen 
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Möglichkeiten 
zur Integration 
Nord- und 
Osteuropas aus 
der Sicht der 
Europäischen 
Gemeinschaft 

Hans-Joachim Seeler 
Dr. jur., geb. 9.8.1930. 
Studium der Rechtswis-
senschaft in Hamburg 
und Kiel. Kirchenjurist, 
zuletzt Oberkirchenrat 
der ev.-luth. Kirche; 
1967-78 Senator der 
Freien u. Hansestadt 
Hamburg, 1966-79 Mit-
glied der Biirgerschaft; 
1979-89 Mitglied des 
Europa-Parlaments; Präsi-
dent des Europa-Kollegs 
Hamburg, Vorsitzender 
der Universitätsgesell-
schaft Hamburg. 

Die Europäische Gemeinschaft 
als Vorreiter der europäischen Einigung 

ine ganze Reihe von europäischen Staaten haben den Antrag gestellt, Mitglied der EG zu 
werden. Im Silden Europas sind dies Malta, die Ttirkei und Zypern; in der Alpenregion 

Österreich, die Schweiz und Liechtenstein und im Norden, Finnland, Norwegen und 
Schweden. 

Eine weitere Anzahl europäischer Staaten in Ost- und Sildosteuropa möchte lieber heute 
als morgen der Gemeinschaft beitreten. Diese Staaten wissen aber, daB sie die Voraussetzun-
gen ftir einen Beitritt bisher in keiner Weise erftillen. 

Diese Staaten kann man wiederum in drei Gruppen einteilen, einmal: Polen, die Tschechi-
sche Republik, die Slowakei, Slowenien und Ungarn, zum anderen die baltischen Republiken, 
Bulgarien, Rumänien und Albanien und zum dritten Moldavien, WeiBruBland, die Ukraine 
und mit Vorbehalten RuBland. Jugoslawien - ausgenommen Slowenien - habe ich bewuBt 
nicht erwähnt, weil man heute noch nicht weiB, was einmal aus Jugoslawien und seinen Nach-
folgestaaten wird. 

Die Europäische Gemeinschaft ist mit fast allen diesen Staaten inzwischen vertragliche 
Bindungen eingegangen, welche die politische, die wirtschaftliche und auch die verfassungs-
rechtliche Situation dieser Staaten beriicksichtigt und ihr Rechnung trägt. Mit den sogenann-
ten EFTA-Staaten - ohne die Schweiz - hat die EG den Vertrag tiber den europäischen Wirt-
schaftsraum geschlossen und darin vertraglich vereinbart, daB diese Staaten praktisch am Bin-
nenmarkt teilnehmen, ohne Mitglied der Europäischen Gemeinschaft zu sein. Als Nichtmit-
glieder können sie jedoch nicht an der rechtlichen Gestaltung dieses Binnenmarktes teilneh-
men. Insofern ist der EWR-Vertrag nur eine Obergangslösung. Mit den meisten anderen 
europäischen Staaten hat die Gemeinschaft sogenannte Assoziierungsverträge, auch Europa-
verträge genannt, geschlossen, mit oder ohne die Zielsetzung eines späteren Beitritts. 

Die erste Frage, die man stellen muB, ist die: „Reichen eigentlich die Verträge von Maas-
tricht aus, um eine erweiterte Europäische Gemeinschaft handlungsfåhig zu machen?" Ich 
gehe von einer Erweiterung zunächst einmal nur um die Staaten Österreich, Schweden, Nor-
wegen und Finnland aus und meine Anwort lautet: „nein". Schon 12 Regierungsvertreter im 
Ministerrat sind oft nicht in der Lage, die notwendigen Entscheidungen herbeizuftihren. 
Schon gar nicht, wenn Einstimmigkeit ftir diese Entscheidungen vorgesehen ist. 14 oder gar 16 
Ratsmitglieder werden beim Fortbestand der gegenwärtigen Verfassungssituation in der 
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Europäischen Gemeinschaft noch weniger in der Lage sein, die notwendigen Aufgaben dieses 
leitenden Gremiums der Europäischen Gemeinschaft zu erfiillen. 

In der Kommission sieht es so ähnlich aus. 21 statt 17 Kommissare werden die Europäische 
Gemeinschaft, ohne daB Reformen stattgefunden haben, nicht handlungsfähiger machen. 
Ebenso problematisch wird es sein, wenn nicht mehr 9, sondern 12 Amtssprachen in der Euro-
päischen Gemeinschaft in allen Gremien praktisch gefordert und benutzt werden. 

Ohne eine Reform der Gemeinschaft, ohne den Ausbau ihrer demokratischen Strukturen, 
ist sie kaum in der Lage, zusätzliche Mitglieder und, was ebenso wichtig ist, zusätzliche Kom-
petenzen zu Libernehmen und zu verkraften. 

Die EG will aber weitere europäische Staaten aufnehmen. Das entspricht auch ihrer ver-
traglichen Zielsetzung, wie sie ausdriicklich im EWG-Vertrag niedergelegt worden ist. Es ist 
durchaus notwendig, die skandinavischen Staaten und die Alpen-Staaten, um nur diese zu 
nennen, aufzunehmen, um die Europäische Gemeinschaft wirtschaftlich zu stärken und ftir 
ihre groBen Aufgaben, Ost- und Stidost-Europa zu integrieren, ilberhaupt in die Lage zu ver-
setzen. Dies alles erfordert aber eine handlungsfähige Gemeinschaft. 

Mit meinen Bemerkungen will ich deutlich machen, daB die Europäische Gemeinschaft 
nicht einfach durch Aufnahme neuer Mitglieder erweitert werden kann. Sie wurde, wenn 
nichts weiteres geschieht, sehr schnell handlungsunfähig und damit nicht nur ftir viele weitere 
europäische Staaten uninteressant, sondern sie wurde zu der klassischen Form der internatio-
nalen Staatenkooperation degenerieren und damit eine der Grundlagen ihres bisherigen 
Erfolges einbilBen. Die Europäische Gemeinschaft ist, wie Sie wissen, eine supranationale 
Gemeinschaft von Staaten. 

Einer der Väter des europäischen Gedankens, der österreichische Graf Coudenhove-
Kalergi, ebenso wie der damalige französische Ministerpräsident Briand im Völkerbund und 
auch noch Winston Churchill 1946 in seiner beriihmten Rede in Ziirich, sie alle und viele 
andere, haben immer nur, wenn sie von Europa sprachen, so etwas wie einen Völkerbund der 
europäischen Staaten gemeint und gefordert. 

Als aber 1948 auf der beriihmten Konferenz der europäischen Bewegung in Den Haag ilber 
den Fortgang, ilberhaupt dber Start und Entwicklung einer europäischen Gemeinschaft, einer 
europäischen Union beraten wurde, wollte man mehr; man wollte eben nicht einen europäi-
schen Völkerbund, weil man ja erlebt hatte, wie wenig ein solcher Völkerbund in der Lage 
war, Konflikte zu verhindern. Man wollte eine Union mit Staatsqualität. Das Projekt schei-
terte damals am Widerstand Grof3britanniens und auch Skandinaviens und so entstand 1949 
zunächst einmal der Europarat, der wiederum der klassischen Form internationaler Staaten-
kooperationen folgte. 

Erst die Notwendigkeit in jenen Jahren, das damalige Westdeutschland wirtschaftlich wie-
der aufzubauen, weil man begriffen hatte, daB der wirtschaftliche Wiederaufbau Europas 
ohne Westdeutschland nicht möglich sein wurde, erst diese Notwendigkeit zwang zu neuen 
Uberlegungen. Man wuBte, daB man Westdeutschland nicht wirtschaftlich aufbauen konnte 
beim Fortbestand diskriminierender Besatzungsbestimmungen, und man wuBte auch, daB so 
etwas wie etwa das Ruhrstatut, unvereinbar war mit einer freien wirtschaftlichen Entwicklung 
in der damaligen Bundesrepublik. Auf der anderen Seite wollte aber Frankreich die Entwick-
lung in Deutschland nicht ohne jeden französischen EinfluB stattfinden lassen. 

So wurde die geniale Idee entwickelt, zunächst einmal den Bereich Kohle und Stahl, also 
den Montanbereich, in Form einer supranationalen Gemeinschaft zu gestalten. Das Beson-
dere an dieser erstmalig zwischen den Völkern vereinbarten Form ist, daB die Staaten Teile 
ihrer hoheitlichen Rechte, wohlgemerkt nicht ihre Souveränität, auf eine Gemeinschaft ilber-
tragen, die diese hoheitlichen Rechte dann selbständig wahrzunehmen hat. 

Aber es waren nur 6 Mitgliedstaaten des Europarates, die Benelux-Staaten, Italien, Frankreich 
und Westdeutschland, also die damalige Bundesrepublik, bereit, diesen Schritt zu tun. GroBbritan-
nien wehrte sich damals intensiv dagegen, Teile seiner hoheitlichen Rechte auf die Gemein-
schaft ftir Kohle und Stahl zu tibertragen. Wenige Jahre später gab es einen weiteren Versuch, 
das supranationale Europa auszubauen. Damals ging es darum, deutsche Soldaten zu gewinnen, 
weil man nach dem Angriff der Nordkoreaner in Korea Angst hatte, daB so etwas auch in Europa 
passieren könnte. Man wollte also deutsche Soldaten, aber man wollte keine deutsche Armee. 
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So wurde die Idee der supranationalen Gemeinschaft weiterentwickelt und man schuf 
damals vertraglich die europäische Verteidigungsgemeinschaft. Auch damals sollte ein ganz 
erheblicher Teil staatlicher Hoheit auf diese Gemeinschaft zur gemeinsamen selbständigen 
Wahrnehmung iibertragen werden. Die EVG scheiterte aber 1954 am Votum der französi-
schen Nationalversammlung. 

Der nächste Schritt war dann der Ausbau der Montan-Union zur europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft unter EinschluB einer dritten Gemeinschaft, nämlich der europäischen 
Atomgemeinschaft. Es ist interessant, sich daran zu erinnern, daB damals ftir Frankreich die 
Schaffung einer europäischen Atomgemeinschaft die Bedingung daftir war, daB Frankreich 
seinen Markt filr die Industrieprodukte, vor allem der Bundesrepublik, öffnete. Damals, daran 
werden sich einige vielleicht erinnern, galt es, die Atombombe zur friedlichen Nutzung „zu 
zähmen" und da Frankreich von Natur aus ein energiearmes Land ist, war das ft:1r die Franzo-
sen der Weg, um unabhängiger von Energie-Importen zu werden. Diese drei Gemeinschaften 
Montan-Union, EWG und Euratom zusammen bildeten seit 1958 die Europäische Gemein-
schaft, die EG. 

Es waren aber immer noch nur 6 Mitglieder des Europarates, die damals die EG bildeten. 
Die Antwort GroBbritanniens und Skandinaviens auf diese Entwicklung war die Schaffung 
der Europäischen Freihandelszone, die - wie wir inzwischen wissen - nicht die Erwartungen 
ihrer damaligen Griindungsmiitter und Grtindungsväter erftillte. 1973, 1981 und 1986 wurde 
dann die EG erweitert von 6 aufnunmehr 12 Mitgliedsstaaten. Aber jede Erweiterungsrunde - 
vor allem der Beitritt Dänemarks und GroBbritanniens - hat den IntegrationsprozeB der Euro-
päischen Gemeinschaft behindert, wenn nicht sogar längere Zeit gestoppt. 

Man hatte damals nicht gesehen und auch inzwischen nur langsam gemerkt, daB die Euro-
päische Gemeinschaft nicht durch die Addition neuer Staaten ohne weiteres erweitert werden 
konnte, ohne die politische Substanz dieser Gemeinschaft zu gefahrden. Der erste AnstoB, 
um die notwendigen Veränderungen durchzuftihren, kamen vom europäischen Parlament. 
Das Parlament hatte 1984 den Entwurf eines Vertrages zur Griindung der politischen Union, 
eine Art Verfassung der Europäischen Gemeinschaft mit qualifizierter Mehrheit verabschie-
det und war damit abgewichen von der bis dahin iiblichen Praxis, in groBen Deklarationen 
und feierlichen Erklärungen, möglichst vor groBem internationalem Publikum die Forderung 
zu erheben, Europa milsse doch weiter entwickelt und miisse doch reformiert werden. 

Zum ersten Mal wurde ganz konkret ausformuliert, wie denn diese Erweiterung und auch 
die Reform der Gemeinschaft aussehen sollte. Es kam also zum ersten Mal zu einer Diskus-
sion mit den nationalen Parlamenten und Regierungen. Man zwang auch die Gegner der 
europäischen Entwicklung aus ihren Deckungen heraus, Ergebnis dieses Prozesses war das, 
was man heute die Einheitliche Akte nennt. Diese Einheitliche Akte umfaBte ein Bilndel von 
Reformen, auch Verbesserungen der demokratischen Struktur der Europäischen Gemein-
schaft und zusätzliche Rechte das europäische Parlament u. a. das Recht, Assoziierungs-
und Beitrittsverträge ratifizieren zu miissen. Man hatte damals gedacht, geben wir doch den 
„Schreihälsen" in StraBburg ein paar Kompetenzen, was kann es schon schaden, wenn die 
Abgeordneten tiber den Beitritt eines neuen Mitgliedstaates zu entscheiden haben. Wie ent-
scheidend dieses Recht fiir das Parlament ist, ist inzwischen allen Beteiligten deutlich gewor-
den. 

Erstmalig wurde in der einheitlichen Akte auch das politische Ziel, nämlich die politische 
Union und die Wirtschafts- und Währungsunion vertraglich fixiert, vertraglich also bindend 
festgelegt. Das Resultat der damit ausgelösten weiteren Arbeit sind die Maastrichter Verträge, 
in denen die politische Union und die Wirtschafts- und Währungsunion gestaltet werden. Das 
Europäische Parlament hat mehrfach, nachdem es das Recht der Ratifikation von Beitrittsver-
trägen bekommen hat, deutlich gemacht, daB es nicht bereit ist, Beitrittsverträge zu ratifizie-
ren, ohne daB gleichzeitig notwendige Reformen der Gemeinschaft - vor allem mehr Demo-
kratie in der Gemeinschaft - beschlossen werden. 
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Erweiterung und Vertiefung - Altemativen? 
Dies ftihrt mich zu der Frage, ist die Reform eine Alternative zur Erweiterung? Man muB 

ganz deutlich das Interesse vieler Staaten sehen, die einen Antrag auf volle Mitgliedschaft 
gestellt haben, insbesondere aber auch das Interesse der mittei- und osteuropäischen Staaten, 
der ehemaligen kommunistischen RGW-Staaten, an einer engeren Bindung an die Europäi-
sche Gemeinschaft, vor allem im wirtschaftlichen Bereich. Diese Länder versprechen sich von 
einer Mitgliedschaft oder einer wie auch immer gestalteten Zusammenarbeit mit der Europäi-
schen Gemeinschaft wirtschaftlichen Nutzen. 

DaB mit einer Mitgliedschaft in der EG der Verzicht auf Teile der staatlichen Hoheitsrechte 
verbunden ist, und daB die Europäische Gemeinschaft ilber die Wirtschaftsgemeinschaft hin-
aus eine politische Union anstrebt, ist vielen dieser an einer Mitgliedschaft interessierten Staa-
ten wohl bewuBt, wird aber in der Argumentation oft verdrängt. Die Unbestimmtheit dieser 
Forderung, dieser Zielsetzung innerhalb der EG-Mitgliedstaaten, erleichtert es auBenstehen-
den Staaten eine solche Haltung einzunehmen, oder sogar zu glauben, man könne diese Fra-
gen bei den notwendigen Verhandlungen ilber eine Mitgliedschaft ausklammern und dann als 
Mitglied später EinfluB auf diese politische Zielsetzung - unter Wahrung der eigenen politi-
schen Wilnsche - nehmen. Fiir die mittei- und osteuropäischen Staaten, die sich nach Jahr-
zehnten kommunistischer Diktatur befreien konnten und jetzt als pluralistische Demokratien 
Reformen ihrer Wirtschaftssysteme eingeleitet haben, diirfte im tibrigen ein Verzicht auf 
hoheitliche Rechte im wirtschaftlichen, mehr noch im politischen Bereich, im Augenblick 
jedenfalls nur schwer vorstellbar sein. 

Die Erfahrung, die die EG mit den bisherigen Erweiterungen gemacht hat, zeigen, daB die 
VergröBerung der Gemeinschaft fast immer mit einer Verlangsamung, ja sogar mit einem 
Stillstand des Integrationsprozesses verbunden war. Auch wurden die eigentlich immer not-
wendiger gewordenen institutionellen Reformen durch die Erweiterungsrunden mehr behin-
dert als gefördert. Jedes neue Mitglied bedeutet jedoch praktisch ein zusätzliches Veto und da 
Reformen der Gemeinschaft durch Änderung der Verträge (gemäB Artikel 236 EWG-Vertrag) 
und damit jede Weiterentwicklung des Integrationsprozesses die Zustimmung aller Mitglied-
staaten erfordert, ist dieses Veto durchaus eine reale Bremse geworden. 

Am Ende, wenn das so weiter gehen wiirde, wären dann zwar alle europäischen Staaten, 
wie es im EWG-Vertrag gefordert wird oder ermöglicht wird, Mitglieder der Gemeinschaft, 
aber von der urspriinglichen Idee einer supranationalen Gemeinschaft der sechs Grtindungs-
mitglieder bliebe nichts mehr tibrig. Die EG wtirde auf der Basis des Status quo stagnieren 
und auch dieser wtirde allmählich wegen der fehlenden Weiterentwicklung erstarren und zu 
einer Wirtschafts-, Handels- und vielleicht nur noch Zoll-Union degenerieren. 

Darum muB die Europäische Gemeinschaft, bevor sie vergröBert wird, nicht nur die not-
wendigen institutionellen Reformen verwirklichen und ihren DemokratisierungsprozeB vor-
anbringen, sondern sie muB auch die wirtschaftliche und politische Zielsetzung des Integra-
tionsprozesses präziser als bisher definieren, damit alle an einer Mitgliedschaft interessierten 
Staaten wissen, was eine Mitgliedschaft ftir sie bedeutet und was sie akzeptieren mtissen. 

Diese Position ist vom europäischen Parlament in mehreren EntschlieBungen ganz deut-
lich formuliert worden. Ich darf eine EntschlieBung vom Februar 1989 zitieren, dort heiBt es 
wörtlich: „daB es das Parlament ohne die institutionellen Reformen, die notwendig sind, um 
die Gemeinschaft effizienter und demokratischer zu gestalten und ohne einen entscheiden-
den Fortschritt auf dem Weg zur europäischen Union, keinen Beitrittsvertrag mit einem 
neuen Staat billigen könnte". 

Nach der einheitlichen Akte bediirfen solche Verträge aber der Ratifikation durch das Par-
lament. Daraus kann man schluBfolgern, es geht also im Grunde nicht um eine Alternative: 
Vertiefung oder Erweiterung. Eine Vertiefung, eine institutionelle Reform der Europäischen 
Gemeinschaft ist in meinen Augen vielmehr die unverzichtbare Voraussetzung ftir eine 
Erweiterung - auch im Interesse der neuen Mitglieder, denn sie wollen in eine funktions-
fähige Gemeinschaft aufgenommen werden. 

Was bedeutet ganz konkret diese Forderung des Parlaments nach Vertiefung als Bedingung 
ftir eine Erweiterung. Ganz allgemein gesprochen bedeutet es, daB die Grundsätze des demo- 
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kratischen Rechtsstaates, die die EG selbst ftir alle Staaten, die Mitglied werden wollen, for-
dert, auch bei ihr selbst gewahrt werden. Dazu gehört z. B. das Prinzip des demokratischen 
Rechtsstaates, daB alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht. In der Europäischen Gemeinschaft 
hat das von den Völkern gewählte Parlament bisher nur sehr geringe legislative Rechte. 
Gesetzgeber ist bis heute der Ministerrat, also die jeweilige Konferenz der Fachminister und 
damit praktisch die Ministerialbtirokratie. Soweit aber Mitgliedstaaten hoheitliche Rechte auf 
die Europäische Gemeinschaft ilbertragen haben, muB das von den Völkern gewählte Euro-
päische Parlament auch die entsprechende legislative Gewalt erhalten. 

Die Europäische Gemeinschaft ist ein sektoraler, ein Teilstaat; sie ist kein europäischer 
Staat, sondern eben nur auf Teilgebieten, auf denen die Mitgliedstaaten ihr hoheitliche 
Rechte tibertragen haben, iibt sie staatliche Funktionen aus und insoweit miissen auch die 
Grundsätze des demokratischen Rechtsstaates in der Europäischen Gemeinschaft gewahrt 
werden. Das Parlament ist der Meinung, daB das gewählte Parlament in diesem ProzeB die 
Völker Europas vertritt und der Ministerrat die Mitgliedsstaaten, und daB beide gemeinsam 
das Gesetzgebungsorgan der Gemeinschaft zu sein haben. 

Das heiBt natiirlich auch, daB der Gesetzgeber, sprich der Ministerrat, nicht, wie bisher, in 
geschlossener geheimer Sitzung beraten kann. DaB ein Gesetzgeber seine Gesetze nicht 
öffentlich berät, ist ein demokratisches Unding. Auch muB das Prinzip der qualifizierten 
Mehrheit flir den Ministerrat generell gelten. 

Ein zweites demokratisches Grundprinzip ist das der Gewaltenteilung. GewiB, seit Mon-
tesquieu ist dieses Prinzip in vielfacher Form modifiziert und angepaBt worden, aber immer 
noch bedeutet Gewaltenteilung, daB nicht derjenige, der die Gesetze macht, sie auch exeku-
tiert. So aber ist es heute nach wie vor in der Europäischen Gemeinschaft. Der Ministerrat, 
also das Kollegium der Fachminister, macht in Briissel Gesetze, die jedes einzelne Mitglied zu 
Hause exekutiert. Dies widerspricht dem Prinzip der Gewaltenteilung. 

Ein dritter Grundsatz, der aber in den Maastrichter Verträgen in stärkerem MaBe bertick-
sichtigt worden ist, ist die politische Kontrolle der Exekutive durch das Parlament. Ein weite-
res Problem ist die Gleichheit der Wahl der Abgeordneten. Heute ist es so, daf3 auf der einen 
Seite 50.000 Luxemburger im Europäischen Parlament durch einen Abgeordneten vertreten 
sind, auf der anderen Seite aber 900.000 Deutsche auch nur durch einen Abgeordneten. Das 
widerspricht dem Grundsatz, daB demokratische Wahlen „gleich" zu sein haben, d. h. daB 
jeder Abgeordnete in etwa die gleiche Zahl von Bilrgern repräsentiert. 

Die politische Finalität der Europäischen Gemeinschaft 
Die EG ist bisher primär eine Wirtschaftsgemeinschaft, aber ihr Ziel ist, eine politische 

Gemeinschaft zu werden. Das heif3t, neue Mitglieder milssen diese politische Finalität der 
Europäischen Gemeinschaft akzeptieren. Die gemeinsamen Politikbereiche miissen schritt-
weise integriert und nicht, wie es noch in dem Maastrichter Vertrag viele Bereiche vorgese-
hen ist, nur durch Kooperation der Regierungen einbezogen werden. Die EG muB als solche 
in diesen ihr ilbertragenen politischen Aufgaben handlungsfähig werden. 

Die Entwicklung in Jugoslawien zeigt, daB ein wirtschaftlicher Riese, wie es die EG ist, poli-
tisch solange ein Zwerg bleibt, solange sie 12 verschiedene politische Zielsetzungen gleichzei-
tig vertreten soll und vertreten will. Das geht nicht. Wenn eine politische Gemeinschaft nicht 
in der Lage ist, mit einer Stimme zu sprechen, dann soll sie die Finger davon lassen. Und 
schlialich gehört zu diesen demokratischen Grundprinzipien auch, daB Urteile des Europäi-
schen Gerichtshofes exekutierbar werden. Es geht nicht an, daB der Gerichtshoffeststellt, daf3 
der Staat oder diese Organisation oder dieses Organ gegen die europäischen Verträge versto-
Ben hat und dabei bleibt es. Es muB eine Möglichkeit geben, solche Urteile des Gerichtshofes 
notfalls mit Sanktionen durchzusetzen. Und schlieBlich, auch das hat der Maastrichter Ver-
trag in wiinschenswerter Weise schon aufgenommen, kommt es darauf an, die Kompetenzen 
zwischen der Gemeinschaft einerseits und den Mitgliedsstaaten andererseits präziser zu ver-
teilen, das Prinzip der Subsidiarität zu verwirklichen. Die Europäische Gemeinschaft muB 
nicht flir jede Filmförderung oder jede Stipendienvergabe zuständig sein, nur weil sie Geld 
zur Verftigung stellen kann. 
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Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen machen zur politischen Finalität. Als in den 50er 
Jahren der Plan bestand, eine europäische Verteidigungsgemeinschaft zu schaffen, war man 
sich sehr schnell einig, daB die gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik nicht iso-
liert europäisiert werden konnte, während die Politikhoheit bei den Mitgliedsstaaten verblieb. 
Darum hat man damals einen Ad-hoc-AusschuB der damaligen parlamentarischen Versamm-
lung der Montanunion beauftragt, einen Vertrag zur Schaffung einer europäischen politi-
schen Gemeinschaft vorzubereiten. Das hat dieser AusschuB getan. Man hat also so etwas wie 
das politische Dach flir diese damals geplante Verteidigungsgemeinschaft geschaffen. Dieses 
Projekt scheiterte zusammen mit dem EVG-Vertrag in der französischen Nationalversamm-
lung. 

Auch in bezug auf die europäische Wirtschaftsgemeinschaft ist so etwas wie ein politisches 
Dach unverzichtbar und dies erst recht, wenn es jetzt darum geht, immer stärker weitere Poli-
tikbereiche zu integrieren wie die Innenpolitik, die AuBen- und Sicherheitspolitik, die 
Umweltschutzpolitik, die Entwicklungspolitik und vieles andere mehr. Dann gehört - dialek-
tisch gesprochen - ein politischer Oberbau zu diesem Projekt, sonst wurde praktisch die Poli-
tik in den Hauptstädten, aber die sachliche Gestaltung dieser Politik in Briissel geschehen und 
das kann auf Dauer nicht im Interesse der europäischen Mitgliedsstaaten sein. 

Diese politische Finalität ist in der Vergangenheit immer wieder gefordert worden. Schon 
1950 in der bertihmten Erklärung von Robert Schuman war die politische Union der europäi-
schen Staaten das Ziel, und man hat mit der wirtschaftlichen Gemeinschaft eigentlich nur 
angefangen, weil man damals sehr schnell erkannte, daB die politische Union sehr viel mehr 
Zeit - auch die BewuBtseinsbildung in den Völkern hierzu - sehr viel mehr Zeit erforderte. 

Der erste konkrete Schritt zur politischen Union, oder jedenfalls zur Verbesserung der poli-
tischen Zusammenarbeit, ist sehr pragmatisch gestaltet worden. Als Anfang der 70er Jahre die 
Befugnis fur den AuBenhandel auf die Europäische Gemeinschaft ilberging, die Mitglieds-
staaten also ihr Recht verloren, AuBenhandelsverträge zu schlieBen, merkte man sehr bald, 
daB man AuBenhandelspolitik und AuBenpolitik nicht scharf voneinander trennen konnte. 
Das merkte man besonders, als es um die Verhängung von Wirtschaftssanktionen gegen das 
damalige Stidrhodesien, gegen die Sowjetunion, gegen den Iran und wo immer Wirtschafts-
sanktionen, an denen auch die EG beteiligt waren, ging. Man muBte sich fragen, wer entschei-
det nun eigentlich? Die EG ist zuständig ftir AuBenhandelspolitik, Wirtschaftssanktionen 
sind Teil der AuBenhandelspolitik. Die Mitgliedsstaaten sind zuständig filr die AuBenpolitik. 
Wirtschaftssanktionen sind ein Instrument der AuBenpolitik. Was tat man? AuBerhalb der 
EWG-Verträge schuf man das, was man die europäische politische Zusammenarbeit - EPZ - 
nannte, und das war eine sehr erfolgreiche Kooperation auf dem Gebiet der AuBenpolitik. 
Erst mit der einheitlichen Akte wurde dieser Politikbereich erstmalig vertraglich zwischen 
den Mitgliedsstaaten geregelt. 

Verstehen wir Europa geographisch, dann endet es am Ural, und es gibt ja viele Politiker 
und Journalisten, die von einem Europa vom Atlantik zum Ural reden und dabei nicht 
beriicksichtigen, daB ein solches Europa die wirtschaftliche Teilung RuBlands voraussetzen 
wiirde, denn der Ural liegt ja, wie wir wissen, in der Mitte RuBlands. Auch die Ttirkei gehört 
parziell zu Europa mit dem Gebiet von Thrakien, immerhin in der GröBe des Staates Belgien. 
Der gröBere Teil der Tilrkei gehört jedoch nicht zu Europa. Wie das mit Zypern ist, ob nun 
Zypern Europa oder nicht Europa ist, lasse ich hier offen. Also das geographische Europa hilft 
uns nicht weiter. Und ich meine, es kommt auf das politische Europa an, das erstrebt wird. 
Und wenn man den Begriff „Europa" politisch definiert, dann ist dieses Europa auf dem Wege 
ein eigenständiger, wirtschaftlicher und politischer Faktor neben den USA, neben RuBland 
und Japan zu werden. Eine solche Definition wurde, wie ich meine, z. B. eine Mitgliedschaft 
RuBlands bis Wladiwostok im Osten ausschlief3en. 

Voraussetzung ftir eine Mitgliedschaft in der EG 
Eine andere Frage, die mit der Erweiterung der Gemeinschaft zusammenhängt, ist die 

Frage des Zeitpunktes und der wirtschaftlichen und politischen Voraussetzungen fLir einen 
Beitritt. Ich meine unabdingbar ist, daB Beitrittsstaaten rechtsstaatlich, demokratisch verfaBt 
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sind. Ich darf daran erinnern, daB Staaten wie Spanien, Portugal und auch Griechenland erst 
iiber eine Mitgliedschaft verhandeln konnten, nachdem dort die Diktaturen beseitigt worden 
waren. Fiir alle zukiinftigen Beitrittsländer ist dies ebenso und eindeutig eine Voraussetzung 

die Behandlung ihres Antrages. Ich sehe aber, wenn ich einmal von Jugoslawien im 
Augenblick absehe, eigentlich keinen europäischen Staat, bei dem nicht mindestens der Pro-
zeB zur Demokratisierung voll angelaufen ist, so daB es eigentlich auch keinen europäischen 
Staat gibt, der diese Voraussetzungen nicht erftillt. 

Der zweite Grundsatz ist die wirtschaftliche Kondition 	einen Beitritt. Mitglied einer 
Wirtschaftsgemeinschaft kann nur ein Staat werden, in dem die Grundsätze der freien Markt-
wirtschaft das wirtschaftliche Geschehen bestimmen. Und auch in dieser Beziehung gibt es in 
Europa keinen Staat, der nicht mindestens auf dem Wege ist, wirtschaftlich, marktwirtschaft-
lich seine Wirtschaft zu gestalten, so daB auch hierbei im Augenblick keine Probleme erkenn-
bar sind. 

Es ist natiirlich wichtig, und das ist die nächste Voraussetzung, daB das wirtschaftliche 
Niveau der Beitrittsländer in etwa dem der bestehenden Gemeinschaft entspricht, sonst 
wiirde sich fiir eine gesunde wirtschaftliche Weiterentwicklung ein sehr schädliches Gefälle 
zwischen reichen und armen Regionen in der Europäischen Gemeinschaft entwickeln. In 
einem Staat, wie etwa der Bundesrepublik Deutschland, gleicht man eine unterschiedliche 
Wirtschaftskraft in den einzelnen Bundesländern durch das System eines horizontalen 
Finanzausgleiches aus. Dies geht in der Europäischen Gemeinschaft nicht, weil die Europäi-
sche Gemeinschaft kein vergleichbares Steuersystem in ihren Mitgliedsstaaten hat. Mit ande-
ren Worten, hier wird eine Art Finanzausgleich tiber den Haushalt der Europäischen Gemein-
schaft gesucht werden milssen und das geschieht auch bereits. Gerade jiingst ist beschlossen 
worden, diese Mittel erheblich aufzustocken, so daB ftir die regionale Wirtschaftsförderung 
jetzt fal3t 30 Milliarden Deutsche Mark, das sind etwa 105 Milliarden Finnmark, in jedem Jahr 
zur Verffigung stehen. 

Aber die Gemeinschaft muB auch wirtschaftlich in der Lage sein, dieses Förderprogramm 
zu erwirtschaften, und da die Bundesrepublik, als eines der starken Wirtschaftsgebiete in der 
Europäischen Gemeinschaft, sicherlich noch aufJahre nur bedingt zu dieser wirtschaftlichen 
Leistung beitragen kann, weil die Wiedervereinigung die Wirtschaftskraft der alten Bundes-
republik in vollem Umfang fordert, wird es wichtig sein, beim Beitritt neuer Mitglieder auf 
dieses Element sehr stark zu achten. Mit anderen Worten, Beitrittskandidaten der ersten 
Generation können eigentlich nur Staaten sein, die wirtschaftlich in etwa das Niveau der 
bestehenden Gemeinschaft haben. 

Die erste Runde des Beitritts neuer Mitgliedsstaaten wird daher wohl in erster Linie nur die 
skandinavischen Staaten sowie Österreich und die Schweiz betreffen. In diesen Staaten gibt es 
kein groBes wirtschaftliches Gefälle zur bestehenden Europäischen Gemeinschaft. 

Es ist allerdings schwierig zu sagen, wann welcher Staat in der Lage sein wird, in die Euro-
päische Gemeinschaft integriert zu werden. Man kann wohl davon ausgehen, daB die erste 
Gruppe, die EFTA-Staaten, in der zweiten Hälfte dieses Jahrzehntes, also nach 1996 in die 
Gemeinschaft hinein wachsen werden, immer vorausgesetzt, daB das Ziel der Europäischen 
Gemeinschaft bis dahin, nämlich die notwendigen Reformen, auch erreichbar ist. Die 
Gemeinschaft hat sich vorgenommen, 1996 eine neue Diskussionsrunde, eine neue Reform-
runde, zu beginnen, daher glaube ich, daB wir am Ende dieses Jahrzehntes die ftinf skandina-
vischen und die Alpenstaaten als Mitglied haben werden, wenn deren Völker dies so wollen. 

Die Staaten der zweiten Gruppe, also Polen, Ungarn, die Tschechische Republik und viel-
leicht auch die Slowakei und Slowenien, dilrften im ersten Jahrzehnt des nächsten Jahrhun-
derts in der Lage sein, iiber einen Beitritt nachzudenken. 

Die Staaten der dritten Gruppe, die restlichen Balkanstaaten und auch wohl die baltischen 
Republiken, dikften wohl kaum vor 2020/2025 dieses Ziel erreicht haben. Seien Sie nicht 
erschrocken, wenn ich so lange Zeiträume nenne und bedenken Sie, daB die Europäische 
Gemeinschaft im Jahre 1948 angefangen hat. Sie ist bald ein halbes Jahrhundert alt und hat 
diese Zeit auch gebraucht, um aus den ersten Anfången der 6 zur jetzigen Gemeinschaft der 12 
zu werden. Dies waren alles Staaten, die nicht das tiefe Tal einer kommunistischen Planwirt-
schaft haben durchschreiten miissen, welche praktisch zur Zerstörung marktwirtschaftlicher 
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Strukturen in diesen Ländern gefUhrt hat. Also ich glaube schon, wenn wir im Jahre 2025 
Polen, die Tchechische Republik und Ungarn als Vollmitglieder bei uns haben, können wir 
uns freuen. Und wann die ilbrigen europäischen Staaten, also die Staaten der GUS, Rumä-
nien, Bulgarien, Albanien so weit sein werden, dazu wage ich keine Prognose zu stellen. 

Ein Wort zu Finnland 
Zum AbschluB ein Wort zur Heimat unserer finnischen Gäste, zu Finnland. Finnland ist in 

der Geschichte mehr Objekt als Subjekt der Machtpolitik seiner Nachbarn, insbesondere 
Schweden und RuBland, gewesen. Finnland war bis 1809 schwedisch, wurde dann von RuB-
land erobert und blieb bis 1918 Teil des russischen Zarenreiches, konnte sich 1918 in Folge der 
Niederlage RuBlands die Unabhängigkeit erkämpfen, die es dann auch im Winterkrieg 1939/ 
40 gegen die russischen Aggressoren hat behaupten können. Finnland mul3te aus dieser politi-
schen Situation heraus jahrzehntelang eine Politik strikter Neutralität im West/Ostkonflikt - 
ähnlich wie Schweden aber dennoch etwas anders - bewahren, war stärker noch, auch wirt-
schaftlich, von der Sowjetunion abhängig, ohne jedoch - wie die anderen Staaten Osteuropas 
- ein kommunistischer Satellit geworden zu sein. Dies behinderte die Politik Finnlands auch 
gegentiber seinen skandinavischen Nachbarn. Denn nur mit Verzögerung ist Finnland dem 
Nordischen Rat und später der EFTA beigetreten. Und auch die ersten Schritte in Richtung 
des europäischen Einigungsprozesses sind nur zögerlich aufgenommen worden. 

So ist Finnland erst am 1. Januar 1986 der EFTA als Vollmitglied beigetreten und 1989 am 
5. Mai, dem Europatag, dem Europarat beigetreten, als die Veränderungen in der Sowjetunion 
schon erste Signale - sehr deutliche Signale - zeigten. Vorher schon - und das ist wichtig fiir 
den jetzt eingeleiteten ProzeB - hat Finnland intensive Wirtschaftsbeziehungen zur EG auf-
gebaut. Die EG war neben der Sowjetunion der Haupthandelspartner Finnlands. Heute, nach 
dem Ende der Sowjetunion, hat Finnland fraglos politischen Spielraum gewonnen und 
konnte Schweden in der Politik der Annäherung an die EG folgen, ohne damit seine eigene 
wirtschaftliche Stabilität zu gefährden. 

Die Neutralitätspolitik Skandinaviens, insbesondere Schwedens und auch der Schweiz und 
Österreichs hat durch die Veränderungen in Europa in den letzten 5 Jahren wichtige politische 
Grundlagen verloren. Durch den Wegfall des Ost-West-Gegensatzes hat diese Politik ihre 
Voraussetzung, nämlich in einem Widerstreit neutral sein und bleiben zu können, eingebilBt. 
Ohne einen Gegensatz zwischen Staaten kann es begrifflich auch keine Neutralität gegentiber 
solchen Staaten geben. 

Frilher war es die einseitige starke politische und auch wirtschaftliche Bindung an die So-
wjetunion, an RuBland, die die AuBen- und Wirtschaftspolitik Finnlands geprägt hat und 
heute erhebliche Probleme fdr die finnische Wirtschaft mit sich gebracht hat. Finnland mul3 
im eigenen wirtschaftlichen, aber auch politischen Interesse AnschluB an die Europäische 
Union suchen, auch im Hinblick auf die weitere Entwicklung in der ehemaligen Sowjetunion. 
Denn es gibt keine stabilere Sicherheit flir Finnland als fest in diese europäische Gemein-
schaft integriert zu sein. 

Eine besondere Aufgabe wird innerhalb des europäischen Prozesses auf Finnland zukom-
men - ich meine die Beziehung zu den baltischen Republiken. Diese suchen auch Annähe-
rung an die Europäische Gemeinschaft, werden aber noch einen langen Weg durchschreiten 
milssen, ehe sie in der Lage sein werden, sich wirtschaftlich zu integrieren. Aber sie brauchen 
Hilfe von aul3en, und kein europäischer Staat ist dazu besser in der Lage als Finnland, das im 
Grunde eine wichtige Mittlerrolle zwischen dem Einigungsbereich der Europäischen 
Gemeinschaft und den baltischen Republiken spielen kann und dies auch schon begonnen 
hat. Vor allem die Kontakte zu Estland sind ja sehr intensiv. 

Lassen Sie mich schlieBen mit der banalen, aber richtigen Aussage, Finnland braucht 
Europa und Europa braucht Finnland. 	 IIN 
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m Winter 1992 fiel mir in einem finnischen Antiquariat ein Buch in die Hand, das mit fol- 
genden Worten begann: „Auf der von vielen Meeren zerkliifteten Halbinsel, die sich von 

Asien nach Westen erstreckt und die wir Europa heiBen, lebt, wie wir wissen, ein unruhiges, 
energisches, stolzes und passioniertes Geschlecht. Seine fiihrenden Stämme waren soeben in 
groBe, blutige Kriege verwickelt gewesen und betrachten sich daher, die Körper voller 
schmerzender Wunden, mit von Rachgier, Furcht und schlechtem Gewissen geblendeten 
Augen. Kopfjäger findet man nicht unter ihnen, aber in ihrer Kampfesweise legen sie eine 
grausame Erfindungsgabe zutage, die sich mittelbar auch belebend auf ihr friedliches Wirt-
schaftsleben auswirkt." 

So beschrieb der finnische Dichter, Literaturwissenschaftler und Goethe-Biograph Veikko 
Antero Koskenniemi, damals 48jährig, die Europäer in seinem Buch „Symphonia Europaea 
a. D. 1931". 

Koskenniemi war nicht der erste mit seinem Urteil. Schon der groBe Europäer seiner Zeit, 
Carl von Linn6, beschrieb vor 200 Jahren den speziellen Menschenschlag Homo europaeus 
als „leicht beweglich, scharfsinnig und erfinderisch". Dieser Homo europaeus diirfte mit allen 
seinen Eigenschaften im ilbrigen der vollkommene Gegensatz zu jenem Homo sovjeticus-
Schlag sein, wie ihn die heute in Finnland ansässige russische Jildin Inna Rogatsi in ihrem 
kiirzlich erschienenen Buch „Die zerbrochene Generation" so lebendig beschreibt. 

Koskenniemi schildert in seinem Buch die sommerliche Reise zu zwei europäischen 
Schriftstellerkongressen, aufwelcher er einen Abstecher ins ElsaB und nach StraBburg macht, 
um die Goethe-Gedenkstätten dieser deutsch-französischen Grenzlandschaft kennenzuler-
nen. Goethe, den Koskenniemi so sehr bewunderte, hatte ja in StraBburg studiert und hatte 
hier seine erste groBe Liebe erlebt. Koskenniemi wandert jetzt - nicht allzuweit von dem Ort 
unseres Seminars entfernt - mit einer gewissen Neugier auf den FuBspuren der Liebenden, er 
bewundert den sommerlichen Frieden des ElsaB und fragt in seiner auf uns so bombastisch 
wirkenden Art: „. ist ein Wunder geschehen, haben sich das deutsche und das französische 
Blut tatsächlich versöhnt, und sind sie sich vielleicht in irgendeinem höheren Zusammenhang 
begegnet? . . . ist das Unmögliche möglich geworden, haben sich die Geister eines Descartes 
und eines Kant gefunden, haben sich die Schatten Voltaires und Goethes, Bismarcks und 
Gambettas im Orkus die Hände gereicht?" 

Durch Koskenniemis ganzes Buch hindurch spiirt man die Erwartung der groBen Ausein-
andersetzung. Es ist, als habe die empfindsame Dichterseele fast aufs Jahr genau den ausbre-
chenden Weltbrand vorausgeahnt. Und dies, obwohl bis zur Machtergreifung Hitlers noch 
zwei Jahre verstreichen sollten. 

17 



Koskenniemis Reisebuch brachte mir lebhaft meine eigene erste Reise nach Mitteleuropa 
in Erinnerung, die ich zwei Jahrzehnte später, im Sommer 1951, unternahm. Wir waren - mein 
Reisegefährte, der sildostbottnische Student Lauri Pentti, und ich - ganz durch Zufall, und 
wahrscheinlich als einzige Teilnehmer aus Finnland - Koskenniemi wiirde hier natiirlich 
sagen „aus dem Lande der Hyperboreer" - zusammen mit zehntausend anderen Jugendlichen 
auf dem ersten Nachkriegstreffen der europäischen Jugend. Es fand am Ufer des Rheins statt, 
nahe der schon von Heine hochgepriesenen Loreley. Die von Koskenniemi erahnte „endgill-
tige Auseinandersetzung" zwischen Deutschland und Frankreich war jetzt vorilber. Deutsche 
und Franzosen bildeten auch hier die Mehrzahl, aber es waren auch zahlreiche andere Euro-
päer zur Stelle. Europa war auf aller Lippen. Schon ilber dem Lagertor stand geschrieben 
„Denkt an Europa", und eine äuBerst gut gemachte und eindrucksvolle Ausstellung trug den 
Namen „Europa ruft". Der erst wenige Jahre zurilckliegende Krieg rief sich wie von selbst in 
Erinnerung, denn viele Jugendliche waren in der grilnen Uniform der Europa-Jugend erschie-
nen. Wenn ich an die grenzenlose Europabegeisterung dieses Lagers denke, komme ich nicht 
umhin, mich zu wundern, daB die Idee der Europäischen Gemeinschaft trotz allem noch 
nicht weiter fortgeschritten ist. 

Wir kletterten mit unseren schweren und unpraktischen Koffern die 384 Stufen vom 
Rheinufer den Berg hinauf. Laut meinem arg vergilbten Reisetagebuch seufzte ich, auf der 
obersten Stufe angelangt, einem entgegenkommenden Österreicher zu: „Die Vereinigten 
Staaten von Europa sind eine hohe Sache." - Ich vermute, viele Finnen haben während der 
Europa-Diskussionen der letzten Monate sich des Eindrucks nicht erwehren können, daB 
Europa in der Tat eine hohe Sache ist. 

Europa ist eine hohe Sache in vielerlei Hinsicht. Zum ersten scheint die Schwelle nach 
Europa die Finnen sehr hoch zu sein. Zum zweiten scheinen sehr viele Stufen dorthin zu 
flihren. Und drittens ist die Kultur Europas eine hohe Sache. Europa ist nämlich nicht in 
erster Linie ein gemeinsamer Markt oder gemeinsame Direktiven, sondern vor allem ein 
Erdteil mit vielen Völkern und Sprachen, mit lebendigen Traditionen und starkem National-
bewuBtsein, stolzen Nationen und hervorragenden Individuen. 

Europa als politischer Begriff tauchte zum erstenmal während der Perserkriege auf, und 
zwar explizit als Gegenbegriffzu Asien. Mit Europa meinte man die unter den Griechen herr-
schende Freiheit. Und unter Freiheit verstand man die beiden vielleicht wichtigsten Bedeu-
tungsinhalte des Wortes, die sich als Freiheitsbegriffe bis auf den heutigen Tag erhalten 
haben: zum einen die Unabhängigkeit von fremder Herrschaft, zum anderen die Möglichkeit 
freier EinfluBnahme des einzelnen Bilrgers unter einer freien Form der Regierung, mit ande-
ren Worten in einer Demokratie. 

Diese Wurzel des Europäischen ist immer noch unversehrt. Eine durch Verfassungen und 
Recht geschiltzte, die Freiheit respektierende Vielfalt ist immer noch der vielleicht allerwich-
tigste Bestandteil unserer gemeinsamen europäischen Identität. 

Man hat das wirkliche Vorhandensein dieser gemeinsamen europäischen Identität einst 
u. a. durch die Tatsache belegen wollen, daB so viele Europäer sich so gut wie ilberall in 
Europa zuhause tilhien. Der Engländer Edmund Burke schrieb 1796, ein Europäer könne sich 
in keinem Teil Europas wirklich im Exil befinden. 

In Wirklichkeit hat das „Heimischsein" in Europa bei vielen Europäern - je nach Zeitpunkt, 
und auch je nach sozialer Stellung und Sprachkenntnissen des Einzelnen - nattirlich immer 
variiert. Es ist vermutlich wahr, daB sich ein gebildeter und sprachkundiger Europäer vor dem 
Ersten Weltkrieg relativ frei von einem europäischen Land ins andere, und von einem Ende 
Europas ans andere bewegen konnte. Und dies war auch noch in der Zeit zwischen den Krie-
gen möglich. Wesentlich schwieriger wurde es in den langen Jahrzehnten nach dem Zweiten 
Weltkrieg, und die groBe Wende gegen Ende der achtziger und Anfang der neunziger Jahre 
hat bis heute noch keine Änderung der Lage mit sich gebracht. Als ich Anfang Juni 1991, auf 
einer nächtlichen Bahnfahrt von Krakau durch die Tschechoslowakei nach Wien, sechsmal 
innerhalb derselben Nacht wegen PaB- und Zollkontrollen geweckt wurde, fiel es mir schwer 
zu glauben, daB ich mich innerhalb eines freien, sich auf dem Weg zur Vereinigung befindli-
chen Europas bewegte. Während ich dieses schreibe, lese ich die Klage eines Krakauers dar-
ilber, daB man doch zu Franz Josefs Zeiten soviel schneller aus Krakau nach Wien kam als heute. 
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Nach dem Jahr 1992 sollte der Ausspruch Edmund Burkes, wenigstens flir die Bilrger der 
Europäischen Gemeinschaft, keine geistige Maxime mehr sein, sondern selbstverständliche 
Rechtsnorm. Schreitet die Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft in dem Tempo 
voran, wie es heute geplant ist, wiirde sie innerhalb der nächsten Jahre schon fast alle euro-
päischen Völker gelten. Das Recht auf Freizilgigkeit ist wohl der gröBte Traum, der so vielen 
wahren Europäern gemein ist. 

Vielleicht ist es eine Stärke Europas, daB es keinen absoluten staatlichen, wirtschaftlichen 
oder kulturellen Mittelpunkt hat, sondern eine Reihe von Zentren. Europa ist nicht zentrali-
stisch, sondern föderalistisch. Man kann immer, je nach Betrachtungsweise, London vor Paris 
oder Rom, oder Berlin vor Wien, Moskau oder Petersburg stellen, aber keine dieser Städte 
ilberragt in jeder Hinsicht eine der anderen. Europa besitzt eine Menge wichtiger Punkte. Der 
Vergleich mit anderen Kontinenten mag hinken, aber trotzdem wiirde ich gern daran erin-
nern, daB z. B. die Vereinigten Staaten von Amerika längst nicht so viele Zentren von wirkli-
cher Bedeutung haben dilrften wie Europa. 

Europa ist - seine ganze Geschichte hindurch genausogut wie noch heute - geprägt von 
einer merkwiirdigen Mischung, auf der einen Seite, aus dem Gefiihl europäischer Zivilisation 
und Identität - vielleicht kann man Europäertum dazu sagen - und, auf der anderen Seite, sei-
nem Zerfall in zahlreiche Nationalstaaten, Nationen und Minoritäten mit ihren ständigen 
Kriegen. In dieser Beziehung ist Europa ein Kontinent des fortlaufenden Dualismus. 

Ober alle diese Kämpfe und Kriege hinaus hat sich jedoch die Idee eines gemeinsamen 
Europa erhalten. Zur selben Zeit, als der Kontinent in Nationalstaaten zerfiel, als der Nationa-
lismus die Massen ergriff und sich die Völker in die mörderischsten Kriege aller Zeiten stiirz-
ten, zur selben Zeit erhielt sich die Idee Europas am Leben. 

Die Europa-Idee hat im Laufe der Jahrhunderte jedoch nicht zuletzt auch als Vorwand 
verschiedene imperialistische Eroberungen hergehalten. Es ist daher verständlich, daB auch 
heute noch viele kleine europäische Staaten sich an alle jene im Namen Europas vorgebrach- 
ten Hegemonie-Anspriiche erinnern und auch gegeniiber neuen Versuchen angstgemischte 
Geflihle empfinden. Vielleicht haben wir hier den historischen Hintergrund ftir die abweh- 
rende Einstellung mancher kleiner Staaten dem „Europa von Briissel" gegentiber zu suchen. 

Auch bei ideellen europäischen Einheitsbestrebungen wurde oft nur von einzelnen Teilen 
Europas ausgegangen. Der Versuch, Europa zu vereinen, ging in vielen Fällen auf den 
AnschluB einiger Teile und den AusschluB anderer Teile hinaus. Beispielsweise rechnete der 
österreichische Graf Coudenhove-Kalergi, dessen Pan-Europa-Union in den 1920er Jahren 
ein bedeutender politischer Faktor war, weder England noch das bolschewistische RuBland zu 
Europa. Vielleicht läBt sich in dieser Art der Begrenzung die Antwort darauf finden, weshalb 
z. B. in England die antieuropäische und antikontinentale Stimmung so tief verwurzelt ist. 

Der in der Nachkriegszeit geschaffene Europarat, mit anderen Worten das „Europa von 
StraBburg", umfaf3te nur Westeuropa, die Europäische Gemeinschaft, das „Europa von Brils-
sel", einen noch engeren Kreis. Ein klares Bild dartiber, was mit Europa oder einem Teil Euro-
pas jeweils gemeint ist, ist nicht leicht zu bekommen. 

Mitteleuropa z. B. ist eine sehr unklare territoriale Einheit. Ober die politischen, zivilisatori-
schen oder wirtschaftlichen Grenzen des Gebiets herrscht keinerlei Einigkeit. Vor kurzem sah 
ich auf dem Tisch einer Briisseler Buchhandlung den gerade erschienenen „Atlas de peuples 
d'Europe Centrale", in welchem Mitteleuropa in Finnland anfängt und in Griechenland auf-
hört; hier könnte man vielleicht eher von einem Meridional-Europa oder von einem Zwi-
schen-Europa sprechen. 

Ich glaube, daB wir in Finnland im allgemeinen von einem alten geographischen Europa-
Begriff ausgehen, einem Europa, das vom Eismeer zum Mittelmeer und vom Atlantik zum 
Ural reicht. Wir haben auch gute Traditionen in dieser Hinsicht. An einem heiBen Sommertag 
des Jahres 1975 versammelten sich in Helsinki die Staatsoberhäupter des ganzen groBen 
Erdteils zur Konferenz tiber Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, zum ersten Mal tibri-
gens seit Ende des Zweiten Weltkriegs. Und die Tradition - ob aus Zufall oder von Klio, der 
Muse der Geschichte, gelenkt - hat sich fortgesetzt. Als sich die Staatsoberhäupter Europas 
im Juli 1992 wieder zum europäischen Gipfel in Helsinki trafen, hatte sich ihre Zahl um fast 
ein Drittel vermehrt. Erstmals traten die Fiihrer von mindestens flinfzehn neuen europäi- 
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schen Republiken auf einem europäischen Forum Seite an Seite mit den Fiihrern des „Alten 
Europa" auf. Finnland hatte den einmaligen Auftrag und die Gelegenheit, Gastgeber zu sein 
fiir ein Treffen des ganzen „groBen Europa". 

Auch im Europarat betont man - nach den groBen Veränderungen in Osteuropa - gern den 
Begriff eines gröBeren Europa. Als die Kultusminister des Europarates sich Ende Apri11990 in 
Palermo zu ihrer zweijährlichen Konferenz trafen, kam dort mehrfach der neue Begriff des 
„GroBen Europa" zur Sprache. Der eine und der andere Redner erinnerte daran, daB Europa 
vom Atlantik zum Ural reicht. Die Nord-Sild-Achse Europas wurde seltener erwähnt, obwohl 
man sich fast genau an der geographischen Sildspitze des Erdteils befand, - es sind nur vier 
Stunden mit der Fähre zur afrikanischen Kiiste. 

Das Thema der Kultusministerkonferenz des Europarates Ende Apri11990 war das „Europa 
der vielen Kulturen". Viele Redner verglichen das multikulturelle Europa mit einem Mosaik. 
Dieser Vergleich war sicher zutreffend auf Sizilien, der Insel mit den vielen Mosaiken. Die 
Struktur des Mosaiks paBt als Metapher ausgezeichnet dazu, wie sich die verschiedenen 
Nationalitäten und Sprachen Europas nebeneinanderreihen, wie graue und rote und blaue 
Steinchen und viele andere Farben sich miteinander abwechseln. Und gleichzeitig symboli-
siert die jahrtausendelange Dauerhaftigkeit des Mosaiks aufs beste die Beständigkeit der euro-
päischen Nationalitäten. 

Aber dennoch erhebt sich die Frage, ob wir dieses europäische Mosaik nicht besser wie ein 
Kaleidoskop betrachten sollten, in dem Farben und Formen und Schönheitsgrade sich je nach 
der Perspektive verändern, aus der wir sie gerade sehen. Die Kultusminister Europas sahen 
auf ihren alten Erdteil fast ausschlieBlich aus der Perspektive der Freiheit und der Menschen-
rechte. Aber das ist trotz allem nur eine Perspektive. 

Man muB die Vielfalt Europas, die ganze geschichtliche Entwicklung dieses Erdteils 
beriicksichtigen, wenn man darangeht, seine Zukunft zu umreiBen. Eine europäische Verfas-
sung kann nur von Dauer sein, wenn sie auf europäischen Nationen, ihrer langen Geschichte, 
ihren Sprachen und den von ihnen geschaffenen Staaten aufbaut. Auch Landschaften und 
Regionen sind durch lange Traditionen zu dem geworden, was sie sind: zu lebendigen Hei-
maten in den Herzen der Menschen. 

Diese ganze Vielfalt kann nur zusammengeschlossen werden, wenn das Europa der 
Zukunft seinerseits auf rechtem Grund steht. Wenn seine Verwaltung dezentralisiert ist. 
Wenn es sich auf die Selbstbestimmung der Regionen und Länder griindet. Wenn auf höherer 
Ebene nur das erledigt wird, was auf niedriger Ebene nicht zu machen ist. Auf diesen Grund 
bauend wäre eine europäische Verfassung zu empfehlen. 

Viele Europa-Idealisten sehen Europa in erster Linie als eine geistige Gesamtheit, als ein 
ideelles Europa, als eine gemeinsame Denkweise. Vor diesem Hintergrund gesehen, streicht 
das Europa, das in den 1990er Jahren unter der Fiihrung der Europäischen Gemeinschaft im 
Entstehen begriffen ist, vielleicht allzu sehr nur den wirtschaftlichen Aspekt heraus. Europa 
kann nicht nur eine auf Umsatz bauende Warengesellschaft sein. Eher ist Europa vielleicht 
eine heilige Allianz, wie sie noch einem Leopold von Ranke vorschwebte. 

Hinter den wirtschaftlichen Bestrebungen sind die Diskussionen um die geistige Rolle 
Europas allzu sehr ins Hintertreffen geraten. Vielleicht wäre es gut, wenn wir uns die passio-
nierten Europa-Visionen eines Romain Rolland oder Hugo von Hofmannsthal oder eines 
Heinrich Mann oder Thomas Mann in Erinnerung riefen. Und hier könnte man gut an den 
bekannten Ausspruch von Karl Marx erinnern, nach dem eine Idee verbleicht, wenn man erst 
einmal darangeht, sie zu verwirklichen. Fiir Europa könnte dies spätestens in der zweiten 
Hälfte der neunziger Jahre zutreffen. 

Es gibt viele, die einer tibernationalen europäischen Zusammenarbeit gegentiber skeptisch 
sind, weil sie befiirchten, die EG könnte nationale Kulturen und nationale Eigenheiten 
erdrticken. Es gibt jedoch, finde ich, nicht die geringsten Anzeichen dafiir, daB man in Brtissel 
versuchen wiirde, die Bewegungsfreiheit nationaler Kulturen einzudämmen. Im Gegenteil 
versucht Briissel z. B. Mittel flir nationale Buchproduktionen und Ubersetzungsaktivitäten 
oder flir nationale Fernseh- und Filmproduktionen bereitzustellen. Die Frage ist wohl eher 
die, in welchem MaBe die nationalen Kulturen selber bereit sind, ihre nationalen Eigenheiten 
aufzugeben und ihre Besonderheiten irgendeinem vagen Europäertum zuliebe zu opfern. 
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Ich bleibe also bei der Feststellung: Europa bedeutet keineswegs in erster Linie gemein-
same Märkte und gemeinsame Direktiven, sondern Europa ist, wie gesagt, vor allem anderen 
ein Erdteil mit vielen Völkern und Sprachen, mit lebendigen Traditionen und starkem Natio-
nalbewuBtsein, stolzen Nationen und hervorragenden Individuen. In diesem Europa kommt 
man nicht ohne ein entwickeltes SelbstbewuBtsein, ohne Aktitivät, ohne FleiB zurecht. Die 
Finnen können nur als Finnen richtige Europäer sein, Finnland kann nur als Finnland ein Teil 
Europas sein. 

Aus diesem Grund bedeutet Europäisierung ftir uns vor allem die Verteidigung des Finni-
schen. Zur gleichen Zeit, in der wir uns dartiber klarzuwerden versuchen, was eigentlich 
Europa und Europäertum ist, milssen wir unsere Auffassung vom Finnentum vertiefen. Zur 
gleichen Zeit, da wir wirtschaftlich eine engere Gemeinschaft mit Europa suchen, miissen wir 
aufkulturellem Gebiet zusehen, mit welchen Mitteln wir das Finnische verteidigen, seine Prä-
senz in Europa und seine Existenz daheim. Leider hat sich die Europa-Diskussion in Finnland 
noch nicht gentigend damit auseinandergesetzt, welche kulturpolitischen, wirtschaftspoliti-
schen, oder ilberhaupt gesellschaftspolitischen MaBnahmen fiir uns zu ergreifen sind, wenn 
wir im Wandel der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse möglichst verteidigungsfähig 
sein wollen. Die ersten Anzeichen des Hineinwachsens in diese Wirklichkeit sind jetzt da; 
aber es ist auch eine fortlaufende Analyse vonnöten. 

Die finnische Europa-Diskussion scheint nach wie vor von einer groBen Gegensätzlichkeit 
geprägt zu sein. Die einen warten auf den wirtschaftlichen VereinigungsprozeB Europas wie 
auf das jiingste Gericht, die anderen wie auf das Öffnen der Pforten zum Paradies. Charakteri-
stisch ftir beide Denkweisen ist ein gewisser Fatalismus: man sieht die Entwicklung als unaus-
weichlich an und glaubt, daB mit eigenem Willen nichts auszurichten sei. 

Dies ist falsch. Nattirlich muB man auch in Finnland davon ausgehen, daB unser Schicksal 
in unseren eigenen Händen liegt und wir mit unserer Zukunft in Europa ungefähr das machen 
können, was wir selber wollen. Fiir die Entwicklung Europas können wir nichts oder wenig-
stens nicht sehr viel tun, aber ftir unsere eigene Situation schon. Dann aber können wir nicht 
einfach tatenlos dastehen und warten, was auf uns zukommt. Wir können uns nicht vom 
Schicksal treiben lassen, sondern wir miissen das Ruder ergreifen und selber entscheiden, was 
wir tun. 

Das bedeutet praktisch, daB wir in Finnland analytisch beobachten milssen, was in Europa, 
und besonders in unseren Nachbarländern, in naher Zukunft und auf lange Sicht hinaus 
geschieht. Wir mtissen uns selbst unsere zu erwartende Zukunft konzipieren. Und da reicht es 
nicht, daB wir feststellen, die Entwicklung sei unberechenbar. Sie selber ist unberechenbar, 
aber verschiedene Alternativen können wir dennoch berechnen. Wir miissen uns nicht nur 
auf eine, sondern auf mehrere Alternativen einstellen. Und wenn wir die wahrscheinlichen 
Entwicklungsrichtungen festgestellt haben, miissen wir uns aktiv an die Arbeit machen, um 
unsere nationale Zivilisation, einen angemessenen Lebensstandard filr uns und unsere rela-
tive wirtschaftliche Unabhängigkeit auch unter neuen, ja eigentlich unter allen Alternativen 
zu sichern. 

Die Situation erfordert stärkere MaBnahmen als bisher zur Unterstiltzung des nationalen 
Bildungswesens und zur Entwicklung und Internationalisierung des finnischen Ausbildungs-
systems. Das bedeutet nicht nur, daB man mehr finnische Studenten ins Ausland schickt, son-
dem wir miissen auch vorbereitet sein, mehr ausländische Studenten, Forscher und Lehrer 
bei uns aufzunehmen. Wir milssen unsere nationalen Bildungsbestrebungen unterstiitzen, 
wir miissen unsere Literatur in fremde Sprachen tibersetzen lassen u. v. a. m. Schon vor zwei, 
drei Jahren hat man z. B. bei uns Pläne fiir die Entwicklung der audiovisuellen Produktion im 
Hinblick auf ein europäisches Mediennetz ausgearbeitet. Dieses Programm steht nach wie vor 
zur Verftigung. 

Es ist falsch zu glauben, daB die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Verwirklichung bil-
dungspolitischer Ziele im Wege sttinden. In den meisten Fällen ist es eine Frage von Initiati-
ven, in manchen Fällen erfordert es die Umdirigierung von Ressourcen. Und das wiederum 
erfordert Phantasie und Mut. ■ 
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I. 
--F-Nie Zeiten flir einen eher reibungs- und daher auch geräuschlosen Fortschritt im europäi-
lf schen EinigungsprozeB sind seit Anfang der 90er Jahre schwieriger geworden. Das 
betrifft die zu lösenden Probleme ebenso wie die Rahmenbedingungen. Die Umwälzungen in 
Mittel- und Osteuropa sowie die Wiedervereinigung Deutschlands als neue Probleme gehö-
ren ebenso dazu wie die gespaltene öffentliche Meinung zu den Maastrichter Verträgen und 
die ständigen Währungsunruhen im EWS im Gefolge der deutschen Inflationsbekämpfung. 
In der EG der Zwölf und im EWR wird die volle FreizUgigkeit des Waren-, Dienstleistungs-
und Kapitalverkehrs Mitte der 90er Jahre mit der ersten Stufe der Wirtschafts- und Währungs-
union praktisch erreicht sein. 

Der gemeinsame Europäische Binnenmarkt nimmt Gestalt an; seine technischen Pro-
bleme werden nach und nach tiberwunden werden. Die gemeinsame Währung dagegen wird 
auf der Zeitachse deutlich verschoben werden miissen, weil fast alle Mitgliedsländer in der 
zweiten Hälfte der 90er Jahre voraussichtlich die selbst gesetzten Konvergenzkriterien nicht 
hinreichend erflillen werden. Allen voran auch die Bundesrepublik, die bei der Setzung der 
Normen in den Maastrichter Verträgen fiir die strengen Anforderungen gesorgt hatte. 

Es ist daher eine entscheidende Frage flir die Entwicklung „Europas nach Maastricht", 
wann die Bundesrepublik die Belastungen aus der Wiedervereinigung soweit ilberwunden 
haben wird, daB sie ihre fUhrende Rolle im europäischen EinigungsprozeB wieder Uberneh-
men kann, insbesondere hinsichtlich der stabilitätspolitischen Voraussetzungen fUr eine 
gemeinsame Währung. 

Diese Verzögerungen - ursächlich bedingt durch die deutsche Einheit oder deren speziel-
len Ablauf - haben aber auch erhebliche Vorteile: Sie machen es den mittel- und osteuropäi-
schen Ländern leichter, die Vorbedingungen fUr ihre zunächst indirekte und erst sehr viel spä-
ter direkte, von Anfang an aber fiir sie erfolgreiche Teilhabe am Europäischen Binnenmarkt 
zu schaffen. Immerhin mUssen die osteuropäischen Reformländer einen viel gröBeren Teil 
des erforderlichen Strukturwandels mit viel geringerer Hilfe von auBen und daher auch höhe-
rem Konsumverzicht bewältigen, als dies tili- die neuen Länder der Bundesrepublik Deutsch-
land der Fall ist und sein wird. 

Das groBe Experiment des Sozialismus, daB der Staat die Investitionstätigkeit und die 
Unternehmerfunktion selbst besorgt, ist kläglich gescheitert. Die Volkswirtschaften verarm-
ten nicht nur relativ, sondern unter Berilcksichtigung der Auszehrungseffekte auch absolut. 
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Bereits 1990, verstärkt aber 1991, setzte ein massiver Einbruch des Warenverkehrs innerhalb 
der ehemaligen Staatsgebiete des RGW ein. Die Ursachen daftir lagen zunächst in der auBer-
ordentlich niedrigen Wirtschaftsentwicklung dieser Länder, die bereits Mitte der 80er Jahre 
eingesetzt und sich Ende der 80er Jahre beschleunigt verschlechtert hatte. Bei kaum noch 
wachsendem Sozialprodukt ging die Importnachfrage zurtick, und die Fähigkeit zu expandie-
ren, reduzierte sich zum Teil beträchtlich - so etwa in der UdSSR hinsichtlich der Exporte 
(Abb. 1). 

Wachstum im RGW 
Durchschnittliche reale Zunahmen p. 

von NMP, Importen und Exporten 

Abbildung 1: „Wachstum im RGW 1971-1990", Zeitraum 1986/90. 

Der an sich ftir die weitere Entwicklung richtige konsequente Obergang in Warenverrech-
nung ab 1. Januar 1991 zu Weltmarktpreisen hatte einen zu plötzlichen Wandel zur Folge, so 
daB sämtliche RGW-Länder mit ihren Produkten und Rohstoffen - wenige Fertigerzeugnisse 
ausgenommen - weder vom Preis noch von der Qualität her mit den am Weltmarkt gehandel-
ten Giltern konkurrieren konnten. Als Folge kauften die ehemaligen RGW-Länder nach 
Wegfall der gegenseitigen Rubelverrechnung zunehmend auf westlichen Märkten ein und 
versuchten, auch hier Abnehmer ftir ihre bisherigen Lieferungen in das RGW-Gebiet zu fin-
den. Dabei kam es von 1991 bis 1993 zu einem drastischen Rtickgang der Exporte und infolge 
der chronischen Devisenknappheit zu einem kräftigen Rtickgang der Importe, da die quasi 
Tauschgeschäfte auf der Basis der frtiheren Verrechnung ilber den Rubel weggefallen waren. 

Gleichzeitig neigte jedes Land dazu, nach Wegfall der Verrechnungsmöglichkeiten im 
alten System, die eine rasche Kompensation der Rubelilberschtisse durch Importe nahegelegt 
hatten, die Importe eher restriktiv zu handhaben, um die erforderlichen Devisentiberschtisse 
anzusammeln, die tili-  eine reibungslose Abwicklung einer Teilnahme am freien Warenver-
kehr der Welt in einer GröBenordnung von mehreren Monatsraten der Importe nun einmal 
erforderlich sind. 

Da sich während der schwachen Wirtschaftsentwicklung zwischen 1985 und 1990 bei dem 
Versuch, die Wirtschaftsmisere tiber Importe zu lindern, die Netto-Hartwährungsschulden 
der RGW-Länder bis 1990 auf rd. 122 Mrd. DM oder rd. 83 0/0 erhöht hatten, absorbierten die 
erforderlichen Zinszahlungen allein ilber 20 % der Exporte mit der Folge, da13 ein groBer Teil 
der Hartwährungserlöse ft:1r den Schuldendienst eingesetzt werden muBte, so daB es ftir die 
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Abbildung 2: „Osteuropa: Exporte in westliche Industrieländer und Westdeutschland". 

Reformländer zwingend wurde, sich mit ihren Exporten verstärkt an den westlichen Märkten 
zu orientieren, um dort die erforderlichen Devisen zu beschaffen. Dieses Bemtihen wiederum 
verstärkt die Anstrengungen zum Obergang in eine marktwirtschaftliche Steuerung, begin-
nend mit einer rigorosen Preisreform und drastischen Abwertung der eigenen Währung. Die-
ser Weg ist zwar in den kurzfristigen Folgen ftir den Lebensstandard der Bevölkerung hart, 
aber bereits mittelfristig aussichtsreich, wenn die staatliche Wirtschaftspolitik rasch und kon-
sequent handelt. Entsprechend ist es nicht verwunderlich, daB der Export der neuen Bundes-
länder in die Reformstaaten drastisch zurtickfiel, während die alten Länder ihre Exporte noch 
steigern konnten (Abb. 2). 

Polen und Ungarn, die dies bereits Anfang der 90er Jahre getan haben, verzeichnen seit 
1991 schon deutliche Fortschritte. So haben sich in Polen die Währungsreserven des Landes 
tiber stark steigende Exporte und deutlich weniger zunehmende Importe kräftig erhöht und 
damit den Freiheitsgrad der Geld- und Wirtschaftspolitik deutlich gesteigert sowie den 
Lebensstandard auf dem 1992 erreichten niedrigen Niveau stabilisiert. Sollten sich die GUS-
Staaten nach 1993 zu ähnlich drastischen MaBnahmen entschlieBen, könnte auch hier ein 
Neubeginn einsetzen, wenngleich dieser wohl wesentlich mehr Zeit in Anspruch nehmen 
wird als in den kleinen Ländern. 

Die zunehmende Verbesserung der Qualität und Lieferfähigkeit in den Reformländern 
„der ersten Reihe", also Polen, der Tschechischen Republik, Ungarn und Slowenien, verrin-
gert die Unterschiede der eigenen Warenstruktur zu der des Weltmarktes und eröffnet damit 
auch einen wachsenden marktwirtschaftlich fundierten Austausch zwischen diesen Ländern 
eine sicher schon bis zur Mitte der 90er Jahre zunehmende Chance. 

Eine an streng wirtschaftlichen Maximen ausgerichtete Wirtschaftshilfe von Weltbank und 
Weltwährungsfonds sowie Investitionsschutzabkommen könnten vor allen Dingen vermehr-
ten Direktinvestitionen und damit der unmittelbaren und schnellstmöglichen Obertragung 
von marktwirtschaftlichem Know-how zugute kommen. 

45,4 

3 

24 



Verständlicherweise sind die westlichen Länder nicht bereit, groBe finanzielle Aufwendun-
gen ftir die Kosten bei der Auflösung der alten Strukturen zu ilbemehmen, wurde doch deren 
voraussehbare Ineffizienz nicht, wie sachlich geboten, den vergangenen Fehlleistungen der 
Planwirtschaft angerechnet, sondern eher als mangelnde Transformationsfähigkeit der Markt-
wirtschaft angelastet. Die Bereinigung der Tiber Jahrzehnte hinweg entstandenen Fehlent-
wicklungen ist nur tiber eine drastische Anpassung in der Lebenshaltung an die wirkliche 
Ausgangslage möglich. Der Konsum muB zugunsten der Kapitalbildung eingeschränkt wer-
den. Denn wie immer man es rechnet, ist in den vergangenen Jahrzehnten ein GroBteil des 
Kapitaltransfers von West nach Ost entweder einem höheren Lebensstandard bei gegebenen 
Riistungsausgaben oder aber zu hohen Rtistungsausgaben bei gegebenem Lebensstandard 
zugute gekommen und hat in jedem Fall damit die Effizienz der Planwirtschaft höher ausge-
wiesen, ihre Lebenshaltung und Riistung auf einem höheren Niveau gehalten, als dies ohne 
westliche Unterstiltzung möglich gewesen wäre. 

Eine konsequentere Verweigerung der Zufuhr von neuem Kapital aus dem Westen in den 
80er Jahren hätte also einen preiswerteren Weg und möglicherweise einen noch friiheren 
Offenbarungseid sozialistischer Planwirtschaft eröffnet, als dies durch die Herausforderung 
der Hochriistung Amerikas bewirkt werden konnte. 

Gleichwohl mtissen die westlichen Industrieländer schon zur Bewahrung ihrer eigenen 
Leistungsfähigkeit und der Effizienz der Ubertragung marktwirtschaftlicher Koordination 
darauf bedacht sein, vor allem konkrete Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten und Know-how zu 
iibertragen sowie die erforderliche Kapitalbildung in die Länder selbst zu verlagern und Kapi-
talzufuhr von auBen auf streng begrenzte und effiziente Projekte zu beschränken, wie dies die 
Richtlinien bei der Vergabe von Krediten der Weltbank im tibrigen ohnehin vorsehen. 

Ungebundene Kapitalhilfen, wie sie vor allem von der Bundesrepublik im Zuge der Wie-
dervereinigung zunächst an die UdSSR bereits gegeben worden sind und in den kommenden 
Jahren noch an die Nachfolgestaaten gegeben werden, diirften ganz iiberwiegend den Zwang 
zur konsequenten Änderung der Wirtschaftspolitik vermindern, also kontraproduktiv ftir die 
angestrebte rasche marktwirtschaftliche Anpassung wirken. Allenfalls könnte man diesen Hil-
fen zugute halten, daB ohne sie die Bruchgrenzen des jetzigen, auf positive Veränderungen 
gerichteten politischen Systems iiberschritten wiirden und diese somit Voraussetzung einer 
liberhaupt durchsetzbaren Ubernahme marktwirtschaftlicher Prinzipien sind. 

III. 

Der europäische IntegrationsprozeB dauert bereits iiber 30 Jahre. Ungeachtet eines Ver-
laufs, der mehr einer Springprozession als einem dynamischen ProzeB gleicht, hat er fiir 
Europa selbst, aber auch und vor allem ftir die noch nicht teilnehmenden Länder Europas und 
ftir die zunehmende Arbeitsteilung der Weltwirtschaft viel bewirkt. Ungehemmt von dem 
verstärkten Austausch unter den Mitgliedsländern (Abb. 3), profitierten die iibrigen europäi-
schen Industriestaaten fast mit der gleichen Zuwachsrate durch das importsteigernde ver-
stärkte Wirtschaftswachstum in der EG. Auch fur die iibrige Weltwirtschaft, insbesondere die 
USA und Japan, waren die ftir diese Länder exportsteigernden Integrationserfolge der EG 
weit bedeutsamer als die AbschlieBungseffekte des gemeinsamen AuBenzolltarifs. Dieser 
wurde im tibrigen sehr erfolgreich als Hebel in zahlreichen GATT-Runden eingesetzt, um 
insgesamt eine sehr wirksame Reduzierung der Handelsschranken herbeizuftihren. 

Die Mitgliedsländer der EG selbst waren durch die wachsende Arbeitsteilung, aber auch 
durch die erheblichen regionalen Beihilfen schon recht erfolgreich in dem Bemtihen, die bei 
Beginn der Gemeinschaft noch sehr hohen Unterschiede in der Wirtschaftskraft der Mit-
gliedsländer abzubauen. So verringerte sich der Abstand im Bruttoinlandsprodukt je Einwoh-
ner zwischen den jeweiligen Teilnehmerländern von 1960 fast 1:4,2 tiber 1970 1:3 und 1980 
1:2,3. Der Beitritt der stideuropäischen Länder konnte allerdings nicht so rasch aufgefangen 
werden. Immerhin lag das Verhältnis 1991 aber schon wieder auf 1:2,6. 

Die EFTA-Länder hatten die Belastungen aus dem Beitritt der ärmeren Mitgliedsländer 
nicht zu tragen und stellten sich auch in der Ausgangslage als die leistungsstärkeren westeuro-
päischen Industrieländer dar (Abb. 4). AufschluBreich ist nicht nur die Entwicklung der Län- 
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Abbildung 4: „Bruttoinlandsprodukt der EFTA-Länder". 
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der zwischen 1970 und 1990 selbst, sondern äuch ihre Rangfolge untereinander und im Ver-
hältnis zum jeweiligen Durchschnitt der EG. So liegt die EG 1970 - vor dem Beitritt GroBbri-
tanniens - im oberen Drittel, 1980 knapp vor Finnland und bildet 1990 das SchluBlicht, wäh-
rend Finnland in das Mittelfeld aufgertickt ist und hinter Österreich liegt. 

Ein Beitritt der bisherigen EFTA-Länder bedeutet also filr die EG der Zwölfim Verlauf der 
90er Jahre eine deutliche Stärkung ihrer Wirtschaftskraft. Schon die RGW-Vereinbarungen 
schaffen eine noch bessere Verzahnung der einzelnen beitrittswilligen Länder mit der EG, als 
dies die bereits seit Jahrzehnten wirksame Freihandelszone erreicht hatte. Der rasche Beitritt 
weiterer Länder aus diesem hochqualifizierten Bereich stärkt die EG auch bei der Bewälti-
gung der wirtschaftlichen Hilfen, die noch fiir längere Zeit ftir die sildeuropäischen Beitritts-
länder der 80er Jahre und fiir die neuen Bundesländer zu tibernehmen sind. Dabei gilt gene-
rell, daB eine beschleunigte wirtschaftliche Erholung in einem sich im weiteren Verlauf der 
90er Jahre vergröBernden Integrationsgebiet die besten Voraussetzungen fiir die Reformlän-
der Osteuropas schafft, entschlossene marktwirtschaftliche Strukturwandlungen durch den 
erleichterten Zugang zum westeuropäischen Markt abzufedern. 

Welche Export- und damit Wachstums- und Strukturwandlungschancen sich aus einem 
erleichterten Marktzugang ergeben können, belegen die Ausfuhrerfolge der Volksrepublik 
China. Obwohl marktwirtschaftliche Veränderungen bisher nur regional und sektoral 
begrenzt zugelassen wurden, gehörte China zu den erfolgreichsten Exporteuren in dem Jahr-
flinft 1987/92. Das kommende Jahrfiinft diirfte diese Position noch ausbauen, da die bisheri-
gen Rahmenbedingungen daftir noch verbessert worden sind (Abb. 5). 

Ähnlich wie China können die osteuropäischen Reformländer - allen voran die der ersten 
Entwicklungsreihe: Polen, die Tschechische Republik, Ungarn und Slowenien - wachsenden 
Nutzen aus „verlagerter Arbeit" aus den westeuropäischen Ländern ziehen. Ftir diese liegen 
nun zunehmend Hongkong bzw. Sildchina oder die tibrigen „kleinen Tiger" unmittelbar vor 

Abbildung 5: „Wachstumszentrum Asien". 
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der Haustiir. Die osteuropäischen Länder können so die notwendigen Investitionsgfiter-
importe bezahlen, die sie zunehmend in die Lage versetzen, ihre an sich durchweg gut quali-
fizierten Arbeitskräfte aus dem zunehmenden Produktivitätsanstieg höher zu entlohnen. Auf 
diese Weise kann schon lange vor einem ohnehin erst sehr viel späteren Beitritt im Rahmen 
der Teilhabe am europäischen Markt die Lebenshaltung in den Reformländern angehoben 
werden. Dabei öffnen sich auch fiir die westeuropäischen Länder wachsende Exportchancen. 
Allerdings zwingt der wachsende Wettbewerb der Reformländer die westeuropäischen Län-
der, ihre Verteilungsspielräume sehr viel vorsichtiger auszuloten, als das vor allem in den 80er 
Jahren der Fall war. Gleichwohl gilt in den weiteren 90er Jahren, daB jeder Fortschritt in der 
Integration der westeuropäischen Länder die Belastung aus der möglichst umfassenden Teil-
habe der Reformstaaten an dem so gestärkten Binnenmarkt erträglicher und damit politisch 
besser durchsetzbar und vertretbar macht. 

V. 

Die wirtschaftlichen Chancen Osteuropas im Integrationsproza der weiteren 90er Jahre 
sind daher um so gröBer, je konsequenter Westeuropa seine Wirtschaftsintegration voran-
treibt, je mehr und je friiher die wirtschaftlich starken EFTA-Länder diesen ProzeB stimulie-
ren und je friiher und anhaltender die seit Mitte 1990 die westlichen Industrieländer lähmende 
Rezession iiberwunden werden kann (Abb. 6a und 6b). Alle diese Voraussetzungen, fiir deren 
Eintritt sich die Wahrscheinlichkeit deutlich erhöht hat, sind aber nur notwendige Vorausset-
zungen. Hinreichende Chancen erlangen die Reformstaaten erst dann, wenn sie ihre kaum zu 
ilberschätzenden Strukturprobleme soweit gemeistert haben, daB die marktwirtschaftlichen 
Veränderungen iiberhaupt ein Fundament finden, auf dem sie ansetzen können. 

Polen, Ungarn, die Tschechische Republik und die Slowakei haben - zum Teil schon 
vor 1990 - mit ersten Reformen ihrer Wirtschaft begonnen und bei der Umstrukturierung 
ihrer Exporte bereits erste Erfolge zu verzeichnen. (Vgl. die schon aufgeffihrte Abbildung 2, 
Seite 24, „Osteuropa: Exporte in westliche Industrieländer und nach Westdeutschland".) 

Zu der Leistungskraft dieser Länder im Vergleich zu einzelnen EG-Ländern vgl. die Abbildungen 
6a und 6b „Wohlstandsgefälle in der EG in Ecu" und „ im Kaufkraftindex gemessen". 

Wohlstandsgefälle in der EG 
Bruttoiniandsprodukt je Einwohner 1992 
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Abbildung 6a 
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Abbildung 6b 

In der zweiten Entwicklungsreihe werden die baltischen Länder, Bulgarien und Rumänien, 
die Slowakei und - mit Abstand - WeiBruBland und die Ukraine nachvollziehen, was die erste 
Reihe an Strukturwandlungen vorexerziert hat. 

Ganz unbestimmt auf der Zeitachse ist der Vollzug der Marktwirtschaft in RuBland. Hier 
hemmen die politischen Verhältnisse den der Problemstellung nach angemessenen Fortgang 
noch auf nicht absehbare Zeit. Auch Riickschläge erscheinen nicht ausgeschlossen. Gleich-
wohl verläuft der ProzeB - gemessen an den pessimistischen Prognosen von 1991/92 - sehr viel 
moderater. Nur wird Europa viel Zeit gebrauchen und in Zeiträumen weit Tiber die 90er Jahre 
hinaus vorausdenken lemen miissen, wenn diese „dritte Stufe" der marktwirtschaftlichen 
Umsetzung in Osteuropa gelingen soll. Immerhin kann RuBland reiche Bodenschätze in seine 
Entwicklung einbringen und ähnlich wie viele OPEC-Länder Ressourcen unmittelbar und 
mit technischer Hilfe des Auslandes in eine Verbesserung der Infra- und Suprastruktur 
umsetzen (Abb. 7). 

VI • 
Der Beitritt der neuen Bundesländer hat die Bundesrepublik Deutschland auf zehn Jahre 

hinaus vor eine beispiellose Kraftprobe gestellt. Beriicksichtigt man die dabei aus politischen 
Griinden wohl unverzichtbare Vorgabe der Aufwertung der ehemaligen DDR-Währung 1:1, 
so sind die bisherigen Ergebnisse der Restrukturierung durchaus akzeptabel. Es lag ja nur an 
diesem Wechselkurs, daB der AnpassungsprozeB rapide verkiirzt und die Freisetzung von 
Arbeitskräften enorm erhöht wurden. 

Gleichwohl hat ganz Europa von den Anstrengungen der alten Bundesländer profitiert, mit 
hohen und wachsenden Transfers eine rasche Anpassung bei erhöhter Lebenshaltung zu 
finanzieren. Alle Länder Westeuropas konnten durch die zusätzlichen Exporte in die neuen 
Bundesländer ihre Rezessionsfolgen mindern. 

Gleichzeitig war dieser Vorgang fiir die alten Bundesländer insoweit vorteilhaft, weil real 
der ilberwiegende Teil der Transfers an die neuen Bundesländer zu Lasten des zwischen 1986 
und 1990 sehr hohen Exportilberschusses ging. Dadurch konnten Konsum, Investition und 
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Abbildung 7: Hien wird deutlich, was allein im Bereich der Betriebsgröflenanpassung aufzuholen 
ist. 

Staatsverbrauch auch in den alten Bundesländern wachsen, und das bis 1992 sogar recht 
kräftig. 

Im Osteuropa-Handel muBten die neuen Bundesländer gewaltige Einbrtiche hinnehmen. 
Dies lag aber nur zum Teil an dem Ausscheiden aus der Rubel-Verrechnung - denn das galt ja 
fiir alle ehemaligen RGW-Länder. Der entscheidende Grund waren qualitative Mängel bei 
den Exportprodukten. Die ehemaligen RGW-Länder wollten ftir harte Währung auch „harte 
Technologie" einkaufen. So ist es nicht verwunderlich, wenn ein Teil der Exportrikkgänge der 
neuen Bundesländer in die ehemaligen RGW-Länder von einer Zunahme der Exporte in 
diese Länder aus den alten Bundesländern begleitet wird. 

Wir sehen daraus, daB der marktwirtschaftlich fundierte Handel bereits eine Basis gefun-
den hat, daB die ersten Reformländer damit ihre Produktionsstruktur rasch verbessern und 
ihre Weltmarktposition damit weiter verstärken können. Die Länder der „ersten Reihe" 
bezahlen diese Importe bereits weitgehend aus verdienten Exporterlösen. Je stärker West-
europa dabei seine Märkte Tiber weitere Assoziierungsabkommen öffnet, um so mehr Absatz-
chancen eröffnet es fiir seine eigene Industrie. Dieser ProzeB darf nicht durch engstirniges, 
protektionistisches Denken aufgehalten werden. Insoweit erweist sich der Vorlauf in der Inte-
gration der westeuropäischen Länder im nachhinein als die beste Vorbereitung auf die mit 
dem Abbau der Planwirtschaft verbundenen Lasten. Zwar trägt Europa daran den gröBten 
Teil, es sollte aber auch langfristig daraus den gröBten Nutzen ziehen. 

Das Europa der 90er Jahre verspricht daher die durchgängigen Erfahrungen dreier Jahr-
zehnte zu bestätigen: daB die Teilhabe an diesem ProzeB nicht die Chancen einiger Länder 
erhöht um den Preis, daB die wirtschaftlichen Risiken anderer Länder wachsen. Der Integra-
tionsprozeB zeichnet sich vielmehr dadurch aus, daB sich ftir alle die Chancen erhöhen und 
ftir alle die Risiken mindern. Es ist an Europa, diese wirtschaftliche Vorgabe in politische 
Gestaltung umzusetzen. ■ 
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ndustrie und Handel haben bei allen integrationspolitischen Fragen in Finnland eine zen-
1 trale Rolle gespielt. Die erste wichtige Integrationslösung war die Griindung der Europäi-
schen Freihandelszone (EFTA) im Jahr 1960. Die EFTA hatte ganz klar einen defensiven Cha-
rakter. Die sieben Staaten, die damals auBerhalb der EWG blieben, bildeten die EFTA, die am 
Anfang „die auBenstehenden Sieben" genannt wurde. 

Die finnische Exportindustrie, die Forstindustrie an der Spitze, und der finnische Handel 
unter Leitung des GroBhandels trieben stark die Mitgliedschaft Finnlands in der EFTA an. 
Die nichtexportierende Industrie ihrerseits war Tiber den Beginn des Freihandels zu dem Zeit-
punkt gar nicht so begeistert. Sie hatte Angst um ihre Wettbewerbsstellung und war nicht auf 
die europäische Konkurrenz vorbereitet. 

Die Frage des Verhältnisses zur Sowjetunion, die ihren Schatten auf alle handelspoliti-
schen Beschlilsse in Finnland geworfen hatte, spiegelte sich auch in der EFTA-Frage wieder. 
Finnland räumte der Sowjetunion die gleichen Zollvergiinstigungen ein, die die EFTA-Län-
der bekamen. 

Finnland wollte beim westeuropäischen Freihandel mitmachen, muBte aber gleichzeitig 
seine auBenpolitischen Interessen in Moskau absichern. Die auBenpolitische Leitung Finn-
lands, insbesondere Präsident Urho Kekkonen, zeigte sich bei der Verknilpfung von beidem 
auBerordentlich erfinderisch. 

Beim EFTA-Beitritt wurde 1961 als Lösungsmodell das assoziierte Mitglied Finnland 
erfunden. Es wurde die sogenannte Finn-EFTA gegrtindet, zu der die EFTA-Staaten und 
Finnland gehörten. Diese Regelung war auBenpolitische Fingerfertigkeit. In Wirklichkeit war 
Finnland ein Vollmitglied der EFTA. Jedoch, formell wurde Finnland EFTA-Vollmitglied 
erst im Jahr 1986. 

Die auBenpolitischen Realitäten beeinfluBten stark auch den nächsten bedeutenden han-
delspolitischen BeschluB, den man Anfang 1970 faBte. Damals schloB Finnland einen Frei-
handelsvertrag mit der EWG. Die Vertreter der Wirtschaft waren bei diesem ProzeB beson-
ders aktiv. Eine der Hauptrollen dabei spielte der Zentralverband der Finnischen Industrie, 
der damals Finnischer Industrieverband hieB. 

Die finnische Industrie, insbesondere die Exportindustrie, hatte klar erkannt, daB die finni-
schen Unternehmen denselben handelspolitischen Status erreichen mill3ten wie ihre wichtig-
sten Konkurrenten, insbesondere die schwedischen Unternehmen. Die Lösung war jedoch 
weder auBen- noch innenpolitisch leicht. Man kann mit gutem Grund sagen, daB die Rolle der 
Wirtschaft bei der damaligen handelspolitischen Lösung sehr zentral war. 
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Um zum EWG-Freihandelsabkommen zu gelangen, waren die seltsamsten innenpoliti-
schen Verrenkungen notwendig und diese wurden mit aul3enpolitischen Notwendigkeiten 
begriindet. Die grundsätzliche Lösung war, daB man die Sowjetunion beruhigen wollte, 
indem man die Wahl Urho Kekkonens zum Staatspräsidenten flir eine weitere Amtsperiode 
garantierte. Dies wurde durch eine sehr komplizierte Vorgehensweise erreicht. Eigentlich 
hatte Präsident Kekkonen schon angekiindigt, daB er bei der nächsten Präsidentschaftswahl 
nicht mehr kandidieren wollte. So muBte ein Ausnahmegesetz durchgesetzt werden, das im 
Parlament eine 5/6-Mehrheit benötigte. 

Es waren auch innenpolitische Sonderregelungen notwendig, um den EWG-Freihandels-
vertrag zu ratifizieren. Um die Sozialdemokratische Partei zu beruhigen, wurden die soge-
nannten Schutzgesetze verabschiedet, die nach dem damals giiltigen Grundgesetz eine 
5/6-Mehrheit im Parlament benötigten. Da diese Gesetze wirtschaftsregulierende Auswirkun-
gen hatten - sie beinhalteten u. a. Preisregulierungs-Vollmachten - war die konservative 
Sammlungspartei gegen diese Gesetze. Die Organisationen des Wirtschaftslebens setzten die 
Partei jedoch unter Druck, damit sie diese ihr an sich unangenehmen Gesetze billigte. 

Ich arbeitete damals bei einer Organisation des Handels und erinnere mich genau, wie ich 
den damaligen Vorsitzenden der Parlamentsfraktion der Sammlungspartei, den jetzigen Prä-
sidentschaftskandidaten Raimo Ilaskivi, zu iiberreden versuchte, der Verabschiedung dieser 
Gesetze zuzustimmen. Die Wirtschaft fand die Integrationslösung so wichtig, daB sie ihrer-
seits bereit war, geschlossen politischen Druck auszutiben, damit diese fiir die Wirtschaft 
eigentlich unangenehmen Gesetze im Parlament verabschiedet wurden. 

Das EWG-Freihandelsabkommen setzte auch damals auBenpolitische Kosmetik voraus. 
Dazu gehörten die Verträge iiber die gegenseitige Abschaffung von Handelsbeschränkungen 
mit den COMECON-Staaten, d. h. mit der Tschechoslowakei, Ungarn, Polen usw. Finnland 
löste seine handelspolitischen Probleme in einer eleganten Weise und erreichte damit einen 
einzigartigen Status. 

Die finnische Industrie konnte sich fast uneingeschränkt an dem westeuropäischen Frei-
handel beteiligen und gleichzeitig eine Sonderposition auf dem sowjetischen Markt genieBen. 
Die ausgezeichnete wirtschaftliche Entwicklung in Finnland in den 70er und 80er Jahren 
griindete sich weitgehend auf diese Sonderposition. Finnland erreichte ein wirtschaftliches 
Rekordwachstum im westlichen Europa. 

Als ein kleines Paradoxon kann festgestellt werden, daB erst jetzt, nach dem Fall der So-
wjetunion, die Freihandelsabkommen mit den anderen COMECON-Staaten irgendwelche 
Bedeutung bekommen haben, weil in Polen, in der Tschechischen Republik, in der Slowakei, 
in Ungarn und in anderen Ländern der AuBenhandel ilberhaupt angefangen hat, normal zu 
funktionieren und die Zolltarife eine Bedeutung bekommen haben. 

In den ji.ingsten Stadien der Integration ist die Wirtschaft besonders aktiv gewesen. Man 
kann sagen, daB sie die Rolle des Initiators innegehabt hat. Damals besuchte der ehemalige 
französische Präsident Valery Giscard-d'Estaing Finnland auf Einladung der finnischen Zen-
tralhandelskammer und sprach Tiber die Integration Westeuropas. 

Innerhalb der EG hatte das Single-Market-Programm begonnen. Die neue Kraft und 
Dynamik, die sich in der EG entfaltet hatte, war von den Finnen, abgesehen von den Vertre-
tern der Wirtschaft, fast unbemerkt geblieben. Im Herbst 1986 hatte man in Finnland haupt-
sächlich tiber den Osthandel, d. h. den Handel mit der Sowjetunion diskutiert. U. a. kritisierte 
ein anderer jetziger Präsidentschaftskandidat, Paavo Väyrynen, die finnische Regierung 
wegen zu groBer Passivität in der Handhabung der Ostpolitik. Seiner Meinung nach war die 
wichtigste handelspolitische Frage in Finnland die Wahrnehmung finnischer Interessen auf 
dem sowjetischen Markt. 

Der Vortrag von d'Estaing hatte die gewiinschte Wirkung. Er öffnete die Augen in der finni-
schen Integrationsdiskussion. Somit hatte die finnische Wirtschaft eine zweckdienliche Vor-
gehensweise eingeleitet. Als direkt Beteiligter an diesem ProzeB kann ich bezeugen, daB man 
sich damals eine EG-Vollmitgliedschaft Finnlands tiberhaupt nicht zum Ziel setzen konnte. 
Unter den damaligen Umständen war die Vollmitgliedschaft in der EG ein unrealistisches 
Ziel - die Sowjetunion war ja noch kräftig und der Kalle Krieg war ein auBenpolitisches Fak-
tum, das die Vertreter der Wirtschaft wohl verstanden. 
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Jedoch waren die Fiihrer der Wirtschaft schon damals der Meinung, daB Finnland in der 
Integrationsentwicklung zumindest mit Schweden mitziehen muB. Auf seiten der finnischen 
Wirtschaft ist eine Art „Folge-den-Schweden"-Spiel der Leitgedanke der Strategie gewesen. 
Die Industriestruktur Schwedens ist der finnischen sehr ähnlich. In vielen Branchen, insbe-
sondere in der Forstwirtschaft, sind finnische und schwedische Unternehmen schärfste Kon-
kurrenten. Fiir die finnischen Unternehmen wäre es unerträglich, wenn die schwedischen 
Unternehmen eine bessere Position erreichen wiirden. 

Aber zurfick zur Geschichte. Die Organisationen des Wirtschaftslebens gaben sich nicht 
nur mit der Vortragsveranstaltung d'Estaings zufrieden. Im Herbst 1987 organisierten der Zen-
tralverband der Finnischen Industrie und die Zentralhandelskammer einen aufwendigen 
Integrationstag, an dem die bedeutendsten Vertreter der Wirtschaft die finnische Integrati-
onsstrategie vorzeichneten. Der schon damals als Integrationsminister tätige Pertti Salolainen 
stellte fest, daB die Zusammenarbeit zwischen den EFTA-Ländern und der EG die nattirlich-
ste und beste Alternative ftir die Förderung der handelspolitischen Interessen Finnlands bie-
tet. Er setzte ftir den EWR richtungsweisende Zeichen, obwohl dieser Gedanke erst etwas 
später Gestalt annahm. 

Der damalige Vorsitzende des Zentralverbandes der Finnischen Industrie, der schon ver-
storbene Bergbaurat Kari Kairamo, meinte, daB das Ziel der finnischen Industrie in der Ent-
wicklung der Westintegration die Sicherung der Möglichkeiten sei, unter gleichen Bedingun-
gen mit den Industrien von EG und EFTA konkurrieren zu können. Kairamo sagte, daB wir 
einen langen AnpassungsprozeB vor uns hätten, der praktisch alle sozialen Gruppierungen 
betreffe. Die erfolgreiche Durchflihrung dieses Prozesses setzte eine lUckenlose Zusammen-
arbeit zwischen den politischen Entscheidungsträgern, der öffentlichen Hand und der Wirt-
schaft voraus. 

Aus Kairamos AusfUhrungen kann man die Integrationsziele der finnischen Wirtschaft gut 
ablesen. Die finnische Wirtschaft ist seit jeher in ihrer Integrationspolitik defensiv orientiert. 
Dartiber hinaus kann man dem auch ein anderes Charakteristikum der finnischen Wirtschaft 
entnehmen: In Finnland ist man schon immer bereit gewesen, die auBenpolitischen Realitä-
ten zu akzeptieren. Wenn man jedoch die Integrationsdiskussion seit 1987 verfolgt, muB man 
sagen, daB die finnische Wirtschaft bei der Anerkennung dieser Realitäten päpstlicher als der 
Papst war, oder häBlicher ausgedriickt, „breschnewistischer als Breschnew selbst". 

Obwohl die Wirtschaft eine treibende Rolle bei der Ingangsetzung des Integrationsprozes-
ses spielte, dauerte es immerhin bis zum Herbst 1990, bevor z. B. die Zentralhandelskammer 
es wagte, die EG-Vollmitgliedschaft als Ziel der Wirtschaft herauszustellen. Der Zentralver-
band der Industrie war noch vorsichtiger. Er rtickte mit seiner Zustimmung zur EG erst kurz 
vor dem Bekanntwerden der offiziellen Erklärung durch die Regierung der Republik heraus. 
Dies spiegelt allerdings mehr die öffentliche Diskussion als den tatsächlichen Meinungsbil-
dungsprozeB in der Wirtschaft wieder. 

Die Zentralhandelskammer z. B. flihrte im April 1990 eine Meinungsumfrage unter ihren 
Mitgliedern tiber die EG-Mitgliedschaft durch. Damals waren 70 Prozent der Mitgliedsunter-
nehmen der finnischen Handelskammern ftir die Vollmitgliedschaft in der EG. Und trotzdem 
dauerte es ein halbes Jahr, bis die so klare Stellungnahme der Mitglieder als die offizielle Mei-
nung bekanntgegeben wurde. 

Die auBenpolitische Fiihrung Finnlands wollte beim östlichen Nachbarn keine unnötigen 
Verdachtsmomente durch eine falsche EG-Diskussion hervorrufen. Man kann sagen, daB die 
Zeit der offenen Diskussion tiber die EG-Mitgliedschaft Finnlands erst mit der Perestroika in 
der Sowjetunion anfing. Fiir die Finnen war es ziemlich miihsam, sich der Perestroika anzu-
passen. Die Offenheit kam uns am Anfang sehr „spanisch" vor. 

Jetzt ist sichtbar, daB der finnische Handel und die finnische Industrie fast einhellig hinter 
der EG-Mitgliedschaft stehen. Die einzigen Skeptiker sind in der protektionierten Lebensmit-
telindustrie zu finden. Die Freihandelsregelungen betreffen zur Zeit weder die finnische Mol-
kerei- noch die fleischverarbeitende Industrie. In diesen Industriezweigen gibt es auch Unter-
nehmensleiter, die gegen die EG -Mitgliedschaft sind, aber sie vertreten ihren Standpunkt mit 
keiner sehr groBen Effizienz. Also wie man sieht, ist die Beftirwortung der EG-Mitgliedschaft 
in den Wirtschaftskreisen von erheblicher Massivität. 
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Heute kann man feststellen, daB die Vertreter der Wirtschaft bei der EG-Frage zwei The-
menkreise fur besonders wichtig halten. Zum einen die Bedingungen ftir die Mitgliedschaft 
und zum anderen das geplante Referendum. Man kann sogar sagen, daB das Referendum fast 
stärkere Kopfschmerzen verursacht als die Beitrittsbedingungen. Es ist natiirlich klar, daB es 
bei den Beitrittsverhandlungen viele heikle Fragen gibt. Besonders schwierig sind die Fragen 
der Landwirtschaft, weil die finnische Landwirtschaft sehr protektioniert ist. Die klimatischen 
Bedingungen Finnlands machen die Austibung der Landwirtschaft sehr aufwendig und milh-
sam. Darum ist die Wettbewerbsfåhigkeit der finnischen Landwirtschaft sehr schwach. Finn-
land braucht unbedingt Sonderregelungen fiir die Landwirtschaft. Der Handel und die Indu-
strie in Finnland haben natiirlich auch andere Wiinsche und Vorstellungen fur die Uber-
gangszeit, aber dartiber wird man sich bei den Verhandlungen sicher leicht einigen können. 

Ein weitgehender Realismus herrscht auch unter den Vertretern des Wirtschaftslebens. 
Anhand der friiheren EG-Erweiterungen kann man recht gut voraussagen, zu welchen Kondi-
tionen die EG neue Mitglieder aufnimmt, also auch Finnland. Die entscheidende Frage ist 
vielmehr, was mit Finnlands EG-Mitgliedschaft nach dem Referendum passiert. 

Das Referendum ist ein fremdes Element in der finnischen Demokratie. Das einzige Mal, 
wo man ein Referendum durchgeftihrt hat, war in den 30er Jahren, als das Alkoholverbot auf-
gehoben wurde. Allerdings schon im Anfangsstadium der Diskussionen Tiber die finnische 
EG-Mitgliedschaft beteuerten alle maBgebenden politischen Fiihrer Hals Tiber Kopf, daB die 
endgtiltige Entscheidungsgewalt beim Volk liegen und ein Referendum durchgefiihrt werden 

Auch wenn das Referendum nur einen richtungsweisenden Charakter hat, ist es klar, daB 
das Resultat verbindlich sein wird. Aufgrund der dänischen Erfahrungen fingen viele an, dar-
ilber nachzudenken, ob das Versprechen eines Referendums verniinftig war. Dies wurde aber 
so vielstimmig versprochen und publik gemacht, daB es jetzt zwecklos ist, gegen das Referen-
dum zu kämpfen. 

Das Referendum wird stattfinden, und auch die finnische Wirtschaft muB sich damit 
zufriedengeben. Das Referendum wird den IntegrationsprozeB flir die Wirtschaft natiirlich 
noch zusätzlich komplizieren. Die Wirtschaft wird sich iiber ihre Rolle sehr tiefgehende 
Gedanken machen miissen. Die Wirtschaft hat bei frilheren handelspolitischen Angelegen-
heiten eine sehr zentrale Rolle gespielt. Ihre Funktion als treibende Kraft und Sachwalter ist 
gewichtig gewesen. Es hat sich dabei jedoch weitgehend um Kabinettspolitik gehandelt. 

Die handelspolitischen Lösungen Finnlands, sowohl die EFTA-Lösung als auch der EWG-
Freihandelsvertrag, waren Kabinettsbeschliisse, in denen die Rolle des Präsidenten, dem laut 
Grundgesetz die Fiihrung der AuBenpolitik unterliegt, von ausschlaggebender Bedeutung 
war. Die Schwergewichtler der finnischen Wirtschaft haben dieses Kabinettspiel schon immer 
gut im Griff gehabt. Im kleinen Finnland sind die Verhältnisse zwischen den Wirtschaftsbos-
sen und den obersten politischen Entscheidungsträgern schon immer intim, vertrauensvoll 
und natiirlich gewesen. Jetzt stehen wir vor einer ganz neuen Situation, weil das Referendum 
nicht mit Kabinettspolitik entschieden werden kann und das Parlament nicht allein ilber die 
EG-Frage bestimmen kann. Dem Parlament dilrfte die Entscheidung leichtfallen. Von den 
fiihrenden Parteien haben die Sozialdemokraten, die Sammlungspartei und die schwedische 
Volkspartei ganz klar ftir die EG Flagge gezeigt und höchstwahrscheinlich wird die Zentrums-
partei, jedenfalls solange sie in der Regierung sitzt, da mitmarschieren milssen. 

Dagegen ist es in Finnland ganz klar, daB die Meinung der Wähler einer Partei in der 
EG-Frage nicht unbedingt mit der Meinung der Parteiflihrer, der Abgeordneten und Partei-
strategen tibereinstimmt. Die Leute wollen sich ihre Meinung selber bilden und ihre Ent-
scheidung in dieser Frage selbst fållen. 

Welche Strategie hat denn die Wirtschaft in bezug auf das Referendum gewählt? Wir, die 
beruflich mit Wirtschaftsorganisationen zu tun haben, haben ganz schön damit zu kämpfen 
gehabt, die Unternehmensfiihrer zurtickzuhalten. Viele Unternehmensleiter vertreten die 
Meinung, daB man mit viel Geld und aufweridigen Kampagnen ziemlich leicht die Meinung 
der Leute in der EG-Frage beeinflussen könne, etwa so wie man Zahnpasta mit Sonderange-
boten und Fernsehwerbung an den Mann bringt. So ist es aber nicht. Aus den Erfahrungen in 
Dänemark, die wir sorgfåltig analysiert haben, geht eines klar hervor: 
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Falls die EG-Frage zu einer bloBen Wirtschaftsfrage wird und der Beitritt zur Europäischen 
Gemeinschaft nur als eine Angelegenheit des Geschäftslebens angesehen wird, wird man bei 
dem Referendum ohne Zweifel verlieren. Ich glaube uneingeschränkt an diese Wahrheit. 
Man muB sich der EG-Frage auf breiter Front stellen, so daB die Sicherung der Wettbewerbs-
fähigkeit der Wirtschaft und der finnischen Unternehmen gewahrt bleibt. Dadurch erlangt 
man wirtschaftliches Wachstum und Vollbeschäftigung, die zwar ein wichtiger Bestandteil der 
EG-Frage sind, aber nicht der einzige. Die Einstellung zur europäischen Integration ist auch 
eine Frage der Kultur und der Sicherheit. Man wird in erster Linie darilber entscheiden, zu 
welchem Europa Finnland gehören will. Die Rolle der Wirtschaft ist in jedem Falle nicht pas-
siv, obwohl ich nicht an aufwendige Kampagnen glaube. Den Unternehmen fällt eine gewisse 
Rolle bei den Integrationsbestrebungen zu. Die Unternehmen und deren Leiter miissen 
imstande sein, ihre Belegschaft dartiber zu informieren, was die EG-Mitgliedschaft fiir das 
Unternehmen, ftir die Mitarbeiter und deren Familien bedeutet. Wir sind der Meinung, daB 
gerade dieses konkrete Wissen, das den Arbeitsplatz jedes einzelnen betrifft, den Burger am 
besten erreicht. 

Die Zentralhandelskammer lieB den Vertrauensleuten der verschiedenen Handelskam-
mern im Winter 1993 EG-Material zukommen. Mit diesem Material sind sie imstande, bei der 
Erläuterung des Jahresberichtes ihren Arbeitern und Angestellten richtige Informationen 
tiber die EG-Mitgliedschaft und deren Auswirkungen auf die Stellung der Firma zu geben. 
Die Zentralhandelskammer hat die Absicht, die Firmen auch weiterhin mit aktuellem 
EG-Material zu versorgen. Ich bin aber sicher, daB die Wirtschaft keine Pressekampagnen ini-
tiiert, um die Burger filr die EG zu gewinnen. Man muB sich hier auf die Funktion des norma-
len politischen Entscheidungsapparates verlassen können. Wenn die Wirtschaft die EG-Mit-
gliedschaft dem finnischen Volk aufdrängt, läuft sie Gefahr, daB genau das Gegenteil von dem 
eintritt, was man beabsichtigt. 

Die Frage der EG-Mitgliedschaft ist zweifellos die gröBte und wichtigste Frage ftir die finni-
sche Wirtschaft. Es ist von entscheidender Bedeutung, daB die finnischen und schwedischen 
Lösungen sich in dieser Sache ähnlich sind. Dieser finnisch-schwedische Gleichschritt ist 
durch den eingeschlagenen Referendums-Weg sehr viel schwieriger geworden. Auch wenn 
die politischen Fiihrer beider Länder sich ilber gemeinsame Strategien und Taktiken einigen 
wiirden, bleibt die Meinung des Volkes unabsehbar. 

Uber die Situation, daB die schwedische Mitgliedschaft beim Referendum abgelehnt, die 
finnische aber angenommen wurde, hat bisher keiner gewagt, sich Gedanken zu machen. 
Meine Meinung ist, daB Finnland in einer solchen Situation mutig Mitglied werden sollte, 
aber ich beftirchte, daB die Beftirworter der Mitgliedschaft im finnischen Parlament dann den 
Kampf um den EG-Beitritt verlieren werden. Die Situation wiederum, daB die Schweden ftir 
die EG-Mitgliedschaft stimmen, aber das finnische Volk sie ablehnt, bringt die finnischen 
Unternehmen in eine äuBerst schwierige Situation. Hoffentlich brauchen wir diese Situation 
nicht zu erleben. In jedem Fall milssen aber die finnische Wirtschaft und die Unternehmen 
bestrebt sein, ihre Interessen zu wahren und ihre Euro-Strategie zu wählen. ■ 
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D ie eigentlichen Motive der europäischen Einigung sind politischer Natur. Die Wirtschaft 
ist dabei als Grundlage des Wohlstands, als Rahmen staatlicher Bewegungsfreiheit, von 

besonderer Bedeutung. Beides zeigen die bisherigen Ergebnisse der europäischen Integration 
seit der Montanunion 1952. Wir brauchen uns damit nicht zu verstecken. 

Wir haben den Nationalstaat, den Vater auer europäischen (BUrger-)Kriege, als ausschlieB-
lichen Bezugsrahmen weitgehend ilberwunden. Wir haben durch Institutionen und Verfah-
ren sichergestellt, daB die unvermeidlichen Interessengegensätze von Gruppen und Regionen 
in brauchbarer Weise gelöst werden - mit langwierigen Reden, das wohl; aber: wir schieBen 
nicht aufeinander! Wir haben in dem hegemoniefreien System der EG die Unbefangenheit 
gewonnen, uns nach auBen zunehmend - wenn auch z. B. im Bereich der Sicherheitspolitik 
mit quälender Langsamkeit - gemeinsam darzustellen, „mit einer Stimme zu sprechen", und 
damit das uns zustehende Gewicht, das stets auch Verantwortung bedeutet, auf die Waage zu 
bringen. Wir haben, last not least, ein Zusarnmenwirken ehemals verfeindeter Staaten etab-
liert, das nicht von Macht und Gewalt, sondern von gemeinsam festgelegten Regeln, also vom 
Recht bestimmt wird. 

Dementsprechend ist auch der Beitritt zur EG in erster Linie keine Frage der Wirtschaft. 
Daftir alleine wiirde der Europäische Wirtschaftsraum (EWR) angemessene Regelungen bie-
ten. Und wir können dabei auf die langjährigen gemeinsamen Erfahrungen aus dem Freihan-
delsabkommen EG - EFTA von 1973 zuriickgreifen. 

Es geht vielmehr um die vollberechtigte Mitwirkung an den Entscheidungen ilber die kiinf-
tige Gestalt und Rolle unseres Kontinents, ilber die kiinftige föderale Struktur Europas, um 
die Bedeutung des sozialen Elements, die Blirgerrechte in der kiinftigen Union, und um die 
gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik bis hin zur Verteidigung. Das kann in Beitrittsver-
trägen im einzelnen nicht geregelt werden. Aber wer Arbeit und Sorge um diese gemeinsa-
men Ziele nicht auf sich nehmen will, möge vom Beitritt absehen. 

Die Verhandlungen iiber den Beitritt zur EG mit Österreich, Schweden und Finnland 
haben am 1. Februar 1993 begonnen; eine zweite Ministerkonferenz mit Finnland fand am 
8. Juni in Luxemburg statt. Zu Norwegens Antrag liegt seit 24. März die positive Stellung-
nahme der Kommission vor. Da die Probleme im wesentlichen aus gemeinsamen Erfahrun-
gen seit 1973 und den EWR-Verhandlungen bekannt sind, ist mit einem zi.igigen Verhand-
lungsverlauf zu rechnen. 

Die EG gewinnt bei positivem Ergebnis hochindustrialisierte, westlich geprägte Partner 
mit eindrucksvollen sozialen Systemen. Auch ein Ausgleich einer gewissen „Stidlastigkeit" 
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der EG darf erwartet werden. SchlieBlich ist auch die Vertrautheit der neuen Partner mit den 
mittel- und osteuropäischen Nachbarräumen ein nicht zu unterschätzender Beitrag ftir die 
Gestaltung kiinftiger Entwicklungen. Dementsprechend hat diese Erweiterung auch deutlich 
Unterstiltzung in der öffentlichen Meinung der Zwölf. Eine kiirzliche Umfrage (Eurobarome-
ter Nr. 39) ergab zugunsten des Beitritts von Finnland 77 %, Schweden 82 %, Norwegen 79 % 
und Österreich 78 %. 

Die beitrittsuchenden EFTA-Staaten gewinnen iiber die im wesentlichen im EWR-
Abkommen gesicherten wirtschaftlichen Vorteile hinaus ein politisches Mitwirkungsrecht bei 
der kiinftigen Entwicklung. Dariiber hinaus ist zu erwarten, daB die Ubernahme der gemein-
samen Agrarpolitik, der Wettbewerbspolitik und die Teilnahme an der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion wirtschaftlich positive Impulse setzt und kiinftige Investitionen fördert. 

Wie die Referenden ausgehen, denen die Verhandlungsergebnisse in den nordischen Staa-
ten unterworfen werden, bleibt abzuwarten. Persönlich rechne ich mit dem Beitritt von vien 
EFTA-Staaten in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre. 

Die besondere Schwierigkeit, aber auch der besondere Reiz, der ins Auge gefaBten Erwei-
terung liegt darin, daB sie zusammenfällt mit der Umwandlung der EG in eine echte Wirt-
schafts- und Währungsunion, die ilber den Binnenmarkt 1992 hinausgeht. Der Impetus dazu 
ist abgeflaut. Maastricht ist noch nicht (August 1993) ratifiziert. Wir alle kämpfen mit tiefgrei-
fenden konjunkturellen und strukturellen Krisen. Und wir sind auch in den politischen Ziel-
setzungen etwas unsicher geworden. 

Dazu hat nattirlich auch im Politischen wie im Wirtschaftlichen die nicht gemeisterte deut-
sche Einigung beigetragen. 

Gleichwohl möchte ich raten, an den von der EG gesetzten Zielen einschlieBlich Maas-
tricht festzuhalten, auch wenn zeitliche Verschiebungen oder gar Änderungen auftreten 
ten. Fiir den Beitritt, fur die Willensbildung in den EFTA-Staaten wäre es verderblich, ernst-
haft ein Spiel mit Variablen zu betreiben - auch wenn dieser Versuchung, vor allem aus innen-
politischer Schwäche nicht immer widerstanden wird. 

Betrachten wir aber nun einige ftir die EFTA-Kandidaten und insbesondere ftir Finnland 
wichtige wirtschaftliche Aspekte eines Beitritts etwas näher. Wir wissen dabei, daB fiir eine 
aufs Wirtschaftliche beschränkte „Integration" auch das Instrument des EWR verfilgbar ist. 

Die EFTA-Staaten sind ftir ihre verarbeitende Industrie vom Handel mit der EG vergleich-
bar abhängig wie die EG-Staaten selbst. Allerdings gibt es trotz des Freihandelsabkommens 
von 1973 beträchtliche nicht-tariffire Handelshemmnisse, die im innergemeinschaftlichen 
Verkehr wegfallen (technische Normen, öffentliche Aufträge, Steuerunterschiede, Grenzfor-
malitäten etc.). Wegfall der internen Grenzen bedeutet auch Zunahme des Wettbewerbs, die 
sich auf das hohe Preisniveau in den nordischen Staaten auswirken wird. Dies ist im Fall des 
Beitritts durch die volle Ubernahme der EG-Wettbewerbsregeln besonders deutlich vorher-
zusehen. 

Die Ubernahme der gemeinsamen Handelspolitik wird keine besonderen Schwierigkeiten 
bereiten (EG-Durchschnittszölle aufverarbeitete Produkte bei 4 %, in den nordischen Staaten 
2-3 %, EFTA 3 %). 

Der Dienstleistungssektor ist in der EFTA besonders gut entwickelt. In Finnland lagen 1991 
59 % der Arbeitsplätze in diesem Bereich (Industrie 31 %, Landwirtschaft 10 %). Wie in den 
Giltermärkten wird der erhöhte Wettbewerb bei fallenden Grenzen zum Abbau segmentier-
ter Märkte ftihren. Im Banken-, Versicherungs- und Telekommunikationsbereich etwa, wer-
den Monopolstellungen nicht zu halten sein. Auch die notwendige Deregulierung wird volks-
wirtschaftlichen Gewinn bringen. 

Der Bereich der Landwirtschaft ist in der EFTA besonders geschiitzt und unterstiitzt. So war 
er auch vom Freihandelsabkommen und groBenteils auch vom EWR ausgeschlossen. Aller-
dings stehen dahinter spezielle Ziele, die zu einem Gutteil geographisch bedingt sind. In 
Finnland ist der Schutz der Landwirtschaft (der höchste nach Schweiz und Norwegen) zugun-
sten der nördlichen und östlichen Landesteile gestaltet. Gleichwohl wird angenommen, daB 
die landwirtschaftliche Bevölkerung sich bis zum Jahr 2000 etwa halbiert, so daB man die an 
die gemeinsame Agrarpolitik erforderliche Anpassung von seiten Finnlands, gegebenenfalls 
mit entsprechenden Ubergangsregelungen, als möglich ansehen darf. 
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Das ernste Problem, wie man die Bevölkerung in unwirtlichen Gegenden halten kann, 
wird wahrscheinlich nur teilweise im Rahmen der Agrarpolitik zu lösen sein. Vielmehr 
wird sich eine neue Form von Regionalpolitik entwickeln milssen, die z. B. Mitglieds-
staaten der EG spezielle regionale Subsidien erlaubt, solange sie das Funktionieren des 
gemeinsamen Markts nicht gefährden und die Gemeinschaft nicht mit zusätzlichen Aus-
gaben belasten. 

DaB wir im Fall des Beitritts gemeinsam an die weitere Reform der Agrarpolitik gehen 
milssen, auch im Zusammenhang mit dem Welthandel, sei hier nur erwähnt. 

Wirtschaftspolitik ist nur dann gut, wenn sie den Unternehmen möglichst langfristig Rah-
mendaten ftir ihre Planung an die Hand gibt. Daf3 der Vollbeitritt zu dieser Planungssicherheit 
mehr beiträgt, als andere vertragliche Regelungen, sei hier unterstrichen. 

Die Wirtschafts- und Währungsunion ist ohne Zweifel das Kernsttick der derzeitigen Ent-
wicklung der EG. Angesichts der jiingsten Ereignisse herrschen eher gloom und doom. Man 
mag sich fragen, ob die Konvergenzziele, wie sie Maastricht vorsieht, tiberhaupt realistisch 
sind, ob sie ftir den Beitritt der Kandidaten noch immer die entscheidende Rolle spielen. 

Die Antwort kann nur ein kräftiges Ja sein - es sei denn, man wolle die EG grundlegend 
verändern, den integrativen durch einen intergouvernementalen Ansatz ersetzen. Das kann 
niemand, der bei rechten Sinnen ist, fiir die kiinftige Entwicklung Europas im weltweiten 
Zusammenhang wiinschen. 

Alle unsere Staaten stecken in einer schweren strukturellen und konjunkturellen Krise; die 
Märkte in der frilheren Sowjetunion sind weggefallen (Finnland spiirt dies mit am härtesten), 
weltweit steigt der Druck der Konkurrenz, der Welthandel bedarf dringend zusätzlicher Ord-
nung im GATT, die Arbeitslosigkeit hat bisher nicht vorstellbare AusmaBe erreicht. Gleich-
wohl ist niemand ernsthaft der Ansicht, brauchbare Lösungen könnten in nationalen Allein-
gängen gefunden werden. 

Die vier Konvergenzkriterien des Maastrichter Vertrags (öffentliche Verschuldung, Haus-
haltsdefizit, Inflationsrate, Zinssätze) bleiben als Richtschnur wirtschaftspolitischen Han-
delns brauchbar und maBgeblich. Halten wir uns daran und an den ursprtinglichen Zeitplan. 
Ein Beitritt der vier EFTA-Kandidaten wird hier eher positiv wirken (die Konvergenzpro-
bleme sind ftir einige derzeitige Mitglieder schwieriger zu lösen als z. B. ftir Finnland). Auch 
wird die Perspektive des Beitritts es der finnischen Regierung erleichtern, den bereits einge-
schlagenen wirtschaftspolitischen Kurs fortzufiihren. Dazu sind wichtig: 
- institutionelle Sicherung des EG-Handels, der schon heute die wichtigste externe Quelle 

ftir Einkommen, Verbrauch und Investitionen ist; 
- Öffnung der finnischen Wirtschaft, deren rasches Wachstum zu stark von der internen 

Nachfrage abhing, und Diversifizierung ihrer Märkte nach Westen; 
- Erleichterung des Strukturwandels in Landwirtschaft und Wirtschaft durch Verstärkung 

des Wettbewerbs; 
- Unterstiltzung des Abbaus der tibergroBen Abhängigkeit von Holz und Holzerzeugnissen; 
- Förderung der einkommenspolitischen Bestrebungen, vor allem aber der steuerlichen 

Konsolidierung unter dem Konvergenzdruck der Wirtschafts- und Währungsunion. 
Allzu unbedacht wird häufig Tiber eine ktinftige Erweiterung der EG, insbesondere den 

Beitritt frilherer Ostblockstaaten gesprochen. Dieser kann nach meiner Uberzeugung in die-
sem Jahrhundert sicher nicht bewerkstelligt werden. 

Mittelfristig kommen daffir Ungarn, die Tschechische Republik und die Slowakei sowie 
Polen, sonst allenfalls die drei baltischen Republiken in Frage. 

Nun hat die EG ebenso wie die EFTA alles Interesse daran, die Märkte im Osten zu 
erschlieBen und zu entwickeln. Daher werden wir alles uns Mögliche tun, um den östlichen 
Nachbarn auch ilber die eben genannten Staaten hinaus - den Weg ihrer wirtschaftlichen 
Entfaltung durch angemessene, der jeweiligen Situation angepaBte Verträge und die entspre-
chende Hilfe zu erleichtern. So kann eine verntinftige schrittweise Heranfiihrung geschehen, 
die nicht in allen Fällen zum Vollbeitritt, aber doch zu engen, abgesicherten Wirtschaftsver-
bindungen fiihren sollte. Welche groBe Chancen ftir unsere eigene Wirtschaft in einer durch-
aus absehbaren Zeitspanne damit - ceteris paribus - verwirklicht werden können, muB nicht 
weiter dargelegt werden. 
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Zuletzt eine notwendige Anmerkung. Wer gemeinsam handeln will, braucht gemeinsame 
Institutionen. Sie mtissen demokratisch legitimiert, fiir die beteiligte Bevölkerung repräsenta-
tiv und schlieBlich effizient sein. 

Das derzeitige institutionelle System der EG war fiir die alten Sechs brauchbar. Es ist schon 
ftir die derzeitigen Zwölf unter den genannten Kriterien ungentigend. FUr eine noch mehr 
Mitglieder umfassende, mit weiteren Befugnissen ausgestattete (WWU, politische Union) 
Gemeinschaft wird eine neue institutionelle Ordnung (Verfassung) unerläBlich. ■ 
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Der Harmoni- 
sierungsbedarf 
des finnischen 
Rechtssystems 

Geschichtliche Entwicklung 
EinfluB der schwedischen und deutschen Rechtsordnung 

is zum Jahre 1809 gehörte Finnland zum schwedischen Königreich. Ein besonderes 
Rechtssystem fur das damalige Finnland gab es nicht, es galt das schwedische Recht. Auch 

das schwedische Rechtssystem war bis etwa zum 16. Jahrhundert nicht besonders entwickelt. 
Vor dieser Zeit gab es einfach keine Voraussetzungen fiir das Entstehen eines nationalen 
Rechtssystems, da auch eine nationale Rechtswissenschaft nicht existierte. Im 17. Jahrhundert 
begann die rechtswissenschaftliche Forschung und die ersten Lehrbilcher wurden publiziert. 

Fiir die ersten rechtswissenschaftlichen Werke war charakteristisch, daB man dem römi-
schen Recht folgte. Als Vorbild wurde stets die systematische Rechtsordnung, wie sie sich im 
Corpus Iuris wiederfand, verwendet. 

Das schwedische „Gesetz des Jahres 1734" war eine der ersten und gröBten Gesetzeskodifi-
kationen auf der Grundlage der rationalen Naturrechte in Europa. In dieser Gesetzessamm-
lung wurde eine Mischung aus altem schwedischen und römischen Recht kodifiziert. 

Mit der Herauslösung Finnlands aus der schwedischen Herrschaft wurde ft:1r die finnische 
Rechtswissenschaft teilweise eine neue Epoche eingeleitet. Auch wenn man im iibrigen 
gegeniiber dem russischen Herrscher bedingungslose Loyalität zeigte, blieben die geistigen 
Impulse und Anregungen aus dem Osten doch völlig unbedeutend. In rechtswissenschaftli-
cher Hinsicht gab es auch aus dem Osten kaum etwas zu ilbernehmen. Aufgrund von teils 
geographischen und teils politischen Gegebenheiten war Deutschland die nächstliegende 
Alternative. Deutschland lag rein geographisch am nächsten. Die einzige Alternative, das 
französische Recht, kam nicht in Betracht, da es vom russischen Regenten in vieler Hinsicht 
als zu revolutionär angesehen wurde. Es war weiterhin natiirlich nicht ohne Bedeutung, daB 
das deutsche Rechtssystem im europäischen Zusammenhang bereits damals als eines der 
modernsten hervortrat. Aufgrund der Verhältnisse in Finnland während der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts erlangte die deutsche Begriffsjurisprudenz jedoch erst Ende des Jahrhun-
derts ihre eigentliche Bedeutung. 

Nordische Zusammenarbeit 
Besonders kennzeichnend fur die rechtswissenschaftliche Entwicklung Finnlands während 

des letzten Jahrhunderts ist die Zusammenarbeit mit den anderen nordischen Ländern. Es 
wurde bereits erwähnt, daB auch nach der Herauslösung aus der schwedischen Herrschaft im 
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Jahre 1809 die Impulse und Anregungen weiterhin aus dem Westen kamen. Die Ursache hier-
fiir ist offensichtlich. Finnlands historischer Hintergrund im Hinblick auf Sprache und Kultur 
beruhte in groBem MaBe auf den gleichen ideologischen, sozialen und politischen Werten wie 
in den anderen nordischen Ländern. 

Die deutsche Rechtsideologie wurde in Finnland in gleicher Weise wie in den tibrigen Län-
dern aufgenommen und verarbeitet. Nach und nach gingen die nordischen Länder zu einer 
immer intensiveren Zusammenarbeit bei der Vorbereitung von Gesetzen ilber. Dies fiihrte 
dazu, daB das Zivilrecht und insbesondere das allgemeine Vertragsrecht in den nordischen 
Ländern nahezu identisch wurde. Die gemeinsame Vorbereitung von Gesetzen hat die 
Gemeinschaft der nordischen Länder gestärkt und wird dies auch in der Zukunft tun. 

Als Beispiel flir die erwähnte Zusammenarbeit können mehrere groBe Gesetzeswerke, 
welche gemeinsam vorbereitet wurden, genannt werden: Gesetz iiber Rechtshandlungen auf 
dem Gebiet des bilrgerlichen Rechts aus dem Jahre 1929; z. B. das Schuldverschreibungs-
gesetz von 1947 und das Zinsgesetz von 1982. Weiter kann man feststellen, daB die nordischen 
Länder aufgrund der entsprechenden Verbraucherschutzgesetzgebung als eine Art Wohl-
fahrtsgebiet fiir Verbraucher angesehen werden können. Derzeit befindet sich auch eine 
gemeinsame nordische Reform der Rechtshandlungsgesetze in Vorbereitung. 

Jetzige Situation 
EWR-Vertrag 

Die Verhandlungen tiber den europäischen Wirtschaftsraum wurden am 20. 10. 1991 abge-
schlossen. Der letzte Durchbruch wurde am 25. 2. 1993 erreicht, als die EFTA-Länder und die 
EG-Kommission das sogenannte Schweizer Protokoll anerkannten. Der revidierte EWR-Ver-
trag wurde am 17. 3. 1993 in Briissel unterzeichnet. Es ist weiterhin unklar, wann der Vertrag in 
Kraft treten wird. 

Ziel des EWR-Vertrages ist es, einen gemeinsamen Markt in West-Europa zu errichten. 
Seine Aufgabe ist, die sogenannten vier Freiheiten zu verwirklichen. Der Vertrag bertihrt 
jedoch nur einen Teil des EG-Regelwerkes. Nicht einbezogen sind unter anderem die Land-
wirtschafts-, Fischerei- und die gemeinsame Handelspolitik. 

Der EWR-Vertrag beinhaltet ca. 11.000 Seiten des EG-Regelwerks, welche in die finnische 
Gesetzgebung eingefilhrt werden sollen. Aus verschiedenen Griinden gibt die hohe Anzahl 
der Seiten jedoch ein falsches Bild von dem Änderungsbedarf fiir die finnische Rechtsord-
nung. Dies werde ich später näher erläutern. 

Die Probleme werden im Grunde genommen an anderer Stelle entstehen. Schwierigkeiten 
werden vermutlich entstehen in der Phase, in welcher man eines der gröBten Ziele des Vertra-
ges, nämlich eine einheitliche Auslegung, erreichen will. Wie bereits erwähnt, setzt der Ver-
trag voraus, daB das aktuelle EG-Regelwerk in die finnische Gesetzgebung eingefiihrt wird. 
Die EG wiederum setzt voraus, daB das Regelwerk im Wortlaut in die nationalen Gesetzge-
bungen tibernommen wird. Sonst wären Bezilge zur bisherigen Anwendung der Normen in 
der EG nicht möglich und eine einheitliche Auslegung könnte nicht erreicht werden. Auch 
aus der Sicht Finnlands wäre eine möglichst wortgenaue Ubernahme zu erstreben. Dies 
wiirde die Anpassungsarbeit erheblich erleichtern, welche im Fall einer finnischen EG-Mit-
gliedschaft erforderlich wird. 

Danach kommt man jedoch zu beträchtlichen Auslegungsproblemen. Auch wenn man 
sichergestellt hat, daB die Normen sprachlich korrekt ilbernommen wurden, ist eine einheitli-
che Auslegung noch nicht erreicht. Zum einen hat sich das EG-Recht seit der Unterzeichnung 
der römischen Verträge wesentlich weiterentwickelt. In dieser Entwicklung ist die Rechtspre-
chung des EuGH von zentraler Bedeutung gewesen. Diejenigen Artikel des EWR-Vertrages, 
welche mit dem EG-Recht identisch sind, sollen enstprechend der Rechtssprechung des 
EuGH, welche vor der Unterzeichnung des EWR-Vertrages ergangen sind, ausgelegt werden. 
Dies wird nicht problemfrei sein, da ein groBer Teil der grundsätzlichen Beschliisse des 
Gerichtshofes aus Entscheidungen ilber Gebiete stammt, welche vom EWR-Vertrag nicht 
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erfaBt werden, beispielsweise die Landwirtschaftspolitik. Diese Entscheidungen können nicht 
in anderer ais rein grundsätzlicher Bedeutung fUr die EFTA-Länder bindend sein. 

Das andere Problem im Hinblick auf eine einheitliche Auslegung liegt darin, daB der 
EuGH bei seinen Entscheidungen dem Ziel, welches mit einer Regelung verfolgt wurde und 
dem Zusammenhang, in welchem sie steht, sehr groBe Bedeutung beimiBt. Das Ziel des 
EWR-Vertrages weicht aber jedenfalls teilweise von den Zielen der römischen Verträge ab. 
Beispielsweise kann angefUhrt werden, daB der Gerichtshof davon ausgegangen ist, daB die 
Mitgliedstaaten einen Teil ihrer Gesetzgebungsmacht auf die EG tibertragen haben, und daB 
das dadurch zustandegekommene EG-Recht nationalem Recht vorgeht. Der EWR-Vertrag 
geht jedoch im Hinblick auf Finnland und die Ubrigen EFTA-Länder davon aus, daB neue 
Regelungen nicht unmittelbar gelten, sondern in die jeweilige Rechtsordnung durch Gesetz 
oder Verordnung zu ilbernehmen sind. 

Welche Arten von Veränderungen wird der EWR-Vertrag also mit sich bringen? Die Nor-
men, die aufgrund internationaler Verpflichtungen zustande kommen, werden der Anzahl 
nach erheblich zunehmen. Dies wird fUr Finnland vor allem bedeuten, daB man sich an die 
Art und Weise wird gewöhnen mUssen, in welcher Rechtsnormen in der EG geschrieben wer-
den. Das EG-Recht wird die Grundlage bilden und soweit EG-Normen transferiert werden 
mUssen, mUssen sie dem EG-Vorbild gleichen. Zum anderen wird man gezwungen sein, die 
Präambeln der Gesetze lesen zu lernen. Im Unterschied zur EG hat man in Finnland stets den 
Gesetzesmaterialien und Vorarbeiten erhebliche Bedeutung beigemessen. Diese Praxis wird 
man vermutlich ändern mUssen, da die Auslegung eines Gesetzes mit Hiife der Vorarbeiten 
zu einer von der Auslegung der EG abweichenden Auslegung fiihren kann. AuBerdem wird 
man sich in Finnland mit den Auslegungsmethoden und der Auslegung des EG-Regelwerks 
weiter auseinandersetzen mUssen - diese werden nämlich die Grundlage fur die Auslegung 
der entsprechenden EWR-Normen bilden. 

Der Änderungsbedarf, den der EWR-Vertrag fär das materielle Recht Finnlands mit sich 
bringt, wird, wie bereits gesagt, später in diesem Vortrag behandelt werden. 

EG-Mitgliedschaftsverhandlungen Finnlands 
Die offiziellen Beitrittsverhandlungen zwischen Finnland und der EG begannen am 

1. Februar 1993 in BrUssel. Insgesamt wird man Verhandlungen auf 29 verschiedenen Gebie-
ten fiihren, wobei schon jetzt deutlich wird, daB die Landwirtschaftspolitik das arbeitsreichste 
Gebiet wird. Man ist bemUht, die Verhandlungen Anfang 1994 zu einem AbschluB zu bringen. 

Da derzeit noch unklar ist, wie die Verhandlungen vorangehen werden, und es auch nicht 
meine Aufgabe ist, Tiber die Verhandlungen weitergehend zu informieren, möchte ich auf die 
Beitrittsverhandlungen in diesem Vortrag nicht weiter eingehen. 

Harmonisierungsbedarf 
Allgemeines 

Ich habe bereits in der Einleitung festgestellt, daB die Entwicklung der finnischen. Rechts-
ordnung im allgemeinen der westlichen Entwicklung gefolgt ist. In der gesamten Zeit, in wel-
cher Finnland selbständig war, hat man seine Gesetze im Rahmen der nordischen Zusam-
menarbeit ausgearbeitet. Als Resultat hat Finnland heutzutage ein sehr modernes Rechts-
system, auch im Vergleich mit den Ubrigen westlichen Staaten. Vorbereitungen fiir die Nor-
men, welche die Integration im Rahmen der EG mit sich bringen wird, hat man in einem sehr 
frilhen Stadium begonnen und ist deshalb gut vorbereitet fUr jene Änderungen, welche der 
EWR-Vertrag und eine mögliche EG-Mitgliedschaft beinhalten wird. 

In den Vorarbeiten fur finnische Gesetze aus der zweiten Hälfte der 80er Jahre und dem 
Beginn der 90er Jahre läBt sich ein Trend zum EG-Recht erkennen. Bei der Vorbereitung 
neuer Gesetze hat man sich immer stärker darauf konzentriert, den Rechtsnormen der EG zu 
folgen und eine Harmonisierung der finnischen Gesetzgebung mit dem EG-Recht anzustre-
ben. 
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Auch bereits bevor ilber die Schaffung eines europäischen Wirtschaftsraumes ernsthaft 
diskutiert wurde, hat der finnische Gesetzgeber vielfach im Rahmen der Vorarbeiten auf 
EG-Normen hingewiesen. Dies geschah zu einem Zeitpunkt, zu welchem man sich in Finn-
land im iibrigen negativ gegenilber einer eventuellen EG-Mitgliedschaft zeigte. Man hatte 
damals einfach noch nicht den Gedanken akzeptiert, daB eine Integration auch eine Ein-
schränkung des nationalen Selbstbestimmungsrechtes beinhalten wurde. Trotzdem hat man 
aber, wie gesagt, eine sogenannte Vorabharmonisierung eingeleitet: Die Gesetzgebung wurde 
mit dem EG-Recht harmonisiert, bevor man dazu iiberhaupt verpflichtet war. 

Die Ursachen hierftir sind vielfältig und können im Rahmen dieses Vortrages nicht näher 
behandelt werden. Allgemein kann man festhalten, daB es sich um einen Teil einer längerfri-
stigen Neuorientierung handelte. Die Entwicklung ist weitergegangen und als charakteristi-
sches Beispiel kann man anfiihren, daB Finnland bereits vor Einreichung des Beitrittsgesuchs 
erklärte, daB man bei den Beitrittsverhandlungen die Römischen Verträge, den Maastrichter. 
Vertrag und die Zielsetzungen der Europäischen Union anerkennen werde. 

Ich werde jetzt auf die einzelnen Gebiete des materiellen Rechts eingehen, welche fur die 
Harmonisierung relevant sind und welche man in den letzten Jahren mit Blick auf Europa 
bereits harmonisiert hat. 

Materielles Recht 
Zivilrecht als Ganzes 

Man kann ganz allgemein festhalten, daB das Vertragsrecht jedenfalls im Hinblick auf die 
grundsätzlichen Lehren - innerhalb Europas nicht sehr voneinander abweicht. Das Prinzip 
Pacta sunt servanda - gilt ilberall. Gewisse Unterschiede kommen natiirlich vor, und die wich-
tigsten sind vielleicht der sogenannte Schutz des schwächeren Vertragspartners und die 
Anpassung von unangemessenen Vertragsbedingungen. 

Die EG hat bisher im Bereich des allgemeinen Vertragsrechtes keine wesentlichen Aktivi-
täten entfaltet. Es gibt nur einzelne Regelungen, welche spezielle Probleme oder Vertrags-
typen betreffen. Als Beispiel kann das Kartellrecht genannt werden, welches später im Rah-
men dieses Vortrags behandelt wird. Die wesentliche Ursache ftir das geringe Resultat liegt in 
den Schwierigkeiten, so unterschiedliche Rechtsordnungen wie die kontinentaleuropäische 
und das common law Prinzip zu vereinheitlichen. 

Da es kein kodifiziertes allgemeines EG-Vertragsrecht gibt und Finnlands Vertragsrecht 
auf dem kontinentaleuropäischen System basiert, gibt es auf diesem Gebiet keinen direkten 
Bedarf flir eine Harmonisierung. 

Arbeitsrecht und Niederlassungsfreiheit der Arbeitnehmer 
Das Arbeitsrecht ist in Finnland weitentwickelt. Die Unterschiede zu den. Regeln der EG 

sind nur sehr gering. In diesem Rechtsgebiet hat man bis Ende der 80er Jahre mehrere Geset-
zesänderungen vorgenommen, welche das Ziel hatten, ein den aktuellen EG-Richtlinien ent-
sprechendes Niveau zu erreichen. Änderungen hat man unter anderem im Mitbestimmungs-
gesetz und Arbeitsvertragsgesetz vorgenommen. In dem Arbeitsvertragsgesetz revidierte 
man unter anderem die Regelungen ilber die betriebsbedingte Kiindigung. 

Die EG-Richtlinien auf dem Gebiet des Arbeitsrechtes hindern die Mitgliedstaaten nicht 
daran, durch Gesetz und Rechtspraxis den Arbeitnehmern bessere Bedingungen zu gewähren 
als in der Richtlinie vorausgesetzt. Aufgrund dessen und angesichts der Tatsache, daB das fin-
nische Arbeitsrecht in vielerlei Hinsicht besseren Rechtsschutz fiir die Arbeitnehmer gewährt 
als die EG-Richtlinien erfordern, stellt die Harmonisierung auf diesem Gebiet keine hohen 
Anforderungen. Unmittelbare ÄnderungsmaBnahmen wären nicht erforderlich. 

Die gröBte Veränderung, welche auf Finnland zukommt, und zwar bereits im Zusammen-
hang mit dem EWR-Vertrag, wird das finnische Ausländergesetz betreffen. Mitbiirgern der 
EWR-Mitgliedsstaaten und deren Familienangehörigen soll automatisch die Aufenthalts-
erlaubnis bewilligt werden. Mit anderen Worten verliert der einzelne Staat sein Prilfungsrecht 
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mit Ausnahme der sogenannten ordre public-Voraussetzungen. Die Rechte der vorgenannten 
Ausländer diirfen nach der bisherigen Praxis des EuGH nicht stärker eingeschränkt werden 
als unbedingt erforderlich. 

Gesellschaftsrecht 
Das finnische Gesellschaftsrecht basiert auf der nordischen Zusammenarbeit und hat sich 

in der täglichen Praxis als ein funktionierendes System erwiesen. Es erflillt jedoch nicht alle 
Forderungen, welche die EG an das nationale Gesellschaftsrecht stellt. Man könnte aber 
genausogut fragen, ob die zentral- und stideuropäischen Gesellschaften den nordischen Stan-
dard erflillen. Die Antwort wäre die gleiche: Mängel können ilberall leicht entdeckt werden. 

Das Aktiengesetz befindet sich derzeit in einer umfassenden Revision. Es ist die Absicht, 
das Gesetz teils den EG-Normen anzupassen, teils andere Änderungen vorzunehmen und im 
ilbrigen die Reformen durchzufiihren, die die Wirtschaft an ein funktionierendes Gesell-
schaftsrecht stellt. 

Im Jahre 1990 wurde eine Kommission mit dem Auftrag eingesetzt, einen neuen Gesetzes-
vorschlag zu erarbeiten. Soweit der Auftrag der Kommission die Ubernahme des EG-Rechtes 
betraf, war die Aufgabe zum gröBten Teil technischer Natur. Die Kommission hat mit den ent-
sprechenden Organen in den tibrigen nordischen Ländern zusammengearbeitet und der Vor-
schlag der Kommission wurde am 11. 11. 1992 vorgelegt. Im folgenden möchte ich nur kurz 
tiber den Inhalt des Vorschlages informieren. 

Die Kommission schlug vor, das finnische Gesellschaftsrecht mit den entsprechenden 
EG-Vorschriften zu vereinheitlichen. Dies wurde zum einen mit den Verpflichtungen aus 
dem EWR-Vertrag begriindet, zum anderen aber auch mit Blick auf eine eventuelle Mitglied-
schaft in der EG. Die wichtigsten Änderungen sind: erstens Aufteilung der Aktiengesellschaf-
ten in private und öffentliche; zweitens eine gewisse Haftung fiir Gesellschafter und die 
Organe der Gesellschaft im Hinblick auf die Verpflichtungen der Gesellschaft; drittens ein 
neuer Konzernbegriff; viertens die Möglichkeit, Aktien ohne Stimmrecht zu verwenden; 
flinftens eine neue Definition im Gesetz ilber die Darlehensgewährung von Stammkapital; 
sechstens gesellschaftsrechtliche Regelungen tiber die Spaltung von Gesellschaften; siebtens 
die Möglichkeit, mit eigenen Aktien zu handeln. 

Es wurde vorgeschlagen, daB sowohl private als auch öffentliche Aktiengesellschaften im 
Aktiengesetz geregelt werden sollten und daB die Regeln zum gröBten Teil tili -  beide Formen 
der AG gelten sollten. Ausnahmen sollten ausdriicklich genannt werden. Als Grundsatz wird 
angestrebt, daB eine Gesellschaft grundsätzlich eine private AG ist. 

Die Kommission schlug weiterhin vor, daB man teilweise von dem traditionellen Prinzip 
der Haftungsbegrenzung des Gesellschafters auf das Aktienkapital abgehen sollte. Unter 
gewissen Voraussetzungen und während einer Ubergangsperiode nach der Gesellschafts-
griindung sollte sich die Haftung von gewissen Personen auf alle Verpflichtungen der Gesell-
schaft erstrecken. 

Die Definition des Konzernbegriffs sollte im Buchflihrungsgesetz und in den anderen 
gesellschaftsrechtlichen Gesetzen vereinheitlicht werden. Es sollten ausländische Gesell-
schaften in gröBerem MaBe als bisher berticksichtigt werden. Zu einem Konzern sollten auch 
andere als Aktiengesellschaften gehören können. 

Zwangsweise Liquidation einer Gesellschaft sollte eingeleitet werden, sobald das eigene 
Kapital das gezeichnete Aktienkapital untersteigt. Der Vorstand der Gesellschaft sollte ver-
pflichtet sein, ständig die Entwicklung des Eigenkapitals zu verfolgen. 

Die öffentlichen Aktiengesellschaften sollten gezwungen sein, auch Halbjahresbilanzen 
vorzulegen. Alle Aktiengesellschaften sollen verpflichtet sein, ihr Buchfiihrungsmaterial 
beim Handelsregister einzureichen. Auch das Recht der Gesellschafter, Informationen ilber 
die Bilanz zu erhalten, sollte ausgestaltet werden. 

Wenn die Änderungen, welche die Kommission vorgeschlagen hat, durchgefiihrt werden, 
wird das finnische Gesellschaftsrecht weitestgehend den Anforderungen der gesellschafts-
rechtlichen Richtlinien der EG gerecht. Dann wird Finnland auch an der Diskussion tiber eine 
weitere Entwicklung des europäischen Gesellschaftsrechts teilnehmen können. 
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Kartellrecht 
Ein neues Gesetz tiber konkurrenzbegrenzende MaBnahmen ist in Finnland im September 

1992 in Kraft getreten. Aus den Vorarbeiten zu dem Gesetz geht hervor, daB die Gesetzgebung 
das Ziel verfolgte, das finnische Kartellrecht besser den Anforderungen der europäischen 
Integration und den veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen anzupassen. Im Vergleich zu 
den alten Regelungen hat man sich bemiiht, die konkurrenzbegrenzenden MaBnahmen 
genauer zu erfassen und das Verfahren zur Verhinderung von Kartellen zu verbessern. 

In der Gesetzesvorlage zu dem neuen Gesetz geht man ausdriicklich von den Normen und 
der Rechtspraxis der EG aus. Als Vorbilder hat man mithin die Artikel 85 und 86 der Römi-
schen Verträge gewählt. Damit hat man Abstand genommen von dem friiher angewandten 
sogenannten MiBbrauchsprinzip und hat das sogenannte Verbotsprinzip tibernommen. Das 
erstgenannte beinhaltet, daB die zuständige Behörde nach Erhalt der erbetenen Informatio-
nen prilft, ob eine konkurrenzbegrenzende Mal3nahme, welche zu verbieten ist, vorliegt oder 
nicht. Das Verbotsprinzip hingegen beinhaltet, daB jede Art der konkurrenzbegrenzenden 
Tätigkeit von vornherein verboten ist. Hierdurch vermeidet man den bisher erforderlichen 
btirokratischen Aufwand zur Registrierung der konkurrenzbegrenzenden Zusammen-
schliisse. Deshalb kann die Kartellbehörde nunmehr ihre Kräfte in höherem MaBe auf die 
Durchsetzung der bestehenden Regelungen konzentrieren und im Ergebnis sehr viel besser 
den Stand des Kartellrechtes garantieren, welchen man innerhalb der EG anstrebt. 

Das neue Gesetz verbietet alle Arten von Kartellen, einschlieBlich Preis-, Produktionsbe-
grenzungs- und Marktverteilungskartellen. Dies hat dazu gefiihrt, daB man nach dem Inkraft-
treten des neuen Gesetzes sogar behauptet hat, daB die neuen Regelungen strenger seien als 
die entsprechenden der EG, insbesondere deshalb, weil bis zum heutigen Tag noch keine 
Gruppenfreistellungsverordnung in Finnland ergangen ist. Deshalb entscheidet allein die 
Kartellbehörde, die aufgrund eines Antrages ein Kartell zulassen kann. 

Auch wenn man die Voraussetzungen fiir eine solche Ausnahme betrachtet, ist leicht fest-
zustellen, daB die Ubereinstimmung mit den entsprechenden EG-Regeln sehr weitgehend ist. 
Die Voraussetzungen stellen nahezu eine Kopie der Kriterien des Artikel 85 der Römischen 
Verträge dar. 

Das neue Gesetz verbietet auch in Ubereinstimmung mit Artikel 86 der Römischen Ver-
träge den MiBbrauch einer dominierenden Stellung auf einem relevanten Markt. Eine Gesell-
schaft, welche als dominierend auf einem relevanten Markt anzusehen ist, ist verpflichtet, vor 
dem Zukauf von Gesellschaften die Kartellbehörde zu informieren. Der geplante Unterneh-
menskauf kann dann von der Kartellbehörde verboten werden. 

Wie auch das EG-Recht, beinhaltet die neue Kartellgesetzgebung Finnlands wirtschaft-
liche Sanktionen von erheblicher Wirkung. Die Strafen können bis zu zehn Prozent des Jahres-
umsatzes der jeweiligen beteiligten Unternehmen betragen. 

Aus dem Vorgenannten wird deutlich, daB ein weiterer Harmonisierungsbedarf auf dem 
Gebiet des Kartellrechtes nicht besteht. Auch auf diesem Gebiet ist Finnland bereits auf die 
neue Situation wohl vorbereitet. 

Produkthaftungsrecht 
Im September 1991 trat in Finnland ein neues Produkthaftungsgesetz in Kraft. Bereits vor 

der Schaffung des EWR war klar, daB das EG-Recht auf diesem Gebiet eine besondere Rolle 
flir die Ausformung der Produkthaftungsregeln in den EFTA-Ländern spielen wiirde. Auch 
in Finnland ging deshalb der Gesetzesvorschlag der Regierung im wesentlichen von der 
EG-Richtlinie aus. In einigen Punkten weicht das finnische Gesetz jedoch davon ab. 

Ähnlich wie in den tibrigen nordischen Ländern hat man auch in Finnland in mehreren 
Punkten eine andere Rechtstechnik gewählt als diejenige, welche die EG-Richtlinie vorsieht. 
Ohne darauf näher eingehen zu können sei nur genannt, daB man den Anwendungsbereich 
des finnischen Gesetzes enger gefaBt hat und gewisse Schäden nicht mit hineingenommen 
hat, welche bereits aus einem anderen Rechtsgrund belangt werden können. Der grund-
legende Gedanke war, daB der Geschädigte bereits aufgrund anderer gesetzlicher Normen 
einen hinreichenden Schutz genieSt, und daB eine zusätzliche Produkthaftung nur zu einer 
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erhöhten Kostenbelastung ftir die Wirtschaft fiihren wurde, ohne zugleich dem Geschädigten 
einen weiteren Vorteil zu bieten. 

Sofern man die Bedeutung dieser Abweichungen von den EG-Richtlinien beurteilen will, 
ist davon auszugehen, daB die Änderungen gröBer sind ais die Unterschiede zwischen den 
verschiedenen EG-Mitgliedstaaten. Dies muBte jedoch im einzelnen ftir jede Branche beur-
teilt werden, und dies kann im. Rahmen dieses Vortrages nicht geschehen. 

Verbraucherschutzrecht 
Es wurde bereits oben festgestellt, daB man die nordischen Länder als ein Wohlfahrtsgebiet 

flir Verbraucher beschrieben hat. Diese Beurteilung ist sicherlich keine Ubertreibung gewe-
sen. 

Als ein Beispiel fiir die starke Stellung des Verbrauchers in den nordischen Ländern und 
die fehlende Bereitschaft, hier etwas zu ändern, kann auf die erheblichen dänischen Bemil-
hungen im Zusammenhang mit dem Entstehen der entsprechenden EG-Richtlinien hinge-
wiesen werden. Diese waren es unter anderem, die dazu gefiihrt haben, daB es sich um eine 
sogenannte Minimalrichtlinie handelt und nicht, wie urspriinglich geplant, um eine soge-
nannte Maximalrichtlinie. 

Im Hinblick auf den Inhalt der Richtlinie, also insbesondere das Verbot von unangemesse-
nen Vertragsbedingungen, ist festzuhalten, daB Finnland solche Bestimmungen bereits in.  
Kraft gesetzt hat oder diese sich schon in Vorbereitung befinden. Problematisch ist dabei, daB 
ein Teil der Bestimmungen der Richtlinie in Finnland in allgemeinen Rechtsprinzipien und 
Generalklauseln enthalten ist, oder daB diese nur in den Vorarbeiten zu den genannten Geset-
zen genannt werden. Die Richtlinie hingegen enthält eine sogenannte schwarze Liste, in wel-
cher bestimmte Klauseln ausdrticklich ftir unangemessen erklärt werden. 

Es ist noch nicht abzusehen, inwieweit die Richtlinie die finnische Gesetzgebung beein-
flussen wird. Speziell werden Schwierigkeiten entstehen aufgrund der Unbeweglichkeit, den 
die kasuistische schwarze Liste mit sich ftihrt. Es versteht sich von selbst, daB es unmöglich ist, 
die schwarze Liste vollständig zu formulieren. Dessen ungeachtet gibt es keinen Grund, den 
derzeit bestehenden Verbraucherschutz in Finnland einzuschränken. 

Wertpapierrecht 
In dem Gesetzesvorschlag zum neuen Wertpapiergesetz von 1988 wurde festgestellt, daB 

die Internationalisierung des Wertpapiermarktes voraussetzt, daB auch die finnische Gesetz-
gebung auf diesem Gebiet auf ein internationales Niveau gebracht wird. Auch wurde darin 
deutlich gemacht, daB eine Revision des Gesetzes die finnische Stellung im Verhältnis zu den 
integrierten Kapitalmärkten der EG wesentlich erleichtern wurde. Hierzu sollte ein gesetz-
licher Schutz fur den Investoren geschaffen werden; ein Kriterium, welches die EG filr gegen-
seitige Verträge auf diesem Gebiet stellte. 

Das neue Gesetz ist im August 1989 in Kraft getreten. Es gibt jedoch Pläne, das Gesetz zu 
revidieren und eine entsprechende Arbeitsgruppe ist bereits eingesetzt. Der Auftrag der 
Arbeitsgruppe umfaBt die Harmonisierung der finnischen Wertpapiergesetzgebung mit den 
entsprechenden Regelungen innerhalb der EG. 

Zukiinftige Entwicklung 
Wie bereits mehrfach festgestellt, entspricht das finnische Rechtssystem dem westlichen 

Modell. Die Entwicklung ist denjenigen in den ilbrigen westeuropäischen Ländern und spe-
ziell in den tibrigen nordischen Ländern gefolgt. 

Seit Ende der 80er Jahre hat die Integration in die EG bei der Vorbereitung aller wichtigen 
Gesetze Beachtung gefunden. Man hat stets danach gestrebt, eine dem EG-Recht entspre-
chende Gesetzgebung zu schaffen, zum einen im Hinblick auf eine mögliche Mitgliedschaft, 
zum anderen aber auch im Hinblick auf die Anforderungen der Wirtschaft. Eine Harmonisie-
rung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen erleichtert auch stets den allgemeinen wirt-
schaftlichen Verkehr. 
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Finnland hat den EWR-Vertrag ratifiziert und ein EG-Beitrittsgesuch eingereicht. Dank 
der aktiven Harmonisierungsarbeit wird der Gesetzgeber in Finnland bei einer eventuellen 
Mitgliedschaft nur wenige Änderungen vornehmen miissen, um das finnische Rechtssystem 
in Ubereinstimmung mit dem EG-Recht zu bringen. 

AbschlieBend möchte ich auf die erheblichen Anstrengungen hinweisen, welche die Aus-
bildung aller finnischen Juristen im EG-Recht erfordern wird. Hier ist vieles begonnen, aber 
auch noch vie! zu tun. ■ 
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Die europäische 
Integration aus 
Sicht der 
Schweiz: 
Nach dem Nein 
zum EWR 

T"N as Schweizer Volk hat am 6. Dezember 1992 nach einer intensiven politischen Diskussion 
bei einer seit dem 2. Weltkrieg nie mehr erreichten Stimmbeteiligung von rund 80 0/0 mit 

50,3 % Neinstimmen den EWR-Vertrag abgelehnt. Wesentlich deutlicher fiel die Ablehnung 
bei den Kantonen aus: 16 Kantone waren z. T. deutlich dagegen, und 7 Kantone plus 2 Halb-
kantone stimmten daftir. Das Nein des Souveräns driickt wohl in erster Linie den Wunsch 
nach politischer Selbständigkeit aus. Die Schweiz hat damit den schwierigeren Weg einge-
schlagen. Ob er sich längerfristig als unwegsam oder als vorteilhaft erweist, hängt zu einem 
groBen Teil von ihr selbst ab. Den Entscheid gilt es zu akzeptieren, und zwar sowohl aus 
Respekt gegenilber dem Volk als auch im Hinblick auf die Schaffung einer guten Ausgangs-
lage ftir eine neue, tragfähige schweizerische Integrationspolitik. Konsequenterweise muB der 
Entscheid aber auch die Bereitschaft einschlieBen, mögliche wirtschaftliche Erschwernisse 
infolge der Ablehnung des EWR zu ertragen. 

Nach den bis heute vorliegenden wissenschaftlichen Auswertungenl - sofern Abstim-
mungsmotive tiberhaupt zuverlässig zu erfassen sind - standen sich am 6. Dezember nicht 
„zwei kalte und rationale Auswertungen der Kosten und Gewinne des EWR" als viel eher 
zwei Vorstellungen tiber die Schweiz und ihre Zukunft gegentiber. Bei den Beftirwortern 
tiberwog der Wille zur politischen und kulturellen Öffnung, das Interesse an einer vertraglich 
abgesicherten Teilhabe am europäischen IntegrationsprozeB, ergänzt durch die erwarteten 
wirtschaftlichen Vorteile eines EWR. Auf der Seite der Gegner die gleichen Motivationen, 
aber mit umgekehrten Vorzeichen: Verlust der eigenen Unabhängigkeit und Identität, Angst 
vor wirtschaftlichen Nachteilen, insbesondere einer Uberflutung durch Ausländer, Desorien-
tierung angesichts des beschleunigten Integrationsprozesses. Hinzu kam wohl noch, daB das 
EG-Beitrittsgesuch des Bundesrates vom Mai 1992 die Entscheidungssituation des Souveräns 
zusätzlich erschwert hatte. Der EWR-Vertrag erschien damit in den Augen vieler Stimmbilr-
ger/innen als bioBe „Obergangslösung" auf dem Weg zum EG-Beitritt und nicht mehr als Ver-
tragswerk sui generis, wie es von der Regierung präsentiert wurde. 

Fur das Verständnis der Haltung des Souveräns ist im weiteren ein Hinweis auf die schwan-
kende und wenig orientierungskräftige offizielle Integrationspolitik in den letzten Jahren 
angezeigt. Noch 1988 erklärte der Bundesrat in seinem Bericht iiber die Stellung der Schweiz 
im europäischen IntegrationsprozeB, „ein EG-Beitritt kann nach heutigem Ermessen nicht 
das Ziel der schweizerischen Integrationspolitik sein" (S. 131). Ziel mtisse es vielmehr sein, 
den bisherigen Kurs der „vertraglichen Absicherung gegenseitiger Interessen auf der Grund-
lage der Gleichheit der Vertragsparteien oder der Schaffung neuartiger institutioneller Bin- 
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dungen zwischen der Schweiz und der EG weiterzuftihren und zu vertiefen" (S. 92). 1990 hielt 
der Bundesrat den EWR ftir die „einzige Option, die unter den heutigen Gegebenheiten .. . 
die wesentlichen Besonderheiten der institutionellen, wirtschaftlichen und sozialen Organisa-
tion unseres Landes berticksichtigt. In diesem Sinne können weder der EG-Beitritt noch die 
Riickkehr zu einem punktuellen, pragmatischen Vorgehen heute befriedigende Optionen dar-
stellen" (Informationsbericht des Bundesrates vom 26. 11. 1990, S. 62). Nur ein Jahr später (am 
19. Oktober 1991) erklärte der Bundesrat, daB sich „die Schweiz ein ehrgeizigeres Ziel setzen 
sollte als die Verwirklichung des EWR. Wir beschlossen, den EG-Beitritt als Ziel unserer 
europäischen Integrationspolitik festzulegen" (Bericht tiber einen Beitritt der Schweiz zur 
EG, S. 2). Die vielen Richtungsänderungen in der schweizerischen Integrationspolitik stellen 
der Regierung hinsichtlich Wahrnehmungsfåhigkeit der ftir die Schweiz wichtigen Entwick-
lungstrends und dessen Umsetzung in strategische Konzepte nicht eben ein gutes Zeugnis 
aus. Wenn nach Henry Kissinger eine Strategie Jahre brauche, bis sie Wirkungen zeige, so 
konnte die offizielle schweizerische Europapolitik mangels Orientierung und Uberzeugungs-
kraft gar nie zum Tragen kommen. Erfolgreiche Politik besteht letztlich darin, ein Ziel zu defi-
nieren und danach möglichst viele Betroffene von der Notwendigkeit des einzuschlagenden 
Weges zu iiberzeugen. Das erfordert ein Minimum an Konstanz und Geradlinigkeit. 

Die vielschichtigen Grtinde ftir das Nein des Schweizer Souveräns zum EWR haben auch 
mit Ängsten, Beftirchtungen und Motiven zu tun, die in andern Ländern mit europapoliti-
schen Auseinandersetzungen zu beobachten sind. So sind im Zusammenhang mit der Ratifi-
zierung des Vertrages von Maastricht - unbestrittenermaBen auf höherer Integrationsstufe -
neben den offenbar ilberall anzutreffenden Zerrbildern doch auch grundsätzliche Fragen in 
bezug auf politische GroBgebilde mit fernen, zudem parlamentarisch nicht kontrollierten 
Organen an die Oberfläche gekommen. Macht die EG mit dem Vertragswerk von Maastricht 
integrationspolitisch einen Schritt in die richtige Richtung oder birgt die Absicht, eine Wirt-
schafts- und Währungsunion sowie eine politische Union zu schaffen, nicht zuviele Risiken 
und Gefahren in sich? Wenn an einer kiirzlichen Tagung des angesehenen Walter-Eucken-
Instituts2  sogar die Skepsis und Zweifel an den Integrationszielen der EG ilberwogen haben 
sollen, so mag man ftir den Entscheid der Schweiz vielleicht sogar ein gewisses Verständnis 
aufbringen. 

Eine weitere Parallele zeigt sich wohl in bezug auf die wachsende Distanz zwischen Politik 
und Bevölkerung. Ohne Zweifel zeigt das Nein zum EWR eine Kluft zwischen der sog. „pohti-
schen Klasse" und dem Volk auf. Das ist ftir ein direktdemokratisches Land wie die Schweiz 
vor allem im Bereich der AuBen- und AuBenwirtschaftspolitik gravierend. Denn ohne Rtick-
sichtnahme auf die Grundauffassungen und die mitvollziehende Einsicht der Btirger fehlt 
dieser sozusagen die Grundlage. Sie braucht Erdnähe, wenn sie erfolgreich sein will. Das ist 
zwar nicht eine neue, aber von Regierung, Verwaltung und Politik doch immer wieder miB-
achtete Erkenntnis. Die Hauptursache ftir das Nein ist deshalb nicht ein Informationsdefizit, 
sondern die mangelnde Kommunikation zwischen dem Biirger und seinem von ihm gewähl-
ten und finanzierten Repräsentanten - neben mangelnder EinfluBmöglichkeit jedes einzel-
nen in bezug auf das politische Geschehen. Geduldige Aufklärung und Diskussion ist gefragt 
und notwendig. Teure PR-Kampagnen helfen da nicht weiter. 

Staatsverdrossenheit, das MiBtrauen des Volkes gegentiber seinen Politikern, umgekehrt 
die Unzufriedenheit der Politiker mit ihrem Volk ist ein allgemeines Phänomen. DaB dabei 
auch die europäische Hoffnung, eine verläBliche Basis ftir die Einheit in Vielfalt zu schaffen, 
die den friedlichen Wettbewerb der Völker zuläBt, aber gemeinsame Probleme solidarisch 
angeht, Schaden genommen hat, ist mehr als bedauerlich. Wenn die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung3  die Regierenden mahnt, „daB Europa keine Chefsache ist, Tiber die nach Gutsherren-
art aus dem Geiste des 19. Jahrhunderts entschieden wird", so bringt sie es wohl auf den Punkt. 

Das EWR-Nein 
Es wäre meines Erachtens völlig falsch, das Nein zum EWR als eine Absage an die univer-

selle AuBen- und AuBenwirtschaftspolitik der Schweiz interpretieren zu wollen. Nur sechs 
Monate vor der EWR-Abstimmung stimmte der schweizerische Souverän dem Beitritt zu den 
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Institutionen von Bretton Woods (Währungsfonds und Weltbank) mit tiberwältigender 
Mehrheit zu. Und im September des gleichen Jahres unterstrich die Schweiz mit der Guthei-
Bung eines ftir ihre Verhältnisse gewaltigen Verkehrsprojekts, der sog. Alpenbahn-Transver-
sale, daB sie gewillt und bereit ist, europäische Verkehrsverantwortung zu tibernehmen. Das 
Nein zum EWR untersagt der Schweiz nicht, sich als offener, konstruktiver Partner der EG 
und der ilbrigen europäischen Staaten zu verhalten. Auch ohne Teilnahme am EWR ist und 
bleibt die faktische Verflechtung der Schweiz mit ihrer europäischen und globalen Umwelt 
von höchster Intensität. Es zeigt sich damit, daB die internationale Verflochtenheit eines Lan-
des nicht ausschlieBlich eine Sache hoheitlicher Vertragswerke ist, sondern entscheidend vom 
Verhalten der Menschen abhängt, ilber die Grenzen Handel zu treiben, im. Ausland eine 
Beschäftigung anzunehmen, ein Unternehmen zu grtinden usw. Von daher gesehen ist die 
wirtschaftliche Integration vielmehr ein spontaner ProzeB als ein politisches Fertigprodukt. 
Wie soll es nun weitergehen? 

Nach dem Nein zum EWR kommt der Pflege und Verbesserung des Wirtschaftsstandortes 
Schweiz um so gröBere Bedeutung zu. Sowenig ein Ja zum EWR die Schweiz sofort aus der 
Rezession geftihrt hätte, sowenig sttirzt sie jetzt in eine Depression ab oder verschwindet gar 
von der Landkarte Europas. Aber es ist ebenso klar, daB wir nun den Beweis antreten milssen, 
den offenkundig gewordenen ordnungspolitischen Handlungsbedarf durch echte interne 
Reformen befriedigen zu können. Nicht zu Unrecht bemerkte Wolfram Engels körzlich, die 
Schweiz hätte ihre ehemals mustergtiltige Marktwirtschaft seit Jahren verlottern lassen. Das 
Ziel mul3 es deshalb sein, in Schltisselbereichen bessere Rahmenbedingungen zu schaffen als 
das Ausland. Dies entspricht nicht nur dem Votum des Souveräns vom 6. Dezember 1992, 
sondern auch der ökonomischen Logik. Denn nach dem bekannten Gutachten von Prof. H. 
Hauser4  zuhanden des Bundesrates iiber die gesamtwirtschaftlichen Konsequenzen der drei 
europapolitischen Alternativen EWR-Vertrag, EG-Beitritt und Alleingang gehen die stärksten 
Wachstumseffekte von internen Liberalisierungsmal3nahmen aus, die grundsätzlich unab-
hängig vom gewählten europapolitischen Weg sind. 

Die StoBrichtung ist somit klar vorgegeben, und entsprechende Programme zur Stärkung 
der marktwirtschaftlichen Rahmenordnung liegen seit einiger Zeit vor. Im einzelnen geht es 
um: 
- die Reform der Fremdarbeiterregelung mit dem Ziel der Freiztigigkeit fiir qualifizierte 

Mitarbeiter ohne geographische Restriktionen; 
- den Abbau von Marktzutrittbarrieren, insbesondere der Anerkennung von ausländischen 

Produktvorschriften bzw. Anpassung an EG-Vorschriften; 
- die Schaffung eines Binnenmarktes Schweiz; 
- die Revision des Kartellgesetzes mit dem Ziel, fiir Preis-, Mengen- und Gebietsabsprachen 

Verbotstatbestände mit Entlastungsbeweisen einzufiihren; 
- die Bundesfinanzreform (Ubergang zur Mehrwertsteuer, Abschaffung von Stempelsteu-

ern und Verrechnungssteuern, Reform der Unternehmensbesteuerung); 
- die Auflösung staatlicher Monopole und Privatisierung; 
- die Reform der Landwirtschaftspolitik; 
- den Abbau der Regulierungsdichte (z. B. im Bauwesen, in der Raumordnungspolitik und 

der Umweltpolitik). 
Mit seinem am 20. Januar 1993 angektindigten Programm zur nachhaltigen Stärkung des 

Wirtschaftsstandortes Schweiz hat der Bundesrat diesen Reformprozel3, wenn auch zaghaft 
und unvollständig, eingeleitet. Wenn es gelingt, diesen Reformen noch mehr Kraft und Profil 
zu geben, dann kann das Nein zum EWR auch eine Chance sein. 

Der EntwicklungsprozeB einer offenen Volkswirtschaft ist geprägt durch den ständigen 
Verlust traditioneller komparativer Vorteile in der internationalen Arbeitsteilung einerseits 
und durch die Gewinnung neuer Vorteile anderseits. Fiir ein Land wie die Schweiz bedeutet 
das, daB die eigenen Unternehmen immer wieder mit verbesserten und neuen wissens- und 
technologieintensiven Gtitern und Dienstleistungen auf die Weltmärkte kommen milssen. 
Die Verteidigung und der Ausbau dieser Position setzt allerdings einen gesamtgesellschaftli-
chen Nährboden voraus, auf dem sich unternehmerische Initiative, menschliche Erfindungs-
und Gestaltungskraft am besten entfalten können. Entscheidend ist und bleibt dabei die 
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Qualität der Ordnungspolitik. Die „richtige" Ordnungspolitik schafft nach Gerhard Schwarz 
auch die „richtigen" Unternehmer und die „richtigen" Werktätigen. Wettbewerbsfähigkeit 
wird unter diesen Bedingungen gleichsam zum Effizienztest der Wirtschaftspolitik eines 
Landes. 

AuBenwirtschaftspolitisch geht es darum, das bestehende Freihandelsabkommen mit der 
EG zu reaktivieren und an die neuen EWR-Verhältnisse anzupassen. Das Ziel muB darin lie-
gen, Diskriminierungen im grenztiberschreitenden Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehr im Hinblick auf die Inkraftsetzung des EWR-Abkommens soweit als möglich 
auszuschlieBen. Dabei ist es ohne Zweifel zweckmäl3ig, in gewissen Bereichen durch eine 
gezielte Ausrichtung der schweizerischen Gesetzgebung auf die europäische Rechtsordnung, 
hausgemachte Diskriminierungen auszumerzen bzw. prospektiv zu vermeiden. Nicht sinn-
voll wäre jedoch eine Ubernahme des EG-Binnenmarkt- bzw. EWR-Rechts tel quel. Denn ein 
unkritischer Nachvollzug des EG-Rechts wurde die Nachteile der Ablehnung des EWR mit 
den Nachteilen einer EWR-Mitgliedschaft verbinden. 5  Internationaler Gemeinsinn kann ja 
nationales Wettbewerbsstreben nicht ausschlieBen. Eine Schweiz, die ihren Wirtschaftsplatz 
offenhält und ihm einen attraktiven Rahmen gibt, braucht kein schlechtes europäisches 
Gewissen zu haben. Im Gegenteil: Ein fairer Wettbewerb ist auch zwischen Gesetzgebern 
immer noch die sportlichste Form der Zusammenarbeit. 

Es ist zu betonen, daB dieser bilaterale Ansatz schweizerischerseits nicht einem Rosinen-
picken gleichkommt. Er beruht vielmehr auf der Feststellung, daB trotz der Ablehnung des 
EWR das gemeinsame Interesse der Schweiz und ihrer europäischen Nachbarn fortbesteht, 
das erreichte Niveau des Wirtschaftsverkehrs zu erhalten bzw. zu vertiefen. Aus Schweizer 
Sicht wären die folgenden Dossiers verhandlungsbereit: Zivilluftfahrt, StraBengtiterverkehr, 
Ursprungsregeln, Forschung und Entwicklung. Ein Verhandlungserfolg wäre nicht zuletzt 
aus innenpolitischen GrUnden wichtig, um das negative Image der EG in breiten Volkskreisen 
zu verbessern. 

Die gegenwärtig verbreitete Helvetoskepsis wird dann zu einem unabwendbaren Schicksal, 
wenn die Schweiz die Kraft zu ursachenorientiertem Handeln nicht mehr aufbringt. Dabei 
läBt ihr das Nein zum EWR keinen anderen Weg als das Zurtick zu einer ilberzeugenden Ord-
nungspolitik und einer weiteren Öffnung der Grenzen. Wenn wir diesen Weg konsequent 
gehen, dann wird die Krise zur Chance. Nur so kann die Schweiz hoffen, wie Karl Christian 
von Weizsäcker unlängst bemerkte, auch ohne Mitgliedschaft in der EG das Modell zu sein, 
das von den andem europäischen Völkern geachtet und sorgsam behandelt wird. 

Die Zukunft des EWR 
Als die Idee des EWR 1984 im Rahmen einer gemeinsamen EG-/EFTA-Ministertagung 

geprägt wurde, dachte wohl niemand daran, diesem pragmatischen Konzept einen umfassen-
den institutionellen Rahmen zu geben. Der Vorschlag einer neuen Form der Assoziation zwi-
schen EG und EFTA-Staaten mit einer gemeinsamen Entscheidungs- und Verwaltungsstruk-
tur ging bekanntlich erst 1989 vom EG-Kommissionspräsident anläBlich einer Rede vor dem 
Europäischen Parlament aus. Die seitherige Entwicklung und vor allem das einer Tragikomö-
die gleichkommende Auf und Ab der Verhandlung bis der Vertrag endlich iiber dem Berg war, 
ist hier nicht nachzuzeichnen. Es gehört wohl zur Ironie der Geschichte, daB die EWR-Idee, 
die angeblich lanciert wurde, um den Vorrang der Vertiefung der Gemeinschaft vor deren 
Erweiterung zu sichern, letztlich das Gegenteil bewirkte. Denn im Verlauf der Verhandlungen 
schwenkten vor allem Österreich, Schweden und Finnland immer mehr auf einen Beitritts-
kurs ein. 

Dieser Umstand ftihrte aus Schweizer Sicht wahrscheinlich auch dazu, daB die tibrigen 
EFTA-Länder in bezug auf den institutionellen Unterbau des EWR-Vertrages weniger streng 
waren. Damit will ich diesen Ländern nicht einen leichtfertigen Umgang mit ihrer Souveräni-
tät unterstellen. Die unterschiedliche Haltung erklärt sich dadurch, daB sie den EWR nur vor-
iibergehend als Warteraum fUr den Vollbeitritt benötigen. Damit war mehr oder weniger auch 
ein Vorschlag aus dem SchoBe des renommierten Instituts ftir Weltwirtschaft in Kiel 6 hinfällig 
geworden, welcher der EFTA - entweder selbständig oder zusammen mit der EG im EWR - 
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im Hinblick auf die marktwirtschaftliche Umgestaltung der reformwilligen Staaten Osteuro-
pas eine neue Funktion und Rolle ilbertragen wollte. Die Vorstellung, daB die EFTA bzw. der 
EWR diesbeztiglich ein zweckmäBigeres Integrationsgeffl sein könnte als dasjenige der EG, 
ist wohl nicht weltfremd. Nach dem gegenwärtigen Stand der Dinge muB dieser Option wenig 
Kredit eingeräumt werden. 

In diesem Zusammenhang ist wohl noch ein grundsätzlicher Aspekt des EWR anzuspre-
chen, welcher der Schweiz - vor allem während der Verhandlungen - besondere Probleme 
aufgab. Nach der herkömmlichen Typologie wird in der AuBenwirtschaftspolitik zwischen 
Liberalisierungs- und Integrationsverträgen unterschieden. 7  Erstere sind dadurch gekenn-
zeichnet, daB bei sektoriellen, regionalen und zahlungsbilanzpolitischen Schwierigkeiten 
Schutzklauseln zur Anwendung gelangen. Bei den zweiten entscheiden bei wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten und Vertragsverletzungen eine gemeinsame Behörde und letztlich ein 
gemeinsames Gericht. Oder kiirzer: Bei einem Liberalisierungsvertrag wird bei auftretenden 
Schwierigkeiten via Schutzklauseln zurtickbuchstabiert, bei einem Integrationsvertrag geben 
auftauchende Probleme AnlaB mit supranationalem Entscheid vorwärts zu gehen. Die 
Schweiz war in ihrer ganzen Tradition dem Modell des Liberalisierungsvertrags verpflichtet; 
denn dieser zielt viel weniger auf eine ex ante Harmonisierung von Rechtsvorschriften als auf 
die gegenseitige Anerkennung von Rechtsvorschriften bzw. den Wettbewerb der Rechtssy-
steme ab. Damit wird auch die Rechtsordnung einem gesellschaftlichen SuchprozeB ausge-
setzt. Wo Einheitlichkeit vorteilhaft ist, wird sie sich mit der Zeit selbst durchsetzen, vielleicht 
auch nur annäherungsweise, sonst eben nicht. Als der Acquis communautaire zur Geschäfts-
grundlage wurde, waren die Methode der gegenseitigen Anerkennung und damit auch die 
Mitbestimmung nicht mehr möglich. Das schlieBlich gefundene institutionelle Entschei-
dungsverfahren konnte aus Sicht der Schweiz deshalb auch nie recht befriedigen. 

Wie der europäische ProzeB im GroBen verlaufen wird, ist zur Zeit offener denn je. Es ist 
mit Blick auf die Erfahrungen in Dänemark und Frankreich nicht auszuschlieBen, daB auch 
andere EFTA-Länder mit ihren eigenen Volksabstimmungen Mtihe haben könnten. Der 
EWR diirfte dann wohl länger existieren als heute mancherorts angenommen. Fiir die 
Schweiz hat der Entscheid vom 6. Dezember 1992 sicher nicht endgilltigen Charakter. Aber 
ebenso klar ist es, daB es heute noch verfriiht wäre, ohne tragfähige politische Grundlage neue 
Integrationsziele zu fixieren. Dies zumal die Konturen des Maastrichter Vertrages - und 
zwar ftir die Wirtschafts- und Währungsunion wie ftir die politische Union - undeutlicher 
geworden sind. 

AuBenpolitisch umsichtig handeln kann man immer nur, wenn man in allen möglichen 
Szenarien denkt. 8  Das bedeutet in vielen Bereichen Anpassung, Ubernahme oder Nach-
ahmung, in andern jedoch auch bewuBte Nicht-Nachahmung. Entscheidend ist der optimale 
Mix von Anpassung und Differenzierung. Das relevante Modell ftir die schweizerische 
AuBenwirtschafts- und Integrationspolitik kann deshalb auch nicht die schrankenlose Selbst-
bestimmung sein. Wegleitend muB vielmehr die Metapher des Segelschiffs sein. Auch wenn 
ein Schiff Wind und Meer nicht beherrscht, so impliziert das nicht, daB das Erreichen eines 
selbstgewählten Ziels bei klarem Kurs unmöglich ist. 

Europa und wie weiter? 
Der Zustand der europäischen Integration ist zur Zeit wenig erbaulich. Auch wenn 

Zustände weniger interessant sind als Prozesse, so kann man doch nicht einfach auf bessere 
Tage hoffen. Wie erklärt sich dieser Sachverhalt? Ist er einfach der schlechten Wirtschaftslage 
zuzuschreiben? Hat das Binnenmarktprojekt seit der Anktindigung im Jahre 1985 seine 
Wachstumskräfte bereits verpufft und ist damit das wirtschaftliche Interesse hinfällig gewor-
den? Geniigt der Hinweis, daB der IntegrationsprozeB schon immer wellenförmig - im Wech-
sel von Fortschritt und Stagnation - verlaufen sei? Oder hat man es mit einer unterschwelligen 
integrationspolitischen Systemkrise zu tun, in der das alte Konzept supranationaler Regel-
werke den neuzeitlichen Vorstellungen eines freiheitlichen politischen Wettbewerbs der 
Systeme nicht mehr gerecht wird? HeiBt das, von der alten Idee eines europäischen Bundes-
staates Abschied zu nehmen zugunsten eines gesamteuropäischen Staatenbundes? Oder liegt 
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die Zukunft (West)-Europas vielleicht nicht besser in einer Art gehobener Freihandelszone 
ohne politische Finalität, wie Prof. W. Möschel von der Universität Tiibingen glaubt? 

Auf solche Fragen gibt es zur Zeit, wie ich meine, keine gilltigen Antworten. Aber es sollte 
wohl ftir uns alle AnlaB sein, dartiber nachzudenken, ob und in welchem AusmaB sich Europa 
angesichts der heutigen Problemlage Unentschlossenheit zu leisten vermöge. So gesehen gibt 
das - inzwischen korrigierte - Nein der Dänen zum Vertrag von Maastricht oder der Schweiz 
zum EWR-Vertrag nicht nur den betroffenen Ländern, sondern ebensosehr den politischen 
Architekten Europas Fragen auf. Denn die europäische Einigung kann nicht gegen den Wil-
len breiter Bevölkerungsteile in vielen Ländern vorangetrieben und installiert werden. Wie 
die Träger der Gesellschaft zur Verwirklichung der europäischen Idee herangezogen werden 
könnten, ist noch kaum je diskutiert worden. Uber eines milssen sich Politiker und Biirokra-
ten im klaren sein: Gemeinsamkeit läBt sich nicht anordnen. 

Die einzelnen Btirgerinnen und Btirger lassen sich wohl am leichtesten dann mobilisieren, 
wenn das Ziel eines geeinten Europas nicht als ferngesteuerte Zwangsanstalt, sondern als 
Wohlstands- und Freiheitsinsel in der Welt gesehen wird. Die europäische Integration als 
friedlicher Interessenausgleich zwischen den Nationalstaaten ist nicht gestorben. Sie muB 
weitergehen - aber mit mehr Sinn ftir die Realitäten. Wer die „Einheit in Vielfalt" will, muB 
logischerweise vorher der Vielfalt zum Durchbruch verhelfen, bevor diese von selbst zu einer 
ilbergeordneten Gemeinsamkeit ftihren kann. Dieser Weg wird durch die Dominanz des 
supranationalen Ordnungsprinzips, die Zuriickbindung des Wettbewerbs der Systeme und 
die Unbestimmtheit des Subsidiaritätsprinzips ohne Zweifel erschwert, wenn nicht gar ver-
unmöglicht. Pro europäisch zu sein, kann ja nicht heiBen, unkritisch alles zur Kenntnis zu 
nehmen und auf das Beste zu hoffen. Es ist viel ehrlicher, die vielfältigen Mängel und Wider-
sprtiche im IntegrationsprozeB herauszuarbeiten und mögliche Auswege aufzuzeigen. 

Niemand hat die Leitlinien, nach denen beim Bau der Europäischen Gemeinschaft vorge-
gangen werden sollte, wohl schöner definiert als der Franzose Maurice Allais, 9  Europäer der 
ersten Stunde und Nobelpreisträger ftir Ökonomie, in seinem aufrtittelnden Plädoyer im 
Zusammenhang mit der Diskussion um die Ratifizierung des Vertrages von Maastricht. 
„Europa bauen und dabei die nationalen Eigenheiten bewahren, das ist das Grundprinzip, auf 
dem das europäische Haus aufgebaut werden muB. Dies kann nur schrittweise geschehen, 
und es darf keinerlei Ungereimtheiten geben. Es darf nicht ilbersttirzt gehandelt werden, und 
wer den Lauf der Dinge mit schlechten Vertragstexten beschleunigen will, der gerät unweiger-
lich in eine Sackgasse. Es geht nämlich keinesfalls um alles oder nichts. Der Aufbau Europas 
muB von weiten Teilen der Bevölkerung in den europäischen Ländern mitgetragen werden." 

■ 
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Finnische 
Parallelen 

n der heutigen Europa-Diskussion in Finnland gibt es jetzt - nach dem Zerfall der Sowjet- 
union - eine gewisse Verwirrung. Frilher war es nattirlich, vor allem den nordischen, d. h. 

skandinavischen Charakter Finnlands zu betonen. Das war eine sichere Identität: Finnland 
als einen neutralen skandinavischen Wohlfahrtsstaat darzustellen, war ein Sicherheitsanker 
nach innen und auBen. Nach innen, weil „das skandinavische oder schwedische Modell" der 
Weg zu Erfolg, Wohlstand, sozialer Sicherheit und Gerechtigkeit war. Nach auBen, weil eine 
Parallelstellung und eine nahe Zusammenarbeit mit Schweden sowie die „nordische Balance" 
zwischen den NATO-Mitgliedern Dänemark und Norwegen und dem neutralen Schweden 
und Finnland mit seiner Neutralitätspolitik und seinem Sicherheitspakt mit der Sowjetunion 
die beste oder bestmögliche auBenpolitische Orientierung, d. h. diejenige, die Finnland den 
maximalen Spielraum gewährte, zu sein schien - und es auch war. Auch im finnischen Den-
ken, sowohl Geschichte als auch Gegenwart betreffend, dominierte die skandinavische Paral-
lele. Der natiirliche und selbstverständliche Platz Finnlands war unter den Nationen Skandi-
naviens. 

Ich möchte diese grundlegende skandinavische Parallele nicht in Frage stellen. Im allge-
meinen ist sie richtig, sie erklärt vieles und sie ist auch politisch zweckmäBig, aber heute sieht 
Europa ganz anders aus als, sagen wir, im Jahr 1985 oder 1989. Das skandinavische Modell 
steckt auch in Finnland innenpolitisch in einer tiefgehenden Krise, und es gibt keine Sowjet-
union mehr. Darum möchte ich kaleidoskopisch die Geschichte Finnlands mit Hilfe dreier 
anderer Parallelen im Zeitraum vom Anfang des 19. Jahrhunderts bis heute diskutieren: die 
polnische, die böhmische und die österreichische Parallele. 

Die polnische Parallele 
Seit den vergleichenden Forschungen, die der finnische Historiker U. L. Lehtonen am 

Ende des 19. Jahrhunderts Tiber die Autonomie Finnlands eingeleitet hat, gibt es in der finni-
schen Geschichtsschreibung eine polnische Parallele, d. h. die Autonomie Polens und Finn-
lands im Russischen Reich werden miteinander verglichen. 

Diese Parallele war anfangs ftir Finnland sehr schmeichelhaft. Das Königreich Polen, Kon-
greBpolen, hatte eine viel umfangreichere und tiefergehende sowie auch eine konstitutionell 
besser verankerte Autonomie als das GroBflirstentum Finnland. Polen war ein Königreich, 
der Kaiser war polnischer König und er wurde von einem Vizekönig, später einem Statthalter, 
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in Polen vertreten. Finnland war ein GroBrtirstentum, der Kaiser war finnischer GroBftirst, 
aber er wurde von einem Generalgouverneur vertreten. 

Nach den polnischen Aufständen 1830, 1846 und 1863 verlor Polen seine Autonomie, wäh-
rend die Finnen ihre Autonomie schrittweise und stillschweigend in einem ProzeB von „state-
making" und „nationbuilding" ausbauen konnten. Im Jahr 1809 war Finnland nur eine Samm-
lung von schwedischen Provinzen ohne wirtschaftlichen Zusammenhang, ohne eigene Insti-
tutionen und, so kann man sagen, auch ohne eine einheitliche nationale Identität. Im Jahr 
1917 besaB Finnland beinahe alle Kennzeichen eines modernen Staates - und alles unabhän-
gig von RuBland. 

Wie war das möglich? Eine Antwort ist, daB das russische Reich am Anfang des 19. Jahr-
hunderts kein zentralistischer Staat war, er war absolutistisch, aber nicht zentralistisch. Finn-
land konnte also seine alten schwedischen Gesetze behalten, die Bauern waren weiterhin frei 
- es hat in Finnland niemals eine Leibeigenschaft gegeben. 

Eine andere Erklärung ist die loyalistische Tradition in Finnland. Mehrmals hat der finni-
sche Nationalphilosoph J. V. Snellman betont, daB Finnland nichts durch Gewalt gewinnen 
kann. Finnland muB dem Kaiser gegentiber, aber nicht notwendigerweise RuBland gegen-
tiber, loyal bleiben und es muB alle Möglichkeiten ausschöpfen, seine eigenen Institutionen 
auszubauen und ein NationalbewuBtsein zu schaffen und zu stärken. 

Was die aufriihrerischen Polen durch Aufstände verloren, haben die Finnen durch Loyali-
tät gewonnen. Etwa 3500 Finnen dienten während der Autonomiezeit als Offiziere in der rus-
sischen Armee, sehr wenige dienten in der russischen Zivilverwaltung. Unter diesen Offizie-
ren gab es etwa 300 Generale und Admirale, u. a. zwei Gouverneure von Alaska und einen 
Marineminister. Einige von diesen Offizieren trugen Orden als Auszeichnung ftir die Teil-
nahme an den polnischen Kampagnen von 1831 und 1863. Es ist zweifelhaft, ob dies ein Grund 
ist, stolz zu sein, aber Finnland hat davon profitiert. 

Man könnte sagen, daB das GroBftirstentum Finnland eine russische Schöpfung war, aber 
dieser Rahmen, und am Anfang war Finnland nicht viel mehr, war fast ausschlieBlich aus 
schwedischen Bausteinen zusammengeftigt. Während des 19. Jahrhunderts haben die Finnen 
dieser Schöpfung selbst einen eigenen finnischen Inhalt gegeben. Die Polen rebellierten, weil 
sie ihre Selbständigkeit verloren hatten, die Finnen waren loyal, weil sie etwas Neues, etwas 
nie Dagewesenes, einen finnischen Staat erschaffen konnten. Auch wirtschaftlich war die 
Integration in den riesigen russischen Markt vorteilhaft. 

Als die Russen Ende des 19. Jahrhunderts gewahr wurden, daB in der unmittelbaren Nähe 
ihrer Hauptstadt St. Petersburg ein moderner Staat mit eigenen Institutionen (Landtag, sepa-
rate Staatsfmanzen, Staatsbank, eigene Mtinzhoheit, Zollgrenzen, eine separate Armee) ent-
standen war, war es schon zu spät. Es kam um die Jahrhundertwende zu schwerwiegenden 
konstitutionellen Konflikten, aber das russische Kaiserreich hatte keine Zeit mehr, diese Ano-
malie zu beseitigen. 

Daraus folgt, daB es auch eine andere polnische Parallele gibt. In der turbulenten Zeit zwi-
schen 1917 und 1920 waren die meisten Machthaber in RuBland und auch im Westen bereit, 
die Selbständigkeit Polens und Finnlands anzuerkennen. Beide Länder besaBen eine natio-
nal-politische Identität und eine Infrastruktur, die nicht mehr in Frage gestellt werden konnte, 
anders als im Fall der baltischen und kaukasischen Staaten sowie der Ukraine und WeiB-
ruBlands. Eine Ausnahme bildeten die unverntinftigen weiBen russischen Generale - unver-
ntinftig, weil eine förmliche Akzeptierung der finnischen Souveränität vielleicht gentigt hätte, 
die Teilnahme Finnlands an der Intervention zu sichern. Sowohl Lenin als auch Mannerheim 
waren davon tiberzeugt, daB Finnland im Jahre 1919 Petrograd hätte erobern können. Dies 
hätte den ganzen Verlauf der Geschichte verändern können. Ob Finnland auch fähig gewesen 
wäre, die Stadt zu halten, und ob eine Eroberung ftir Finnland vorteilhaft gewesen wäre, ist 
eine ganz andere Frage. 

Die polnische Parallele in der finnischen Geschichte ist also eine konstitutionell-staatliche 
Parallele, und es geht um die RuBland-Beziehungen der beiden Länder in der Periode vor 
1920. In der Zwischenkriegszeit gibt es eigentlich keine polnische Parallele. In den zwanziger 
Jahren spielten Polen und Finnland in ihrer AuBenpolitik mit dem Gedanken einer Randstaa-
tenorientierung, d. h. einer Defensivallianz zwischen Polen, den baltischen Ländern und 
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Finnland gegen RuBland. Aber Finnland hat diese Vereinbarungen niemals formalisiert oder 
ratifiziert und orientierte sich allmählich nach den skandinavischen Ländern. Das ganze Pro- 
jekt war vielleicht mehr ein Versuch Polens, das Baltikum in Interessensphären aufzuteilen. 

Die böhmische Parallele 
Die böhmische Parallele ist nicht politisch-konstitutionell, sondern gesellschaftlich. Seit 

dem 19. Jahrhundert gibt es eine ganze Reihe finnischer Reiseschilderungen aus Mittel-
europa. Viele dieser Reisenden besuchten auch Prag, und fast alle haben auch die Nationalitä-
tenkonflikte in Böhmen kommentiert. Fast alle waren auch tiber die vielen Ähnlichkeiten 
zwischen Böhmen und Finnland erstaunt. Fast alle nahmen auch Partei, die Finnischsprachi-
gen fLir die Tschechen und die Schwedischsprachigen ftir die Deutschen. 

Der Sprachwissenschaftler August Ahlqvist schrieb 1862 in typischer Weise: 
Die Stellung der böhmischen oder tschechischen Sprache ist der Stellung derfinnischen Sprache 

sehr ähnlich! Finnland wird wie Böhmen von Fremden dominiert, wie in Finnland stammt in Böh-
men ein Teil der Einwohner aus einem fremden Volk. Diese Fremden haben den Geist des Volkes 
erobert, so dafl die höhere Kultur, die schönste Poesie, die Gesetze und die Regierung, in einem 
Worte, die ganze Zivilisation sich äberall in dieser Fremdsprache ausdräckt.]  

Die Finnischsprachigen identifizierten sich völlig mit der Lage der Tschechen. Das einzige, 
was die Finnen nicht verstanden und noch viel weniger billigen konnten, war der Panslavis-
mus der Tschechen. FUT.  Ahlqvist war der Panslavismus ein unrealisierbarer Traum, seiner 
Meinung nach konnten die Slawen einander weder politisch (z. B. die Russen und Polen), kul-
turell noch sprachlich verstehen. Ahlqvist versuchte mit einem Tschechen in Prag Russisch zu 
sprechen, aber sie muBten ins Deutsche, „die Sprache des Panslavismus", ilberwechseln. 
Ahlqvist schrieb auch von den Unterschieden zwischen „dem Böhmen, der nicht ohne Zei-
tungen und Eisenbahnen leben kann, und dem Bulgaren, der niemals ein Buch gesehen hat 
und Eisen nur ftir einfache Werkzeuge braucht". Zum Schlul3 schrieb er: 

Ich glaube nicht an die Zukunft des Panslavismus. Der Panslavismus ist keine Gefahr fär die 
germanische Kultur, in deren Kreis auch wir Finnen gehören. 2  

Auch die Schwedischsprachigen sahen viele Ähnlichkeiten. Die Zeitung „Helsingfors Dag-
blad" schrieb im Jahre 1881, dal3 die tschechischen Bestrebungen, die Deutschen aus ihrer 
Position in Böhmen zu verdrängen, ein warnendes Beispiel seien. Hier könne man beobach-
ten, wohin die fennomanische, d. h. die finnisch-nationale, Agitation flihren werde. 

Der Literaturdozent Hans Ruin besuchte 1921 die Tschechoslowakei und schrieb einige 
äuBerst kritische Zeitungsartikel: „Welch monströse Figur im europäischen Staatenmosaik". 3 

 Das Land sehe ja aus wie eine Wurst. Die Sieger in Paris hätten nur eines der sechs Völker die-
ses Staates befragt, und die Minoritäten des Landes seien in der Majorität. 

Aus der Sicht des Historikers gibt es viele Ähnlichkeiten in der Entwicklung der tschechi-
schen und der finnischen Nationalbewegung. Ein tschechischer Historiker, Miroslav Hroch, 
hat die Entwicklungsphasen der Nationalbewegungen der kleinen Völker Europas folgender-
maBen typologisiert: 

I. Die erste Phase ist ein pränationalistischer Landespartikularismus; in Böhmen war es der 
Bohemismus und er wurde als politisch ungefåhrlich gesehen. Metternich sagte sogar, er habe 
nichts gegen einen ethnographischen Nationalismus, und der Gendarm Europas, Nikolaus I., 
gestattete 1831 die Griindung einer finnischen Literaturgesellschaft. 

II.Die zweite Phase ist das nationale Erwachen. In Böhmen ist diese Stufe mit dem Namen 
Franti§ek Palackys, in Finnland mit dem Namen Johan Vilhelm Snellmans verbunden. Es 
gibt jedoch einen wichtigen Unterschied. Böhmen war ein altes Königreich, daher tritt erst der 
Nationalhistoriker Palacky in Erscheinung, indem er eine Geschichte Böhmens schreibt, und 
erst später kommt der Nationalphilosoph (eigentlich ein Soziologe) Tomå§ Masaryk und 
interpretiert, was diese Geschichte bedeutet. Finnland war eine neue politische Schöpfung, 
also muBte es umgekehrt verlaufen. Erst muBte der Nationalphilosoph Snellman die Nation 
definieren, dann konnte der Nationalhistoriker Yrjö Koskinen im Jahre 1869 die erste 
Geschichte Finnlands schreiben. 
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III. Mit Yrjö Koskinen sind wir schon in der dritten, der Agitationsphase. Er war drei Jahr-
zehnte Fiihrer der Finnischen Partei, der sogenannten Fennomanen, deren Gegner die 
sprachpolitisch neutralen Liberalen und die Svekomanen waren. 

Von dieser Phase geht die Entwicklung weiter tiber Gleichberechtigung zur Dominanz und 
bis zum Chauvinismus. Im Jahr 1863 gab Alexander II. das Versprechen ab, daB die Gleichbe-
rechtigung der finnischen Sprache als Amtssprache in zwanzig Jahren verwirklicht sei. Es dau-
erte allerdings bis 1900. Nach Einflihrung des allgemeinen Stimmrechts in Finnland im Jahre 
1907 wurden die finnischen Parteien dominierend und die schwedische Partei auf ein Zehntel 
der Wähler reduziert. Im alten Ständelandtag hatten die Schwedischsprachigen zwei Stände 
(Adel und Burger) kontrolliert und die Finnischsprachigen ebenfalls zwei Stände (Klerus und 
Bauern). Der Chauvinismus schlieBlich, mit intolerantem Sprachennationalismus und groB-
finnischen Träumen, kam in der Zwischenkriegszeit auf. 

Als zweite Ähnlichkeit möchte ich die Kulturleistungen der beiden Völker hervorheben. 
Die tschechische Renaissance ist wohlbekannt. Nach dem DreiBigjährigen Krieg war die 
tschechische Sprache zu einer Bauernsprache geworden, wurde aber am Ende des 18. Jahr-
hunderts wieder als ein Instrument höherer Kultur belebt und weiterentwickelt. 

Die finnische Sprache wurde durch die Reformation zu einer Schriftsprache. Der Reforma-
tor Finnlands, Mikael Agricola, ilbersetzte das Neue Testament, aber die gesamte Bibel 
erschien erst 1642 auf finnisch. Während zwei Jahrhunderten erschienen auf finnisch eigent-
lich nur religiöse Literatur und einige administrative Publikationen. Im Jahre 1850 gab es 
keine Schulen mit Finnisch als Unterrichtssprache, es gab lediglich zwei, gerade erst gegriin-
dete, finnische Zeitungen. Vierzig Jahre später gab es mehr finnisch- als schwedischsprachige 
Schulen, Studenten und Zeitungen. Die finnische Sprache hatte sich zu einer modernen Kul-
tursprache entwickelt. Die Entwicklung verlief dermal3en rasch, daB der Provinzialarzt Wol-
mar Schildt (1810-1889) scherzhaft sagen konnte: „Ich bin der Vater der finnischen Wissen-
schaft und Kunst". Er hatte um die Mitte des 19. Jahrhunderts die beiden Wörter aus den Ver-
ben „wissen" und „können" konstruiert. 

Ich möchte den Wert dieser Kulturleistungen besonders betonen. Sie sind nicht nur eine 
groBartige Leistung, sondern sie bedeuten auch eine ungeheure Demokratisierung: Ein gan-
zes Volk wird in die Kulturentwicklung und die politische Partizipation mit einbezogen. 

Es gab natiirlich auch Unterschiede. Erstens waren die Nationalitätenkämpfe in Böhmen 
viel schärfer und härter als in Finnland. In Finnland gab es keine Gewalt in der Nationalitäten-
frage, niemand wurde getötet. Das gesellschaftliche Leben in Finnland wurde auch nie in zwei 
Teile getrennt wie in Böhmen. Die Staatsuniversität in Helsinki wurde nie geteilt, sie ist noch 
heute zweisprachig, und dennoch war die Frage der Unterrichtssprache an der Universität 
Helsinki eine der wirklich grol3en Streitfragen, wenn nicht sogar die gröBte. 

Die Universität Prag wurde 1882 in eine deutsche und eine tschechische Universität geteilt. 
Einer der Professoren, der Historiker Anton Gindely, muBte in den Ruhestand, weil keine der 
beiden Universitäten ihn akzeptierte. Verbittert schrieb er: 

Inzwischen gestalten sich bei uns die Gegensätze immer schroffer, es gibt keine Versammlung, 
kein Institut, das nicht in kurzem seinen vermittelnden Charakter verlöre. Willst du turnen, muut 
du entweder dem deutschen oder böhmischen Turnverein dich beigesellen; neben der böhmischen 
Ressource entsteht ein deutsches Casino; jetzt entsteht hier sogar ein deutscher historischer Verein 
gegenäber einem böhmischen Kurz der Zeitpunkt nähert sich in der Tat, in welchem man, wenn 
man noch etwas Atem schöpfen will, wird erklären miissen, ob man deutsche oder böhmische Luftwolle. 4  

Auch in Finnland wurden die Vereine sprachlich geteilt, aber nicht so weitgehend wie in 
Böhmen; denn: 

Zwischen den Sprachgruppen in Finnland gab es verhältnismäBig geringe soziale Unter-
schiede. Am Anfang des 19. Jahrhunderts machte die schwedischsprachige etwa 12 % der 
Bevölkerung - heute 6 % (300.000 Personen) - aus. Die ganze Elite war 1809 natiirlich schwe-
dischsprachig und die Kenntnis der schwedischen Sprache eine Voraussetzung fiir sozialen 
Aufstieg, aber die groBe Mehrheit der Schwedischsprachigen waren Bauern, Fischer und 
Arbeiter, die in den Köstengebieten lebten. Heute ist die Sozialstruktur der Sprachgruppen 
sehr ähnlich, nur die Mittelschicht ist unter den Schwedischsprachigen etwas stärker vertreten 
als unter den Finnischsprachigen. 
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Es gab auch eine starke Mobilität Tiber die geographische und soziale Sprachgrenze in Finn-
land hinweg. Die Sprachgruppen in Böhmen betrachteten sich als zwei verschiedene Völker, 
ja Rassen. Es gab keine Georg von Schönerers unter den Finnlandschweden. Vor dem Ersten 
Weltkrieg kam eine „germanistische" Strömung auf, die betonte, daB die Finnlandschweden 
Germanen, tatkräftige individualistische Vikinger, waren, die Finnen dagegen passive Mas-
senmenschen, aber diese Unterscheidung hat niemals wirklich Anklang gefunden. Das beste 
Gegenargument ist eine Anekdote aus der Familie Kihlman, die wie viele andere Familien 
sich in einen schwedischen und einen finnischen (Kairamo) Zweig aufgeteilt hatte. Ein Mit-
glied der Familie erklärte einem Ausländer die Rassenfrage in Finnland in folgender Weise: 
„Schen Sie, einer meiner Briider ist Vikinger, der andere ist Mongole, selbst habe ich mich 
noch nicht entschieden." 

Diese Anekdote zeigt noch einen anderen Unterschied. In Finnland hat sich ein bedeuten-
der Teil der Elite selbst, ohne Zwang, fennisiert, entweder persönlich durch einen Sprach- und 
Namenswechsel oder es ist Tiber die Ausbildung in der nächsten Generation geschehen. Das 
ist, so viel ich weiB, fast ein Unikum, daB eine herrschende Gruppe oder ein beträchtlicher Teil 
der Elite einen Sprachwandel vollzieht. Das war in Böhmen in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts nicht möglich und im Baltikum völlig undenkbar. 

Eine Erklärung hierftir ist die Stellung der Elite oder, um genauer zu sein, am Anfang des 
19. Jahrhunderts die Stellung des Adels. Der finnische Adel war immer klein, und er war ein 
Dienstadel. Es gab einige Grol3grundbesitzer im Suden , aber im allgemeinen gehörten etwa 
90 % des Bodens den freien Bauern. In Finnland hat es nie eine Leibeigenschaft gegeben. 
Dem Adel blieb also nur der Staatsdienst iibrig und nach 1809 eine Stelle bei den neuen finni-
schen Behörden (auBer einer Karriere in der kaiserlichen Armee). Die Elite brauchte dem- 
nach die UnterstUtzung des finnischen Volkes ftir die Autonomie des Landes. Es war also ein- 
fach bis zu einem gewissen Grade vorteilhaft, die groBe finnische Majorität zur Sicherung der 
finnländischen Autonomie zu mobilisieren. Dazu gehörte auch, daB man den Forderungen 
dieser Majorität entgegenkommen muBte. 

Möglich wurde dies, weil die Elite Finnlands kein verlängerter Arm der Elite des Kaiserrei-
ches war. Das ist auch die Erklärung daftir, weshalb die Finnlandschweden sich so bedin-
gungslos mit dem GroBffirstentum Finnland identifizieren konnten und sich auch heute mit 
der Republik identifizeren. Sie filhlten sich als Finnen, d. h. als schwedischsprachige Burger 
des finnischen Staates. Nur marginale Gruppen sahen sich als Auslandsschweden oder als 
Volksschweden, um die entsprechende deutsche Terminologie zu verwenden. In Böhmen lag 
der Fall anders: Die Deutschsprachigen in Böhmen identifizierten sich entweder mit einer 
lokalen Gemeinschaft, als Egerländer oder Reichenberger, oder sie filhlten sich als Österrei-
cher oder Deutsche. 

Damit hängt auch zusammen, daB der Konflikt in Finnland nie internationalisiert worden 
ist. Schweden interessierte sich nur fiir die Alandinseln und kiimmerte sich um das Schicksal 
der anderen Finnlandschweden nur auf rein deklamatorischer Ebene. Es gab eine auslands-
schwedische Organisation, aber im sozialdemokratischen Schweden der dreiBiger Jahre war 
das etwas ganz anderes als der Verein fur das Deutschtum im Auslande mit Hitler im Hinter-
grund. 

Die österreichische Parallele 
Finnland und Österreich gehören beide zu den sogenannten Nachfolgerstaaten, den neuen 

souveränen Staaten nach dem Ersten Weltkrieg. Sie entstanden, von Finnland im Norden bis 
zum Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen im Silden, in einer Zone, die der erste 
tschechoslowakische Präsident T. G. Masaryk „die eigentliche Gefahrenzone fiir den Frieden 
Europas" 5  genannt hat, eine Zone kleiner Völker zwischen den Deutschen und den Russen. 

Als Nachfolgerstaaten waren Finnland und Österreich allerdings Gegenpole und grund-
sätzlich verschieden, nicht nur, weil Finnland und die baltischen Länder Romanow-Nachfol-
ger waren und Österreich ein Habsburg-Nachfolger. Filr Finnland bedeutete die Selbständig-
keit einen gewaltigen Schritt und etwas, von dem man frilher nur hätte träumen können. Es 
war ein dermaBen groBer Schritt ins Unbekannte, daB die meisten Finnen erst dann dazu 
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bereit waren, nachdem die wachsende Anarchie und schliel3lich die bolschewistische Revolu-
tion keine andere Alternative als eine Trennung von RuBland mehr tibrig gelassen hatte. Nach 
dieser Trennung wurde die Selbständigkeit als selbstverständliche Konsequenz oder Ziel 
der finnischen Geschichte von Anfang an gesehen. Man begann die Geschichte Finnlands 
durch „das Schliisselloch des 6. Dezernbers 1917" zu betrachten. Die junge Republik war vital, 
expansiv und aggressiv. 

Fiir Österreich war die neue Republik eine Katastrophe, ein aus der Niederlage geborenes 
Kleinösterreich. In Paris hatte Clemenceau gesagt: „Was ubrig bleibt, ist Österreich." Die 
junge Republik, der die Siegermächte verboten hatten, sich Deutschösterreich zu nennen, 
wurde der „Staat, den keiner wollte", wie Hellmut Andics sein Buch tiber die erste österreichi-
sche Republik genannt hat. Die Sozialdemokraten wollten einen AnschluB an ein sozialisti-
sches Deutschland, die Christlich-Sozialen wollten den Kaiser zuriick und die Deutschnatio-
nalen wollten iiberhaupt nichts von einem Österreich hören. Die Christlich-Sozialen wollten 
keinen AnschluB, ftihrten aber den Austrofaschismus ein. Uber die erste Republik hat man 
zutreffend gesagt, daB die Patrioten keine Demokraten und die Demokraten keine Patrioten 
waren. 

Die meisten Österreicher waren davon iiberzeugt, daB der neue Staat wirtschaftlich nicht 
lebensfåhig sei. Es gab auch psychologische Hindernisse, die kleine Republik zu akzeptieren. 
Bundeskanzler Ignaz Seipel beklagte 1928 das „harte Kleinstaatendasein". Seipel sah nur zwei 
Alternativen: eine Erneuerung der ,historischen Aufgabe" der Österreicher oder den 
AnschluB. Einen dritten Weg schloB Seipel als Irrweg aus: 

Der scheinbar mögliche dritte Weg, daji nämlich die Österreicher sich bewufit darauf einstellen, 
eine Art Belgien oder Schweiz zu sein und dazu ein eigenes 'Nationalbewufitsein' känstlich zu 
erzeugen, ist meines Erachtens ein Irrweg. Dies ist keine gute deutsche und keine österreichische 
Konzeption, sondern eine weltfremde französische oder tschechische Vorstellung. Das heutige 
Österreich hat niemals fär sich allein gelebt - die Österreicher sind ihrer ganzen Geschichte nach 
Grofistaatmenschen . . . Unser eigenes Gärtchen zu bebauen und gegen Entr& den Fremden zu zei-
gen, ist keine Aufgabe fär die Bewohner der karolingischen Ostmark und die Erben der Tärken-
besieger. 6  

Diese Reichsromantik bezeichnet Gerald Stourzh mit Recht als den SchlUssel zum Ver-
ständnis des ÖsterreichbewuBtseins der Zwischenkriegszeit. Auch die Austromarxisten 
wandten sich gegen eine Verschweizerung Österreichs. Otto Bauer wandte sich gegen ein 
„Leben der Kleinheit und Kleinlichkeit". 1938 schrieb Karl Renner: „Die Miinchner Vereinba-
rungen schliel3en ein leidvolles Kapitel der Geschichte, indem sie die Donaumonarchie ftir 
alle Zeiten liquidieren und das Nationalstaatsprinzip ftir Mitteleuropa zu Ende ftihren." 7  

Fiir Österreich war die Selbständigkeit als Kleinstaat eine unerwartete Katastrophe, fiir 
Finnland ein unerwartetes Gluck. Nach dem Zweiten Weltkrieg kam wieder ftir beide Klein-
staaten die Stunde der Wahrheit, und man könnte als Motto ftir die Nachkriegsgeschichte 
Finnlands und Österreichs einen Satz aus dem Theaterstilck „Das Mädl aus der Vorstadt" 
Johann Nestroys nehmen: „Die edelste Nation unter allen Nationen ist die Resignation." 
Gemeint war damit eine enttäuschte Liebe, aber der Satz trifft auch fiir die Nachkriegspolitik 
Österreichs und Finnlands zu. 

Der Staat, den keiner wollte, wurde ftir die meisten Österreicher etwas Erstrebenswertes. 
Wenige Österreicher waren jedoch schon 1946 wie Karl Renner zu einem radikalen Um-
denken Tiber die Rolle Österreichs in der Geschichte bereit: 

Wir wollen nimmermehr in ein grofimächtiges Reich, in irgendein Imperium eingebaut werden, 
um äber Nacht wieder herausgerissen zu werden. Wir wollen fär uns bleiben und es allein in der 
Welt versuchen. 8  

Der Preis ftir das Alleinsein war aber Neutralität. Nach zehn Jahren waren die Österreicher 
widerstrebend bereit, den Preis zu bezahlen. Die österreichische „immerwährende" Neutrali-
tät war nur formal freiwillig, de facto war es eine erzwungene Lösung, eine neue Version des 
AnschluBverbotes des Friedens von St. Germain des Jahres 1919. 

Finnland wurde nie von fremden Truppen besetzt wie Österreich, aber die Nachkriegs-
situation - mit einer alliierten Kontrollkommission unter Marschall Schukow im Lande bis 1947 
und einer sowjetischen Militärbasis 25 Kilometer von Helsinki entfernt - machte ein Umden- 
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ken notwendig. Die erste Republik hat sich selbst als einen Vorposten des Westens gegen die 
Barbarei des Ostens, die durch den Bolschewismus noch gefährlicher geworden war, gesehen. 
Einerseits erforderte das traumatische Erlebnis des Winterkrieges 1939 - allein gegen die So-
wjetunion - anderseits die Nachkriegssituation eine Neuorientierung. Fiir Finnland war der 
Preis - um nicht ein Teil des Sowjetblocks zu werden - Neutralität und Sicherheitsgarantien 
ftir die Sowjetunion. Die Neutralität der zweiten Republik war im gleichen MaBe etwas 
Erzwungenes, aber gleichzeitig das Beste, was zu erreichen war. 

Diese erzwungenen Lösungen wurden jedoch - und das ist die Parallele - zu Teilen der 
nationalen Identität der Österreicher und der Finnen. Österreicher oder Finne zu sein, bedeu-
tet u. a. neutral zu sein, aber nicht mehr als etwas ausschlieBlich Negatives, als eine Restkate-
gorie oder Alternativlosigkeit, sondern als etwas Positives, nämlich Briickenbauer zwischen 
Ost und West. Diese Rolle wurde con Brio von Bruno Kreisky und Urho Kekkonen gespielt, 
aber sie entsprach auch der Selbstauffassung immer gröBerer Gruppen der Bevölkerung. 

Das bedeutet, daB die Politiker heute ein „pädagogisches" Problem haben. Jahrzehnte 
haben sie von den Segnungen der Neutralität und der Allianzfreiheit gepredigt und sie nicht 
als eine Resignation, sondern als eine europäische Tugend dargestellt. Nun ist die Neutralität 
ein Teil des NationalbewuBtseins, der Mentalität der Österreicher und Finnen geworden. 

■ 
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Mit der Unterzeichnung der Europa-Abkommen am 16. Dezember 1991 mit Polen, der 
Tschechoslowakei (gegenwärtig Tschechische Republik und Slowakei) und Ungarn hat 

ftir die EG eine neue Etappe ihrer Ausweitungspolitik begonnen. Erstmals in ihrer 
Geschichte öffnete sich die westeuropäische Integration gegentiber Volkswirtschaften, die 
nicht nur Niedrigsteinkommensländer wie Griechenland, Portugal und Spanien bei ihrem 
Beitritt in den achtziger Jahren waren, sondern auch viele Jahrzehnte planwirtschaftlicher 
Vergangenheit hinter sich haben. Diese drei postsozialistischen Volkswirtschaften waren 
dariiber hinaus noch in den achtziger Jahren im Rahmen des Rates ftir Gegenseitige Wirt-
schaftshilfe integriert; in dieser Wirtschaftsintegration Osteuropas wickelten sie bis zwei-
drittel ihrer AuBenhandelsumsätze ab. Die o. g. mitteleuropäischen EG-Anwärter drängen 
also in die westeuropäische Integration aus einem grundsätzlich anderen Wirtschaftssystem 
und Integrationsmechanismus. Diese ordnungspolitische Differenz gibt der Problematik der 
EG-Anbindung dieser Volkswirtschaften eine ganz neue, bisher unbekannte Dimension. 

Von den in der Dekade der achtziger Jahre der EG beigetretenen Mittelmeerländern unter-
scheidet sich Polen, iibrigens ähnlich wie andere postsozialistische Volkswirtschaften, 
dadurch, daB es neben der in diesen beiden Fällen vorkommenden Unterentwicklung noch 
mit der ordnungspolitischen Rtickständigkeit zu kämpfen hat. Die Transformation der vor-
handenen „gemischten Wirtschaftsordnung" in Richtung auf eine kapitalistische Marktwirt-
schaft des westlichen Typs wird dabei als das entscheidende Mittel zur Einleitung des stetigen 
Wirtschaftswachstums und somit auch zur Uberwindung der wirtschaftlichen Unterentwick-
lung angesehen. Auf der ökonomischen Ebene macht dies im Kern den Inhalt der weit ver-
breiteten Parole „Rtickkehr nach Europa" aus. 

In weiteren Ausföhrungen wird vorausgesetzt, daB zwischen der Systemtransformation der 
polnischen Volkswirtschaft und ihrer EG-Anbindung eine Wechselwirkung besteht. Auf der 
einen Seite können Fortschritte auf dem Transformationswege gtinstigere Voraussetzungen 
ftir einen ktinftigen EG-Beitritt Polens schaffen; im Falle der Transformationsriickschläge gilt 
selbstverständlich das Umgekehrte. Auf der anderen Seite kann wiederum der Verlauf des 
Anbindungsprozesses der polnischen Volkswirtschaft an die EG die Systemtransformation 
beeinflussen. Aus dieser Sicht soll weiter das vorher erwähnte Europa-Abkommen Polens mit 
der europäischen Gemeinschaft untersucht werden. 
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Charakteristik des Europa-Abkommens 
Das Europa-Abkommen zwischen Polen und der Europäischen Gemeinschaft wurde auf 

der Grundlage des Artikels 238 des EWG-Vertrages abgeschlossen. Es handelt sich somit 
dabei, formell gesehen, um einen normalen Assoziierungsvertrag. Im Vergleich zu zahlrei-
chen Assoziierungsverträgen der Europäischen Gemeinschaft in den sechziger und siebziger 
Jahren (vorwiegend mit den ehemaligen Kolonien der Unterzeichner der Römischen Ver-
träge) geht jedoch dieses Europa-Abkommen viel weiter, was die Vertragsziele und Vertrags-
inhalte anbelangt. 

In der Präambel des Abkommens kommt der Wunsch Polens hinsichtlich eines EG-Bei-
tritts unmiBverständlich zum Ausdruck. Das Abkommen erwähnt allerdings keinen Beitritts-
termin und keine Beitrittsbedingungen. In die Richtung eines eventuellen EG-Beitritts 
Polens scheint auch indirekt der, in der bisherigen EG-Vertragsgeschichte noch niemals ange-
wendete, Name des Europa-Abkommens zu weisen. Der Inhalt des Abkommens und seine 
wichtigsten Prämissen orientieren sich auf die Römischen Verträge. Einige seiner Teile sind 
sogar aus diesen Verträgen nur mit minimalen Korrekturen tibernommen worden, z. B. die 
Regelungen hinsichtlich der Handelsliberalisierung und des Kapitalverkehrs.' Wie ein „roter 
Faden" zieht sich durch das Vertragswerk seine Ausrichtung auf die ,vier Freiheiten" des 
Binnenmarktes '92. Denn neben der fiir eine Freihandelszone konstitutiven Freiheit des 
Gilterverkehrs beinhaltet das Abkommen auch Ansätze zur allmählichen Durchsetzung der 
Freiheit des Kapitals-, Dienstleistungs- und Personenverkehrs zwischen den Vertragspart-
nern. Betont wird im Europa-Abkommen seine politische Dimension, d. h. der politische Dia-
log zwischen den Vertragspartnern, der seine institutionelle Form in dem regelmäBig tagen-
den Assoziationsrat haben soll. Damit gehen weiter Vereinbarungen hinsichtlich der Anpas-
sung des institutionellen Rahmens polnischer Volkswirtschaft an die Wirtschaftsverfassung 
der Europäischen Gemeinschaft einher. Die Europäische Gemeinschaft verpflichtet sich 
Polen gegentiber bei der Bewältigung zahlreicher Aufgaben des Europa-Abkommens finan-
ziell, intellektuell (Wissenstransfer) sowie technisch-organisatorisch zur Seite zu stehen. Mit 
der Interims-Lösung des Europa-Abkommens ist die EG Polen weitgehend entgegengekom-
men. Um das Abwarten der langdauernden Ratifizierungsprozedur der EG zu vermeiden, ist 
das Abkommen vorläufig seit dem 1. März 1992 in Kraft gesetzt worden. 

Diese durchaus beachtlichen politischen und wirtschaftspolitischen Konzessionen der EG 
an den mitteleuropäischen Vertragspartner werden allerdings durch den handelspolitischen 
Inhalt des Europa-Abkommens zumindest teilweise relativiert. Es sieht im Verlauf von 10 Jah-
ren das Entstehen einer Freihandelszone zwischen der EG und Polen vor. Dabei soll das aus 
der Vertragspraxis der EG bekannte Asymmetrieprinzip angewendet werden. Bei allmähli-
cher Reduzierung und schlieBlich auch Beseitigung von Zöllen und Mengenbeschränkungen 
verpflichtete sich die EG schnellere und gröBere Zugeständnisse als der polnische Vertrags-
partner zu machen. Dahinter steckt der nicht unproblematische Gedanke, daB die polnische 
Volkswirtschaft in der schwierigen Zeit der Systemtransformation etwas mehr vor dem harten 
internationalen Wettbewerb als die vielmals wettbewerbsfähigeren Volkswirtschaften der 
EG-Länder geschiitzt werden muB. In die gleiche Richtung weisen die in das Abkommen ein-
gebauten Sicherungsklauseln, die unter bestimmten Bedingungen den Partnern eine Rtick-
kehr zum Zollschutz ihrer Volkswirtschaft erlauben. Dies ist in zwei folgenden Fällen mög-
lich: 
a) Wenn die erhöhten Importe einen materiellen Schaden der inländischen Industrie bzw. 

anderen Sektoren der Volkswirtschaft zuftigen, 
b) wenn die Reduzierung des Zollsatzes sozialen Schaden bzw. Schwierigkeiten ftir die Sek-

toren der Volkswirtschaft verursachen, die sich im RestrukturierungsprozeB befinden. Das 
gleiche gilt auch fiir die neu entstehenden Industrien. 2  
Konsequent in Richtung auf den ktinftigen Freihandel weist das im Europa-Abkommen 

verankerte Stillstandsprinzip. In Ubereinstimmung damit verpflichten sich die beiden Ver-
tragspartner ab dem Inkrafttreten des Abkommens (1. März 1992) keine neuen Zölle bzw. 
Mengenbeschränkungen einzufiihren sowie die schon vorhandenen Zölle und Mengenbe-
schränkungen nicht mehr zu erhöhen. Der Weg zu ihrem allmählichen Abbau im Rahmen 
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des vorgesehenen Zeithorizonts von 10 Jahren bekam dadurch die dazu notwendige vertrags-
mäBige Rtickendeckung. Der handelspolitische Teil des Abkommens formuliert das Fernziel 
des bilateralen Freihandels nach der Radio-Eriwan-Regel: Grundsätzlich ja, aber fein ziseliert 
nach Industriegiitern (ohne Textilien, Kohle- und Stahlprodukte, landwirtschaftliche Erzeug-
nisse und EGKS-Waren). 3  Wobei die landwirtschaftlichen Produkte - durch eine Menge von 
Ausnahmen und Spezialregelungen - aus den Vereinbarungen zur Verwirklichung einer Frei-
handelszone de facto herausgenommen worden sind. 4  Mit voller Konsequenz wurde die Idee 
der Freihandelszone zwischen der EG und Polen nur in bezug auf die Industriegiiter (ohne 
Textilien und EGKS-Produkten) implementiert. Eine Zwischenstellung zwischen den Rege-
lungen beziiglich der landwirtschaftlichen Produkte und der Industriegilter nehmen die Ver-
einbarungen im Bereich der Textilien und der EKGS-Gtiter ein. 

Das in seinen Grundziigen dargestellte Europa-Abkommen Polens mit der EG ist nicht 
einfach mit einem Begriff zu definieren. Einerseits ist es im handelspolitischen Bereich 
eigentlich kein vollständiges Freihandelsabkommen, was vor allem durch die vertraglichen 
Regelungen hinsichtlich der landwirtschaftlichen Gtiter verursacht wurde. Im Sinne des Arti-
kels 24 des GATT-Vertrages (Ausnahmen fiir Freihandelszonen und Zollunionen) erfaBt die-
ses Abkommen nicht „annähernd den gesamten Handel" der Vertragspartner. Auf der ande-
ren Seite tiberschreitet allerdings das Europa-Abkommen wesentlich den Rahmen eines nor-
malen Freihandelsabkommens. Es ist in diesem Abkommen die in die Zukunft weisende poli-
tische Option erkennbar, kiinftig Polen - beim Auftreten von Voraussetzungen ftir eine Ost-
erweiterung der EG - in diese Wirtschaftsorganisation auf einer höheren Integrationsstufe 
des gemeinsamen Marktes als der vereinbarten Freihandelszone aufzunehmen. Man kann 
also hier von einer Vorstufe fur den eventuellen EG-Beitritt sprechen. 

Die festgestellte Asymmetrie zwischen dem handelspolitischen Teil des Europa-Abkom-
mens (keine vollständige Freihandelszone) und seinem wirtschaftspolitischen und politi-
schen Teil (Vorstufe zum ktinftigen EG-Beitritt) findet ihre Hauptursache in der Interessen-
struktur der Vertragspartner. 

Im Falle der EG rticken die politischen Interessen an der Anbindung Polens an die west-
europäische Integration in den Vordergrund. Man will dadurch verhindern, daB an der Oder-
und NeiBe-Linie (ca. 80 km östlich von Berlin) ein Wohlstandsgefälle - gemessen an der Höhe 
des Sozialprodukts pro Kopf der Bevölkerung ungefähr 10 1 - Mitteleuropa in den Wohl-
standsraum des Westens und den postsozialistischen Armutsraum des Ostens zersttickelt. Mit 
dieser generellen politischen Zielsetzung verbinden sich in der EG-Politik solche Stichwörter 
wie Verhinderung der Massenmigration gen West, Einschränkung der sicherheitspolitischen 
Risiken des in Polen und anderen mitteleuropäischen Ländern latent existierenden Nationa-
lismus, Entgegenwirken dem Transformationspessimismus in den meisten GUS-Staaten 
sowie Rumänien und Bulgarien usw. Das ökonomische Interesse der EG an der Anbindung 
Polens hält sich dagegen in verhältnismäBig engen Grenzen. Im kurzen und mittelfristigen 
Zeithorizont kann Polen nicht als ein bedeutender Absatzmarkt ftir die EG-Exportgilter ange-
sehen werden. In diese Richtung wirkt die relativ niedrige Kaufkraft der breiten Bevölke-
rungsmassen (Konsumgtiter) und die verhältnismäBig geringe Fähigkeit der Volkswirtschaft 
zur Ersparnis- und Kapitalbildung (Investitionsgiiter). Die Absatzmöglichkeiten fiir die 
EG-Investitionsgtiter werden demzufolge davon abhängen, ob und inwieweit die EG bereit 
ist, diese aus der Ersparnisbildung eigener Volkswirtschaften (Wirtschaftshilfe, Kredite, 
Direktinvestitionen) vorzufinanzieren. Dartiber hinaus muB berticksichtigt werden, daB 
Polen als ein EG-Mitglied zu den Nettonehmerländem zählen wurde. Nach Schätzungen 
muB mit einem jährlichen Nettotransfer der EG-Gelder nach Polen (vor allem wegen des 
niedrigen Niveaus des Sozialprodukts pro Kopf der Bevölkerung und des hohen Landwirt-
schaftsanteils an der volkswirtschaftlichen Produktion) in Höhe von ca. 5,2 Milliarden ECU 
gerechnet werden. 5  

Im Falle Polens kann eine Symmetrie des politischen und ökonomischen Interesses an der 
EG-Anbindung festgestellt werden. In der EG-Mitgliedschaft sieht man in Polen auch eine 
Integration der westlichen Völkergemeinschaft, was die Sicherheit des Landes gegenilber 
potentiell gefährlichen politischen und militärischen Entwicklungen im östlichen Teil Euro-
pas wesentlich erhöhen dtirfte. Fiir die proeuropäisch eingestellten politischen Eliten des 
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Landes wäre der EG-Beitritt auch eine Garantie ftir die Irreversibilität des eingeschlagenen 
Transformationsweges zur kapitalistischen Marktwirtschaft und politischen Demokratie. Es 
geht dabei also um einen europäischen Anker (EG-Mitgliedschaft) fiir den polnischen Trans-
formationsprozeB. Uberdies ist ftir viele Polen die Anbindung des Landes an die westeuropäi-
sche Integration eine Riickkehr zu seinen kulturellen und geschichtlichen Wurzeln, die im 
lateinischen Abendland stecken. Dazu gesellen sich noch durchaus handfeste ökonomische 
Interessen. Die polnischen Wirtschaftswissenschaftler weisen daraufhin, daf3 die Öffnung der 
EG-Märkte ftir die einheimischen Exportgiiter ein wirksamer Ersatz ftir die EG-Wirtschafts-
hilfe sein könne. Damit verbindet sich die These vom „exportinduzierten Wirtschaftswachs-
tum", was im Falle eines verhältnismäBig „Ideinen Landes" und der aus dieser Perspektive rie-
sigen Absatzmärkte der EG durchaus plausibel erscheint. Eine vertiefte EG-Anbindung 
Polens könnte auch aus polnischer Sicht zur Verstärkung des Zuflusses der ausländischen 
Direktinvestitionen und des damit verbundenen Wissenstransfers filhren. In diesem Kontext 
wird polnischerseits auf den durch die Wirkung dieses Faktors in der zweiten Hälfte der 
achtziger Jahre ausgelösten Wirtschaftsboom in Spanien und Portugal verwiesen. Und 
nicht zuletzt ist sich die polnische Seite auch der beachtlichen Höhe des potentiellen Netto-
transfers von EG-Geldern bewuBt, die im Falle eines EG-Beitritts dem Land zugute kommen 
könnten. 

Die offensichtlich voneinander divergierenden Interessen der Vertragspartner erforderten 
also eine angemessene KompromiBlösung. Die verhältnismäBig enttäuschenden handelspoli-
tischen Zugeständnisse der EG an Polen versuchte man im wirtschaftspolitischen und pohti-
schen Teil des Europa-Abkommens mindestens etwas zu kompensieren. Die Perspektive 
eines eventuellen kiinftigen EG-Beitritts solle also Polen in den neunziger Jahren ilber die 
handelspolitische Kleinkariertheit des begehrten Wirtschaftspartners trösten. Aus dieser 
Neuauflage des Blochschen „Prinzip Hoffnung" ergeben sich bedeutende Konsequenzen ftir 
die vorher angesprochene Wechselwirkung zwischen dem Europa-Abkommen und der polni-
schen Systemtransformation. 

Wechselwirkung 
Europa-Abkommen - polnische Systemtransformation 

Um der Fragestellung um diese Wechselwirkung nachzugehen, erscheint es zweckmäBig, 
zuerst die Hauptaufgaben der Systemtransformation zu einer kapitalistischen Marktwirt-
schaft aufzuzählen: 
a) Die mikroökonomische Liberalisierung der Volkswirtschaft nach innen und nach auBen. 

Die mikroökonomischen Subjekte mtissen von den bisherigen Fesseln der planwirtschaft-
lichen Ordnungselemente (zentraler Plan, staatlich fixierte Preise, Devisenbewirtschaf-
tung, AuBenhandelsmonopol des Staates usw.) befreit werden. An die Stelle der staatlich 
verordneten Zwangswirtschaft soll also die Wirtschaftsfreiheit und die Selbstverantwor-
tung ftir die Ergebnisse eigenen Wirtschaftshandelns im In- und Ausland treten, 

b) die mikroökonomische Liberalisierung muB durch eine makroökonomische Stabilisie-
rung flankiert werden, weil sie das in den Planwirtschaften bzw. „gemischten Wirtschafts-
ordnungen" reichlich vorhandene Inflationspotential zumindest kurzfristig noch vergrö-
Bert und im Inland in eine offene Preisinflation iiberleitet. Bei einer kumulativen Wirkung 
proinflatorischer Tendenzen kann es zu einer Hyperinflation kommen. Damit können 
Tendenzen zur Entstehung und Vertiefung der Ungleichgewichte der AuBenhandels- und 
Leistungsbilanz des Landes einhergehen. 

c) der Aufbau eines marktkonformen institutionellen Rahmens der Volkswirtschaft, der in 
einer „gemischten Wirtschaftsordnung" nur ansatzweise und bruchsttickhaft vorhanden 
ist. Die sich im TransformationsprozeB befindenden Volkswirtschaften sollen einen ange-
messenen institutionellen Rahmen erhalten, der die angestrebte hohe Effizienz des markt-
wirtschaftlichen Geschehens auf der Mikro- und Makroebene wirksam fördern kann, 

d) die Verwirklichung aller drei o. g. Aufgaben der Systemtransformation soll monetäre und 
institutionelle Voraussetzungen ftir eine Anpassung der Volkswirtschaft im giiterwirt- 
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schaftlichen Bereich schaffen. Die mikroökonomischen Wirtschaftssubjekte sollen veran-
laBt werden, auf ihre bisherige vorwiegend ineffiziente Verhaltensstrategien zu verzichten 
und auf die effizienteren marktkonformen Verhaltensstrategien umzuschalten. Eine spiir-
bare Steigerung der mikroökonomischen Effizienz könnte zu Strukturveränderungen der 
volkswirtschaftlichen Produktion und ihrem Wachstum flihren. 

Mikroökonomische Liberalisierung 
Die Systemtransformation fing am 1. Januar 1990 nicht nur mit einer tiefgreifenden Libera-

lisierung im Inland (wie die deutsche Währungsreform 1948) an, sondern sie weitete die Libe-
ralisierungsmaBnahmen konsequent auch auf den Bereich der AuBenwirtschaftsbeziehungen 
aus. Dabei verband man die Abschaffung des staatlichen Devisen- und AuBenhandelsmono-
pois mit Einftihrung der Inländerkonvertibilität des polnischen Zloty. Der Wechselkurs 
wurde mit 9.500 Zloty gegen einen US-Dollar festgelegt. Die Konvertibilität des Zloty 
beschränkte sich im Prinzip auf Leistungstransaktionen. 

Die radikale Öffnung der Volkswirtschaft gegeniiber dem Ausland bildete einen festen 
Bestandteil des allgemein als Balcerowicz-Plan bezeichneten Transformationskonzeptes. 
Dahinter steht der wirtschaftspolitische Grundgedanke, daB eine Volkswirtschaft der mittle-
ren GröBe (wie z. B. Polens) eine marktwirtschaftliche Entwicklungschance langfristig nur 
durch die Integration in die internationale Arbeitsteilung und nicht durch Abschottung davor 
hat. Somit lehnte man sich viel mehr an die durchaus positiven Nachkriegserfahrungen West-
deutschlands, Japans sowie der fernöstlichen Schwellenländer an als an die miBlungenen 
Abschottungsstrategien vieler lateinamerikanischer Länder. Aus dieser Sicht ist die auBen-
wirtschaftliche Liberalisierung eine bedeutende Sttitze der marktwirtschaftlichen Transfor-
mation und des Wirtschaftswachstums im Inland. Das Kernargument bilden dabei die direk-
ten Wirtschaftsbeziehungen zwischen inländischen und ausländischen Subjekten, die durch 
die Abschaffung staatlicher AuBenwirtschaftsmonopole und Einftihrung der Inländerkonver-
tibilität des Zloty erst möglich geworden sind. Im Sinne des Hayekschen „Entdeckungsverfah-
rens" werden diese Subjekte in ihrem. Beziehungsgeflecht nach komparativen Kostenvortei-
len suchen und sie auch finden. Darilber hinaus wird durch die Festsetzung eines Festkursre-
gimes des Zloty zum Dollar der makroökonomischen Politik (inländische Voraussetzungen 
ftir die Stabilisierung dieses Wechselkurses) und den Anbietern (Auslandswettbewerb) 
jeweils mehr Disziplin und Effizienz aufgezwungen. 6  

Polen steht allerdings vor der Notwendigkeit, auf dem Liberalisierungswege in der AuBen-
wirtschaft einen weiteren wichtigen Schritt zu machen, das heiBt, von der Teilkonvertibilität 
der einheimischen Währung zu ihrer Vollkonvertibilität tiberzugehen. Dies erfordert eine 
Ausweitung der Konvertibilität auf die Kapitaltransaktionen. Darth  sprechen mehrere Argu-
mente : 
1. Die vorher schon erwähnte geringe Fähigkeit der eigenen Volkswirtschaft zur Ersparnis-

und Kapitalbildung. Die ftir die Investitionen notwendigen Mittel milssen demzufolge im 
hohen MaBe aus dem Ausland kommen, was das Vertrauen ausländischer Investoren in 
die einheimische Währung voraussetzt. 

2. Die Freiheit des Kapitalverkehrs verstärkt den Disziplinierungsdruck auf die inländische 
makroökonomische Politik. Die damit verbundenen potentiellen Gefahren der Kapital-
flucht und der Zahlungsbilanzungleichgewichte bzw. des Hineinrutschens in den Sog der 
permanenten Abwertungen der einheimischen Währung verlangen die Einhaltung eines 
möglichst hohen Standards der Geldwertstabilität. 

3. Seit der Einleitung der ersten Stufe des Delors-Plans ab dem 1. Juli 1990 gibt es in der EG -
mit wenigen Ausnahmen - keine Kontrollen des Kapitalverkehrs mehr. 7  Polen könnte sich 
also durch entsprechende LiberalisierungsmaBnahmen an die EG-Standards in diesem 
Bereich anpassen und somit auch seine eigene „Europafähigkeit" eindrucksvoll unter 
Beweis stellen. 
Das Europa-Abkommen schafft ftir diesen währungspolitischen Schritt giinstige Aus-

gangsbedingungen. Der Artikel 84 des Vertrages sieht vor, daB auf einen entsprechenden pol-
nischen Antrag die EG die eventuelle Unterstiltzung Polens beim Ubergang zur vollständigen 
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Währungskonvertibilität sowie die Annäherung des Zloty an das EWS-System in Betracht 
ziehen wtirde. 8  Ihre Unterstiitzung hängt allerdings von der Errtillung verschiedener im 
Abkommen festgelegter Bedingungen durch den Vertragspartner ab. 9  Die in den letzten 
Tagen im EWS-System erfolgte Ausweitung der Schwankungsbandbreiten der Währungen in 
dem festgelegten Leitkurs auf 15 % nach oben und nach unten, bedeutet, daB die Malatte 
fdr den Zugang der polnischen Währung an das europäische Wechselkurssystem deutlich her-
untergesetzt wurde. 

Makroökonomische Stabilisierung 
Im Europa-Abkommen zwischen Polen und der EG befinden sich keine Einschränkungen 

des Handlungsspielraums der polnischen Stabilisierungspolitik bzw. Anforderungen an ihre 
Zielstruktur. In dem sich auf dieses Abkommen beziehenden Strategiepapier des polnischen 
Ministerrates wird dazu wohlwollend vermerkt, daB dieser Vertrag keine Vereinbarungen 
beinhalte, welche die Durchsetzung des richtig verstandenen nationalen Interesses Polens 
verhindern könnten? Als eine gewisse Rahmensetzung fur die weitreichende Handlungsfrei-
heit der makroökonomischen Politik könnte evtl. die im Europa-Abkommen vereinbarte 
Koordinationspflicht der Vertragspartner angesehen werden. Im Artikel 71 deklarieren die 
Vertragspartner ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit, um Polen auf den Weg der stetigen 
Wirtschaftsentwicklung zu bringen. Im Artikel 93 wird der Austausch von. Informationen 
tiber wirtschaftspolitische Strategien und Programme festgeschrieben. Die Vertragspartner 
verpflichten sich ilberdies auch zur gemeinsamen Analyse der Mr beide Seiten relevanten 
wirtschaftlichen Entwicklungen. Der festgestellte geringe EinfluB des Europa-Abkommens 
auf den Handlungsspielraum der makroökonomischen Stabilisierungspolitik Polens scheint 
seine Hauptursache in der vereinbarten verhältnismäBig niedrigen Integrationsstufe zu 
haben; denn im Falle einer Freihandelszone ist die Notwendigkeit der Aufeinanderabstim-
mung der Wirtschaftspolitik der Vertragspartner in viel geringerem MaBe, als im Falle des 
gemeinsamen Marktes bzw. einer Währungsunion gegeben. 

Eine andere Sicht auf den Handlungsspielraum der makroökonomischen Stabilisierungs-
politik Polens folgt hingegen aus der Berticksichtigung des im Europa-Abkommen veranker-
ten ,Prinzip Hoffnung", das heiBt, aus der Perspektive eines eventuellen. EG-Beitritts. 
Dadurch wird die makroökonomische Stabilisierungspolitik gezwungen werden, die Ziel-
struktur ihrer Pendants in den maBgebenden EG-Ländern zu ilbernehmen (vor allem 
Deutschland und Frankreich). Nur durch so eine Anpassung können die notwendigen stabili-
tätspolitischen Voraussetzungen ftir solche bevorstehende Integrationsschritte wie die Teil-
nahme der einheimischen Währung am EWS-System und der ganzen Volkswirtschaft auf der 
Integrationsstufe des gemeinsamen Marktes bzw. später sogar der Europäischen Währungs-
union geschaffen werden. Die Alternativlosigkeit dieses stabilitätspolitischen Weges in die 
EG-Integration wird in dem vorher erwähnten Strategiepapier des Ministerrates zur Kenntnis 
genommen. Man geht sogar einen Schritt weiter und versucht, die daraus folgende Zielstruk-
tur der makroökonomischen Stabilisierungspolitik etwas detaillierter darzustellen. Es handelt 
sich dabei um folgende qualitativ formulierte Zielsetzungen: 
a) Die allmähliche Eindämmung der Inflation (durch Geldmengenkontrolle, durch mög-

lichst geringe Staatshaushaltsdefizite und eine vorsichtige Politik der öffentlichen Ver-
schuldung), 

b) Aufrechterhaltung des auBenwirtschaftlichen Gleichgewichts (durch die Wechselkurs-
politik und ausreichend hohe Devisenbestände, durch die Verringerung der Verschul-
dung des Landes gegeniiber dem Pariser und Londoner Club, durch die störungsfreie 
Bedienung der tibriggebliebenen Verbindlichkeit und Erhöhung der Kreditwiirdigkeit 
Polens), 

c) die Uberfiihrung der Volkswirtschaft auf den Pfad des gleichgewichtigen Wirtschafts-
wachstums (durch die Umstrukturierung der Produktion, Entwicklung der Infrastruktur, 
Schaffung von gianstigen Rahmenbedingungen ftir in- und ausländische Investoren, all-
mähliche Reduzierung der Zinssatzhöhe, Kontrolle der Lohnkosten und der Aufteilung 
von Akkumulation, Beachtung der Prinzipien des ökologischen Wachstums). 11  
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Diese Liste von Zielsetzungen und Instrumenten der makroökonomischen Stabilisie-
rungspolitik erinnert an das „magische Viereck" des bundesdeutschen Wachstums- und Stabi-
litätsgesetzes. Von viel gröBerer wirtschaftspolitischer Bedeutung ist allerdings die Ausrich-
tung dieser Zielstruktur auf die in den Maastrichter-Beschltissen der EG als Eintrittsbedin-
gung fiir die europäische Währungsunion formulierten makroökonomischen Konvergenzkri-
terien. Die Notwendigkeit, sich an diesen Konvergenzkriterien zu orientieren, wird in dem 
vorher berufenen Strategiepapier des Ministerrates explizit erwähnt. 

Ordnungspolitischer Rahmen der Volkswirtschaft 
Nach dem Zerfall der Planwirtschaft und des osteuropäischen Integrationsmechanismus 

des RGW ist Polen - ähnlich wie andere Länder des östlichen Europas - an einem Wende-
punkt angelangt, der von einem deutschen Historiker folgendermal3en beschrieben wird: 
„Das östliche Europa liegt zwischen der Ordnung, die der Ostblock war und der Ordnung, die 
es noch nicht gefunden hat. Es befindet sich im schwierigsten aller denkbaren Zustände, der 
des Ubergangs von einem Zustand in einen anderen". 12  In diesem chaotischen Zustand des 
epochalen Ubergangs erscheint aus osteuropäischer Sicht die EG - trotz all ihrer internen Dis-
funktionalitäten und Probleme - als eine Insel der Ordnung und Stabilität. Ihre Existenz 
befreit die Transformationsländer von der höchst undankbaren Aufgabe, das „ordnungspoliti-
sche Rad" noch einmal selbst zu erfinden. Sowohl die Wirtschaftsordnungen einzelner west-
europäischer Länder wie auch der IntegrationsprozeB der EG haben ihre historischen Wur-
zeln im westeuropäischen Kulturkreis, dem Polen in seiner tausendjährigen Geschichte im 
Prinzip immer angehörte. Diese ordnungspolitischen Lösungen Westeuropas wurden ilber-
dies im langjährigen EntwicklungsprozeB des modernen hochentwickelten Kapitalismus 
erprobt und perfektioniert. Aus diesen Griinden hatte auch der ,geistige Vater" der polni-
schen Systemtransformation, Leszek Balcerowicz, die Parole „keine Experimente" ausgegeben. 

Diese Einstellung Balcerowicz' zur ordnungspolitischen Transformation schlägt sich auch 
im Europa-Abkommen nieder. In den Artikeln 68-70 des Vertrages verpflichtet sich Polen, 
seine Wirtschaftsordnung allmählich an die ordnungspolitischen Rahmenbedingungen der 
Europäischen Gemeinschaft anzulehnen. Diese institutionelle Anpassung wird auf der polni-
schen Seite nicht nur instrumentell als eine der Bedingungen fur den kUnftigen EG-Beitritt 
angesehen. Fiir ebenso wichtig hält man - unabhängig von jeglichen Beitrittsplänen - die 
durch solche institutionelle Anpassung erfolgte Annäherung des Ordnungsrahmens der 
Volkswirtschaft an die Standards hochentwickelter Marktwirtschaften. Dies solle zu einem 
„zivilisatorischen Aufstieg" des Landes beitragen. 13  Im Europa-Abkommen verpflichtete sich 
Polen dariiber hinaus, seine Wirtschaftspolitik von der EG daraufilberpriifen zu lassen, ob sie 
mit den Regeln der Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft (Art. 85,86 und 92 EWG-Vertrag) 
und der staatlichen Beihilfen (Art. 92 EWG-Vertrag) vereinbar ist. 14  

Noch in einer anderen Hinsicht bedeutet das Europa-Abkommen eine grundlegende ord-
nungspolitische Weichenstellung. Durch seine Anbindung an die europäische Gemeinschaft 
wird Polen zumindest teilweise vor Versuchen eines schädlichen handelspolitischen Protek-
tionismus beschiltzt, was in der Zeit einer tiefen Anpassungskrise nach der Einleitung der 
Transformation und des darauf fast unmittelbar folgenden Zusammenbruchs der internatio-
nalen Arbeitsteilung im RGW eine durchaus realistische Gefahr bildet. Infolge dieses 
Abkommens wird die polnische Volkswirtschaft aller Wahrscheinlichkeit nach auch in der be-
vorstehenden Zukunft eine „offene Volkswirtschaft" bleiben, weil die Kosten eines eventuel-
len Ausstiegs aus dem AnbindungsprozeB an die EG voraussichtlich viel höher als der Nutzen 
einer Protektionspolitik wäre. Diese Kosten-Nutzen-Analyse werden auch alle kiinftigen pol-
nischen Regierungen immer wieder in ihrer Wirtschaftspolitik in Betracht ziehen milssen. 

Verhaltensweisen der Wirtschaftssubjekte 
Bei der Bewältigung der 1989-90 noch kaum bekannten Problematik der Transformation 

der postsozialistischen Volkswirtschaft in Richtung auf eine kapitalistische Marktwirtschaft 
setzte auch der Balcerowicz-Plan auf das vorher schon angesprochene „Prinzip Hoffnung". 
Diese Hoffnung bezog sich vor allem auf die Wirkungskette im monetären Bereich der Volks- 
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wirtschaft Tiber die Verhaltensweisen der Wirtschaftssubjekte bis zu den Ergebnissen im 
giiterwirtschaftlichen Bereich. Man erwartete, daB es mit der Gesundung des monetären 
Bereichs der Volkswirtschaft (Verringerung des Tempos der Geldentwertung, Gleichgewicht 
der und vorhandener Faktorenmärkte, Nachfragebarriere usw.) zur Umwandlung der 
bisher vorherrschenden Verkäufermärkte in Käufermärkte käme. Unter dem gleichzeitigen 
Druck des sich allmählich entwickelnden Anbieterwettbewerbs sowie der Nachfragebarriere 
sollten die Hersteller zu Kosteneinsparungen und zur Herabsetzung ihrer Giiterpreise 
gezwungen werden. Solches Anpassungsverhalten sollte weiterhin eine Ausweitung der 
Nachfrage nach Giitern mit reduzierten Preisen und durch eine darauffolgende Mengenan-
passung der Anbieter (bei nicht voll ausgelasteten Produktionskapazitäten) einen Angebots-
anstieg zur Folge haben. Die Angebotsseite der Volkswirtschaft sollte sich also mit einem 
gewissen time-lag ,von selbst" einschalten, nachdem ordnungs- und stabilitätspolitische MaB-
nahmen gegriffen haben, die zunächst auf die Nachfragereduzierung zielten. 15  Das Endergeb-
nis sollte ein sich „selbsttragendes Wirtschaftswachstum" der polnischen Volkswirtschaft sein. 

Die dargestellte Wirkungskette von monetären Impulsen bis zu Ergebnissen des giiterwirt-
schaftlichen Bereichs der Volkswirtschaft benötigte von Anfang an eine auBenwirtschaftliche 
Flankierung. Die Öffnung der Volkswirtschaft gegentiber dem Ausland sollte auf der einen 
Seite den Wettbewerb nach Polen importieren, was bei den auf der Anbieterseite dominieren-
den monopolistischen bzw. oligopolistischen Strukturen oft die einzige reale Möglichkeit bil-
dete, auf einzelnen Märkten kurzfristig Ansätze von Wettbewerbsverhältnissen zu schaffen. 
Auf der anderen Seite sollte das Festkursregime des Zloty zum US-Dollar als ,nomineller 
Anker" wirken und Stabilisierungsimpulse aus dem Ausland (vorwiegend EG) ins Inland 
tibertragen. Man könnte in diesem Fall von einer mit Hilfe des festen Wechselkurses der ein-
heimischen Währung ins Inland „importierten" Preisstabilität sprechen. Man rechnete tiber-
dies auch damit, daB die polnischen Anbieter auf den internationalen Märkten einen Lernpro-
zeB durchmachen werden, der ihre beschleunigte Umstellung aufmöglichst effiziente Verhal-
tensstrategien zur Folge haben werde. Dadurch mtiBte sich folgerichtig die Fähigkeit dieser 
Anbieter zur Mengenanpassung auf die in der Wirkungskette vorgesehenen Nachfrage-
impulse im Inland erhöhen. Und nicht zuletzt, die Hoffnung auf das sich „selbsttragende 
Wirtschaftswachstum" wurde noch durch die Vorstellung verstärkt, daB die einheimischen 
Anbieter - unter den Bedingungen einer spiirbaren Nachfragereduzierung - versuchen wer-
den, ihr Angebot vor allem auf den ausländischen Märkten zu plazieren. Also es ging um eine 
auBenwirtschaftliche Abfederung eines eventuellen Produktionsrtickgangs in der ersten 
Transformationsphase. 

Vom Gesichtspunkt dieser auBenwirtschaftlichen Dimension der dargestellten Wirkungs-
kette erscheint es zweckmäBig, zwischen der faktischen und formellen Anbindung Polens an 
den EG-Wirtschaftsraum zu unterscheiden. Im ersten Fall muB darauf hingewiesen werden, 
daB an der Wende der 80er und 90er Jahre der EG-Anteil am polnischen AuBenhandelsum-
satz kontinuierlich und schnell angestiegen ist. Bei den Ex- und Importen waren dies im Jahre 
1985 nur jeweils 23,2 % und 20,4 Olo. Im Jahr 1989 erhöhten sich die entsprechenden Zahlen auf 
jeweils 32,5 0/0 und 33,8 0/0 und im Jahr 1991 waren es schon 55,6 0/0 und 49,6 %. 16  Im Jahr 1992 
sind diese EG-Anteile am polnischen AuBenhandel voraussichtlich weiter gestiegen. Es kam 
also in den letzten Jahren zu einer dramatischen Umlenkung der AuBenhandelsströme aus 
dem ehemaligen. RGW-Raum in die EG. Besonders hervorzuheben ist die Tatsache, daB die 
auBenwirtschaftliche Umstellung weitgehend schon vor der Unterzeichnung und dem 
Inkrafttreten des Europa-Abkommens erfolgte. Der Riickgang von Produktion und Beschäfti-
gung in den Jahren 1990-1991 wäre aller Wahrscheinlichkeit in Polen noch tiefer ausgefallen, 
wenn der AuBenhandel hier nicht zumindest teilweise die von den Reformen erwiinschte 
Schrittmacherrolle ilbernommen hätte. 

Das Europa-Abkommen schafft institutionelle Voraussetzungen ftir eine Fortsetzung die-
ser durchaus positiven Auswirkung des AuBenhandels auf die Funktionsweise polnischer 
Volkswirtschaft. Trotz vieler aufgezählter Einschränkungen und Ausnahmen im Vergleich zu 
einem voliständigen Freihandelsabkommen bedeutet dieser Vertrag einen Liberalisierungs-
fortschritt. Die wichtigsten Liberalisierungsschritte können folgendermaBen zusammenge-
faBt werden: 
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1. Im Bereich der Industriegiiter wird - mit einigen Ausnahmen im Verlauf von 10 Jahren 
eine Freihandelszone gebildet. 

2. Im Europa-Abkommen gelang es Polen zum ersten Mal in der Vertragsgeschichte der EG, 
einen FuB in die Tiir zum europäischen Agrarmarkt zu setzen. Es ist nicht auszuschlieBen, 
daB die Gemeinschaft in den kommenden Jahren - unter dem Druck der Umstände 
(Migration) - in diesem Schltisselbereich weitere Zugeständnisse wird machen milssen. 

3. Die EG muB damit rechnen, daB ihre Montanprodukte in der zweiten Hälfte der neunziger 
Jahre unter einen immer stärkeren Angebotsdruck aus Polen geraten werden. Auch in die-
sem Wirtschaftsbereich konnten die Drittländer bisher der EG kaum solche handelspoliti-
schen Zugeständnisse abtrotzen. 

4. Im Textilbereich verpflichtete sich die EG, den Anpassungszeitraum ftir den Abbau nicht-
tarifarer Handelshemmnisse im Vergleich zu Regelungen des GATT-Vertrages zu halbie-
ren, wenn es um Importe aus Polen geht.' 7  

SchluBfolgerungen und Perspektiven 
Die Wechselwirkung zwischen der Systemtransformation in Polen und dem Europa-

Abkommen zeichnet sich durch zwei aufeinanderfolgende Phasen aus. In der ersten Phase 
schuf die Einleitung der Systemtransformation in den Jahren 1990/91 erst die notwendigen 
Voraussetzungen fiir das Zustandekommen dieses Abkommens. Ohne den Vorlauf der zwei 
ersten Jahre der Transformationspolitik wäre ein Abkommen Polen EG mit solcher Zielset-
zung und Inhalt wie im Dezember 1991 einfach unmöglich. In der zweiten Phase zeigt sich die 
Rtickwirkung des in Kraft getretenen Europa-Abkommens auf die Fortsetzung des Transfor-
mationsprozesses in einigen seiner Schliisselbereiche. Auf diese Weise soll das Vertragswerk 
einen bedeutenden Beitrag zur Verwirklichung des „Prinzips Hoffnung", d. h. des kiinftigen 
EG-Beitritts Polens leisten. Diese phasenartige Entwicklung der Wechselwirkung System-
transformation - Europa-Abkommen ist sowohl bei mikroökonomischer Liberalisierung wie 
auch bei makroökonomischer Stabilisierung und der Umgestaltung des wirkungspolitischen 
Rahmens der. Volkswirtschaft ersichtlich. 

Bei mikroökonomischer Liberalisierung war ihre Ausweitung auf die auBenwirtschaft-
lichen Aktivitäten der entscheidende Schritt in Richtung auf die EG-Integration des Landes. 
Der im Zeitraum 1990-91 rapide ansteigende EG-Anteil am polnischen AuBenhandel bestä-
tigt dies empirisch. Die 1990 eingeftihrte Inländerkonvertibilität des Zloty war allerdings nur 
der erste Schritt in die richtige Richtung. Sie erfordert eine Fortentwicklung bis zur voliständi-
gen Konvertibilität, um die Freiheit des Kapitalverkehrs zwischen den Vertragspartnern mög-
lich zu machen. Auf diesem Wege stellt das Europa-Abkommen Polen verschiedene Formen 
der EG-Unterstiltzung in Aussicht. Die makroökonomische Stabilisierungspolitik richtete 
sich zwar in ihrer ersten Phase vorrangig auf die Eindämmung im Inland des durch die mikro-
ökonomischen LiberalisierungsmaBnahmen und andere Ursachen (Verfall der planwirt-
schaftlichen Ordnung) freigesetzten groBen Inflationspotentials, aber indirekt stätzte sie 
dadurch auch die mit Liberalisierung beschleunigte Umorientierung der auBenwirtschaft-
lichen Aktivitäten auf die EG. In der nächsten Phase wird die Politik infolge des Europa-
Abkommens dem Disziplinierungszwang der Maastrichter Konvergenzkriterien ftir einen 
eventuellen EWW1J-Beitritt ausgesetzt. Nur durch eine wesentliche Annäherung an diese 
makroökonomischen Standards kann Polen die „EG-Fähigkeit" seiner Volkswirtschaft tiber-
zeugend unter Beweis stellen. In der ersten Phase der ordnungspolitischen Umwandlungen 
zeigten zuerst die mikroökonomischen LiberalisierungsmaBnahmen ihre Wirkung. Hinter 
einer schockartigen Einftihrung von normalen Marktverhältnissen (Gleichgewicht auf den 
Giitermärkten, Funktionsttichtigkeit der einheimischen Währung) sind die institutionellen 
Umwandlungen (Privatisierung, Wettbewerbsstrukturen, marktkonforme Gesetzgebung, 
modernes Bankensystem usw.), weit zurtick geblieben. Auch bei der Uberwindung dieser 
institutionellen Rlickständigkeit bietet das Europa-Abkommen Polen die Unterstiitzung der 
EG an. Dabei wird im Vertrag zu Recht die Ausgestaltung von Wettbewerbsstrukturen auf der 
Anbieterseite in den Vordergrund geriickt. 
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Unter diesen vertraglichen Rahmenbedingungen erscheint es fiir Polen als die besonders 
erfolgversprechende wirtschaftspolitische Strategie, das Europa-Abkommen zur Fortsetzung 
des eigenen Transformationsprozesses im vollen Umfang zu nutzen. Auf diesem Wege kön-
nen - unabhängig von der unsicheren und schwer vorhersehbaren Willensbildung in der EG - 
möglichst viele notwendigen Voraussetzungen fiir einen kiinftigen EG-Beitritt geschaffen 
werden. Auf diese Zielsetzung scheint auch die Strategieplanung der Wirtschaftspolitik hin-
auszulaufen. Im mehrmals vorher berufenen Strategiepapier des Ministerrats beztiglich der 
Europapolitik werden die polnischerseits erwtinschten EG-Beitrittskriterien aufgefiihrt. Alle 
zusammen lassen sie sich knapp als erfolgreiche Fortflihrung und Vollendung der System-
transformation zusammenfassen. Vieles spricht daftir, daB auch ohne ein, die vertraglichen 
Regelungen ilberschreitendes, Mittun der EG Polen durch selbständiges und zielstrebiges 
Handeln auf dem Wege der Systemtransformation den Status eines defacto-Mitglieds errei-
chen könnte. 

Ob dieser Status später in eine formelle EG-Mitgliedschaft umgewandelt wird, hängt aller-
dings entscheidend von der Entwicklung und Willensbildung in der EG ab. Der stärkere Part-
ner wird in dieser Angelegenheit mehr oder weniger das letzte Wort zu sagen haben. In bezug 
auf die EG gibt es gegenwärtig viel mehr Fragen als sichere Antworten. Ist die vieldiskutierte 
Osterweiterung der EG vielleicht nur ein „Schönwettergeschäft", das einem Fortdauern der 
Rezession in den westeuropäischen Volkswirtschaften auf die eine oder andere Weise zum 
Opfer fallen könnte? Wie wird sich der bevorstehende EG-Beitritt einiger EFTA-Länder auf 
die Willensbildung hinsichtlich der Osterweiterung der EG auswirken? Bleibt die EG auf der 
Integrationsstufe des Gemeinsamen Marktes oder entwickelt sie sich zur Wirtschafts- und 
Währungsunion? Damit hängt wiederum die Frage um das Spannungsverhältnis zwischen 
der Vertiefung und Osterweiterung der EG zusammen. Und nicht zuletzt wird aus der EG ein 
Bundesstaat oder wird sie es nur zu einem Staatenbund bringen? 

Aus dieser Fragenliste folgt eine SchluBfolgerung fiir Polen. Je mehr es in der EG Un-
sicherheiten und verschiedene offene wirtschaftspolitische und politische Optionen gibt, 
desto wichtiger ist fiir den EG-Bewerber das Sich-Verlassen - im Rahmen der vorhandenen 
vertraglichen Regelungen auf die eigenen Kräfte und die Schaffung einer de-facto-Mitglied-
schaft. Ihre Umwandlung in eine formelle Mitgliedschaft werden dann deutlich weniger Hin-
dernisse im Wege stehen als in der Gegenwart. ■ 
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s dUrfte noch nicht allzu viele Menschen gegeben haben, die hier auf SchloB Klingenthal 
das Wort ergriffen haben, und die - wie ich - aus Oulu kommen. Aus Oulu, einer Stadt, die 

sehr weit weg liegt von dieser schönen mitteleuropäischen Landschaft mit ihren Obstplanta-
gen, Weinbergen, Burgen und Schlössern, sehr weit weg von den Orten, wo die europäische 
Kultur - oder das, was man allgemein als europäische Kultur bezeichnet - ihre Zentren hat. 

Und dennoch liegt Oulu in Europa, dennoch ist Oulu eine europäische Stadt, dennoch ist 
die Kultur, die in Oulu entsteht auch europäische Kultur, ist das Denken, das die Menschen in 
unserer Stadt bewegt, auch europäisches Denken. 

Die europäischen Ideen sind in den europäischen Zentren entstanden, wer wollte das 
bestreiten. Aber gestatten Sie mir, ein kleines Bild zu benutzen. Niemand wurde behaupten, 
daB der edle Wein, der in diesen Breiten reift, auf eine Stufe zu setzen sei mit der Erde, in der 
der Weinstock wächst. Und dennoch weiB der Weinkenner, weiB vor allem der Winzer sehr 
wohl, daB es - neben dem Sonnenlicht und dem Wasser - gerade auf die Beschaffenheit des 
Bodens ankommt, wenn es um die Qualität des Weines geht. 

Sie verstehen, worauf ich hinaus will. Könnte es nicht vielleicht sein, daB die momentane 
Europa-ErmUdung auch damit zusammenhängt, daB man sich allzu viel um den Weinstock 
und allzu wenig um die Erde gekUmmert hat? 

Der Boden in der Region Oulu trägt keinen Wein, er ist kein „guter" Boden, wie man so 
sagt. Bei uns wachsen nur Gerste und Kartoffeln - allerdings äuBerst wohlschmeckende Kar-
toffeln, wie uns ausländische Besucher immer wieder bestätigen. Aber aus Kartoffeln macht 
man höchstens Schnaps, keinen Wein. Und trotzdem - und das sage ich mit allem Stolz 
trotzdem tragen doch auch wir dazu bei, daB dieser Flecken Europas nicht unbewohnbar und 
unbewohnt ist, daB auch hier Kultur gedeiht, daB auch hier sich Europa entfaltet, selbst wenn 
das Ubrige Europa davon durch die Jahrhunderte kaum Notiz genommen hat und noch heute 
wenig davon weiB. 

* * * 

Doch wie es aussieht, wird sich das bald ändern. Finnlands Weg nach Europa flihrt Uber 
Oulu, zwischen dem Nordzipfel des Bottnischen Meerbusens, dem Polarkreis und im Osten 
den Ausläufern Nordkareliens entsteht eine neue europäische Region, die Euroregion Oulu. 

Im letzten Jahrhundert wurde durch groBe Rodungen und durch Trockenlegung von 
SUmpfen die Voraussetzung geschaffen, am sUdlichen Rand des Polarkreises eine einiger-
maBen einträgliche Landwirtschaft zu betreiben. Nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgte dann 
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Einwohner km'  

Kola 1.110.000 143.000 Universitäten 
Karelien 802.000 172.000 
Provinz Oulu 440.000 57000 
Norrbotten 263.000 99.000 Die 	grössten Städte 
Nordland 240.000 36.000 
Lappland 200.000 93.000 
Troms 147,000 25.000 
Finnmark 74.000 46.000 

innerhalb weniger Jahre die radikale Umstellung von der landwirtschaftlichen auf die heute 
iiberwiegend industrielle Produktion. Und nun steht die Wirtschaft der Provinz Oulu - und 
mit ihr die Menschen unserer Region - vor einem dritten Sprung nach vorn, dem Sprung nach 
Europa. 

Die Provinz Oulu ist nach Lappland der nördlichste und zugleich flächenmäBig gröBte der 
insgesamt zwölf Regierungsbezirke Finnlands. Die Provinz wurde im Jahre 1776 von der 
GroB-Region Pohjanmaa abgetrennt. Von der dadurch entstandenen, das gesamte nördliche 
Finnland umfassenden Riesenprovinz wurde im Jahre 1938 die Provinz Lappland losgelöst. 
Die Landfläche der Provinz Oulu umfaBt 56.868 qkm, ein Fiinftel der Gesamtfläche Finn- 

Abb. 1 
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lands. Die Einwohnerzahl der Region beträgt 450.000, das sind rund 9 % der Bevölkerung des 
Landes. 

Die Hauptstadt der Region, Oulu, liegt 600 km nördlich von Helsinki, der finnischen 
Hauptstadt, und dies hat mit dazu beigetragen, daB Oulu sich zum gröl3ten und vielseitigsten 
Zentrum in Nordfinnland und der gesamten nördlichen Kalottenregion entwickeln konnte. 

Die geographische Lage der Region Oulu in Fennoskandinavien ist sehr interessant. Die 
Provinz grenzt westlich an den Bottnischen Meerbusen, die Städte Oulu und Raahe verfilgen 
iiber Tiefseehäfen, die auch im Winter in Betrieb sind. Östlich hat die Region eine 410 km 
lange gemeinsame Grenze mit der Republik Karelien, die innerhalb RuBlands wirtschaftliche 
Autonomie erlangt hat. Hinter der Ostgrenze liegen verhältnismäBig nahe das WeiBe Meer 
sowie die Regionen Archangelsk und Komi. Im Norden kooperiert der Regierungsbezirk mit 
der Region Lappland, mit Murmansk und den nördlichen Regionen von Norwegen und 
Schweden (Abb. 1.). 

Fal3t man all diese Gebiete einmal zusammen, so ergibt sich eine riesige europäische 
Region, die bei allen nationalen, wirtschaftlichen und kulturellen Unterschieden doch iiber 
ein wesentliches gemeinsames Interesse verfilgt, nämlich aus der geographischen Peripherie-
lage herauszutreten und gemeinsam die groBen wirtschaftlichen Ressourcen und Potenzen zu 
entfalten, die dieser Grol3region innewohnen. Zusammengerechnet leben hier 4,5 Mio. Ein-
wohner! 

Dem Regierungsbezirk Oulu und seiner Hauptstadt kommt in diesem EntwicklungsprozeB 
eine besondere Bedeutung zu. Da ist zum einen die historisch gewachsene Stellung zwischen 
Ost und West und die geographischen Gegebenheiten im Stiden der GroBregion; die See-
häfen Oulu und Raahe sind ein Tor nach Mitteleuropa. Nirgendwo sonst im Norden sind die 
Verkehrsanbindungen an die europäischen StraBen-, Luftverkehrs-, Bahn- und Wasserstra-
Bennetze so giinstig wie in Oulu. 

Zudem hat Oulu frilh die Initiative ergriffen. Zu allen Nachbarregionen wurden Kontakte 
aufgenommen, wurde die wirtschaftliche und politische Zusammenarbeit intensiviert. Es gibt 
ständige Konsultationen zwischen den Regionalverwaltungen, zentralen Forschungs- und 
Dienstleistungseinrichtungen - viele dieser Fäden laufen in Oulu zusammen und verkniipfen 
sich hier zu einem dichten europäischen Kommunikations- und Wirtschaftsnetz. 

Die Stadt, in der ich lebe und arbeite, ist - nach finnischen MaBstäben - keine kleine Stadt. 
Wir haben mehr als einhunderttausend Einwohner, haben groBe Zellulosefabriken und che-
mische Industrie, haben eine fiir unser Land wichtige Universität, haben zwei Theater, einen 
Konzertsaal, ein eigenes philharmonisches Orchester. Wir haben ein schönes Kunst- und ein 
interessantes Wissenschafts- und Technikmuseum. Es gibt einen Hafen, einen - ebenfalls fiir 
finnische Verhältnisse - groBen Flughafen (der zweitgröBte des Landes). 

Die Eisenbahnstrecke nach Silden ist elektrifiziert, und schon bald wird es von Oulu aus 
eine direkte Eisenbahnverbindung mit dem entferntesten Osten Europas geben und noch 
dartiber hinaus - bis Wladiwostok (Abb. 2). 

Und wir haben einen Technologiepark, der nicht nur der erste von bisher sieben solcher 
Zentren in Finnland ist, sondern der Vorreiter solcher Projekte in Nordeuropa iiberhaupt. 
Nicht nur das Gästebuch von „Technopolis", in dem der Name des ehemaligen sowjetischen 
Staatspräsidenten Gorbatschow ebenso steht wie der des deutschen Bundespräsidenten von 
Weizsäcker, zeugt von der internationalen Bedeutung des Technologieparks; auch die Fach-
presse in aller Welt hat in zum Teil ausfiihrlichen Beiträgen iiber diese Einrichtung berichtet. 
Der medizintechnische und biotechnische Technologiepark „Medipolis" nahm vor zwei Jah-
ren seine Tätigkeit auf. In Vorbereitung befinden sich gegenwärtig ein umwelttechnologi-
sches und ein biotechnologisches Zentrum, „Ekocenter" und „Chempolis". 

Oulu ist nicht ein Flecken irgendwo in der Pampas, wie das wohl auf Neudeutsch heiBt -
Oulu ist eine europäische Stadt. 

* * * 

Aber so, wie ich Ihnen das hier erzähle, milf3te ich es wohl auch in Helsinki oder Turku 
erzählen, den alten Kulturstädten unseres Landes. Denn es ist nicht so, daB man in Finnland 
selbst unbedingt mehr von Oulu, der flinftgröBten Stadt des Landes, weiB als hier im 
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Nördliche 
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Abb. 2 

Der Blick der SUdfinnen hat sich immer eher auf Mitteleuropa gerichtet, als auf den Norden 
des eigenen Landes. Aber das ist wohl auch ein allgemeines Phänomen, daB aus der Perspek-
tive des GroBen das noch GröBere eher ins Auge sticht, als das Kleine. Aber es ist auch ein Teil 
dieses Phänomens, daB das, was in der Ferne liegt, optisch kleiner wirken mufl. Wenn sich der 
Betrachter dann dem Objekt nähert, liegt es ganz an seiner eigenen selbstkritischen Bereit-
schaft, empfangene EindrUcke zu revidieren. Er nähert sich dem Objekt, und es wird objektiv 
gröBer. Damit es auch subjektiv gröBer wird, muB er bereit sein, seinen ersten Eindruck in 
Frage zu stellen und aufzugeben. Und ich meine, ftir manche Kulturkrisen unserer Zivilisa-
tion haben Sie hier den Ausgangspunkt. Doch verlassen wir nun wieder das Feld erkenntnis-
theoretischer Spekulationen. 

Finnland wird, wenn nichts Unvorhersehbares geschieht, eins der nächsten Länder sein, 
die in die europäische Gemeinschaft aufgenommen werden. Man hat unser Land mit einer 
Jungfrau verglichen - Suomen neito -, sie streckt sich, wenn man es auf der Karte betrachtet, 
nach Norden, die Arme erhoben. Da, wo unsere Jungfrau in der Taille am schmalsten ist, dort, 
wo ihr Nabel liegt, da ungefähr breitet sich die Region Oulu aus. 

Es gibt Postkarten, alte Fotografien, die zeigen eine groBe Rentierherde im zugefrorenen 
und verschneiten MUndungsdelta des Oulu-Flusses. Diese Fotos sind mehr als fiinfzig Jahre 
alt, ein gutes halbes Jahrhundert. Inzwischen hat sich viel verändert. Es gibt keine Rentiere 
mehr in Oulu. Die Grenzen des Rentierzuchtgebietes liegen heute 100 Kilometer weiter nörd-
lich und 60 km weiter östlich. 

Ich erzähle das, weil es eine bestimmte Entwicklung in Finnland widerspiegelt. FrUher war 
unser Land bis weit in den Stiden von Samen besiedelt, Ihnen vielleicht besser als Lappen 
bekannt. Dann kamen die Menschen in unser Land, die heute Finnen heiBen. Sie kamen 
nicht nur aus einer Richtung, sondern sie kamen aus dem SUdwesten, aus dem SUden, aus 
dem SUdosten und auch ganz aus dem Osten. DaB sie nicht alle Fenno-Ugrier waren, sondern 
auch Germanen und Slawen, davon legt unsere Sprache, die trotz ihrer Eigentilmlichkeit 
reich an Fremdworten ist, ein klares Zeugnis ab. 

Auch die Samen haben nicht immer und zu allen Zeiten in Finnland gewohnt, aber sie sind 
wohl doch so etwas wie die Ureinwohner unseres Landes. 
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Die zweite Welle der Besiedelung - und ich möchte hier bewuBt von einer europäischen 
Besiedelung sprechen - hat dann die Ureinwohner, ihre Kultur und ihre Wirtschaftsformen 
immer weiter nach Norden gedrängt. Die Rentierzucht, die längst auch von Finnen und kei-
neswegs nur von Samen betrieben wird (tatsächlich sind die Samen heute nur noch eine 
kleine Minderheit der RentierzUchter), wurde ebenfalls immer weiter nach Norden gedrängt. 
Heute finden sich Gemeinden mit relevanten samischen Bevölkerungsanteilen in. Finnland 
nur noch im äuBersten Norden unseres Landes. 

Aber, ich bitte zu bedenken, daB auch die Samen Europäer sind, daB auch ihre Kultur eine 
Bereicherung der europäischen Kultur darstellt. Und auch das sollte man bedenken, daB das 
samische Volk grenzUbergreifend immerhin vien Länder bewohnt, den Norden von Norwe-
gen, Schweden, Finnland und RuBland. Die Samen haben die Nationalgrenzen der nordi-
schen Länder nicht festgelegt! Und ist nicht auch das ein hervorragendes Argument fiir die 
Notwendigkeit der weiteren europäischen Annäherung und. Integration? 

Auf jeden Fall ist diese Form der europäischen Kultur im Verlauf dieses Jahrhunderts 
gänzlich aus Oulu verschwunden. Und eine zweite Kulturerscheinung ist bei uns am Ver-
schwinden, die Kultur der städtischen Holzhäuser. Dieser nordeuropäische Baustil, der von 
Norwegen tiber Schweden und Finnland bis weit nach RuBland hinein reichte (und zumin-
dest in Karelien und RuBland noch reicht), wurde fast vollständig aus unserem Stadtbild eli-
miniert. Heute baut man in Oulu fast nur noch mit Stein und Zement, und auch die Platten-
bauweise, die Sie in. Deutschland ja bestens kennen, ist bei uns durchaus nicht unbekannt. 

Ich möchte hier nicht ästhetisch und nicht Uber Kriterien architektonischer Funktionalität 
diskutieren, ich stelle nur fest, daB kulturelle Verschiebungen stattfinden, von Säe' nach Nord 
und von West nach Ost, und daB Oulu offenbar im Schnittpunkt dieser Veränderungen liegt. 

Oulu ist nicht die weltabgeschiedene Stadt auf der dunklen Seite Europas, als die es - wie 
gesagt, auch von sehr vielen Finnen - oft dargestellt wurde. Unsere Stadt hat im Lauf der 
Geschichte viele ausländische Besucher gehabt. Schwedische Soldaten haben Oulu zum Aus-
gangspunkt genommen, um russische Soldaten zu bekriegen. Briten haben Oulu niederge-
brannt, um RuBland zu schlagen. Zuletzt, und das ist auch gerade erst 50 Jahre her, hatten wir 
sehr massiven Besuch aus einem groBen Land Mitteleuropas. 

Der Strom ausländischer Besucher ist in den letzten Jahrzehnten wieder heftig ange-
schwollen. Aber nun sind es andere Besucher, sie kommen in friedlichen. Absichten, Touri-
sten auf dem Weg nach Lappland und zum Nordkap, Geschäftsleute, Wissenschaftler. För sie 
alle bietet Oulu gute GrUnde, hier Station zu machen, sich umzuschauen, Kontakte zu knUp-
fen, und wenn sie weiterreisen, wird aus manchem lockeren Kontakt eine feste partnerschaft-
liche Beziehung. 

Es ist also wohl kein ausgesprochener Zufall, daB gerade hier, am Nabel der finnischen 
Jungfrau und, wenn man so will, bitte sehr: am nördlichen Rand des zivilisierten Europas, der 
Gedanke einer Euroregion Oulu auf fruchtbaren Boden fallen konnte. 

Entstanden ist diese Idee dort nicht, das nicht. Entstanden ist sie in Detmold. Im Jahr 1991, 
als zwei Deutsche und ein Finne anläBlich einer Jahrestagung der Deutsch-Finnischen Gesell-
schaft auf der Terrasse eines Restaurants saBen. Bei mehreren Gläsern deutscher Gersten-
Säfte reflektierten sie Uber die Möglichkeiten, die wirtschaftlichen und kulturellen Beziehun-
gen zwischen deutschen und finnischen Regionen zu vertiefen. 

Damals gab es allerdings bereits drei Projekte, die im Hinblick auf die wachsende europäi-
sche Integration Finnlands ins Leben gerufen worden waren. Im Rahmen des KULTI-Projekts 
wurden Aspekte der Kultur im Dienst der regionalen Entwicklung untersucht. Im Rahmen 
des Projektes Sprache - Kultur - Kommunikation, auffinnisch kurz KKK, wurde auf Initiative 
der Handelskammer Oulu ein Programm flir eine anspruchsvolle, hochqualifizierte fremd-
sprachliche Ausbildung erstellt, die auf den Bedarf der verschiedenen Wirtschaftsbranchen 
und -unternehmen zugeschnitten ist. 

Das KAKKU*-Projekt vor alleen zielte auf eine stärkere Integration bikulturell gebildeter 
junger Menschen. Am Weiterbildungszentrum der Universität Oulu hatte man Uberlegungen 
angestellt, wie die Kinder aus deutsch-finnischen Ehen in einem - ich will es so nennen: - sich 

* KAKKU = Kaksi kulttuuria = Zwei Kulturen. 
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europäisierenden Finnland ihre Sprachkenntnisse und ihre kulturellen Kenntnisse einbrin-
gen könnten und als Bindeglieder auch im Bereich der wirtschaftlichen Beziehungen deut-
schen und finnischen Unternehmen in gleicher Weise hervorragende Mitarbeiter sein könn-
ten. Uber dieses Projekt sollte ich damals zusammen mit Wolfgang Albrecht, der die Koordina-
tion ftir dieses Projekt in Deutschland machte, in Detmold reden. Und dann trafen wir mit 
Volker Lauer zusammen und traten aus dem Schatten guter Absichten in das Licht der 
Euroregion Oulu. Zumindest wurde der Begriff an diesem Tag geboren. 

Am Anfang war es eine Vision, etwas, was sein könnte, etwas, wovon man träumt, aber 
auch etwas, das einen, wenn es erst einmal vor einem auferstanden ist, nicht mehr in Ruhe 
läBt. 

Volker Lauer lebt in Baden-Wtirttemberg, und er ist wahrscheinlich ein guter wärttember-
gischer Patriot. Also entwickelten wir die Vision einer Partnerschaft zwischen Baden-Wiirt-
temberg und der Provinz Oulu. Eine Vision, wie gesagt, ein Tagtraum. Und als ich zurlickkam 
aus Detmold nach Oulu und mit Vertretern der Provinzverwaltung und der Stadt Oulu und 
unserer Industrie- und Handelskammer und der Universität Oulu sprach, da sprang diese 
Vision Uber wie ein Funke, sie entziindete auch die Vorstellungskraft der anderen. 

Briefe wurden geschrieben, Kontakte aufgenommen, Gespräche geftihrt in Stuttgart, Ulm, 
Oulu und Kajaani, Einladungen ausgesprochen, Besuche verabredet - und durchgefiihrt. 

* * * 

Die Kontakte zwischen dem Landtag von Baden-Wiirttemberg und der Provinz Oulu bahn-
ten sich bereits 1990 an, als eine Delegation des Landtags unter Leitung des damaligen Land-
tagspräsidenten Erich Schneider die Technologie- und Hochschulregion „rund um die nord-
finnische Hauptstadt Oulu" (deutsche Presse) besuchte. 

Im September 1991 kamen Vertreter der Provinz, der Stadt und der Universität Oulu auf 
Einladung von Landtagspräsident Schneider zu einem Gegenbesuch nach Baden-WUrttem-
berg. Die Ouluer Delegation informierte sich Uber die Möglichkeiten der Intensivierung der 
Zusammenarbeit zwischen beiden Regionen und ftihrte Gespräche mit Vertretern der Tech-
nologieabteilung des Baden-wtirttembergischen Wirtschaftsministeriums und der Steinbeis-
Stiftung ftir Wirtschaftsförderung sowie mit Repräsentanten der Universitäten und des wirt-
schaftlichen Lebens von Baden-Wtirttemberg. Als besonders fruchtbar erwiesen sich dabei 
die Verhandlungen in Ulm. Landtagspräsident Schneider ermutigte die Gäste aus der Region 
Oulu, aktiv an den sich entwickelnden Kooperationen der europäischen Regionen unterhalb 
der Nationalstaatsebene teilzunehmen. Schon damals sagte Schneider zu, Baden-WUrttem-
berg wolle dabei „im Rahmen der Möglichkeiten behilflich sein". 

Im Winter 1991-1992 wurde das Weiterbildungszentrum der Universität Oulu von der Pro-
vinzialverwaltung und der Stadt Oulu beauftragt, eine auslotende Untersuchung Uber die 
Möglichkeiten einer regionalen Zusammenarbeit mit Baden-Wtirttemberg auf den Gebieten 
Wirtschaft, Technik, Ausbildung und Kultur durchzuftihren. 

Im Mai 1992 wurde von der Provinzialverwaltung eine Arbeitsgruppe mit Vertretern der 
Provinz, der Stadt, der Universität und der Handelskammer Oulu einberufen, und zwar mit 
der Aufgabenstellung, das Kooperationsprojekt „Euroregion Oulu 2000" voranzubringen, um 
dadurch die interregionale Zusammenarbeit der Provinz Oulu auf allen Ebenen zu fördern. 

1992 trat die Provinz Oulu als zweite finnische Region der Versammlung der Regionen 
Europas (VRE) bei. 

Im Herbst 1992 besuchte dann der neue Landtagspräsident von Baden-Wtirttemberg 
Dr. Fritz Hopmeier die Provinz Oulu und nahm u. a. am „KULTI III-Seminar" teil. Ein Ko-
operationsvertrag zwischen den Universitäten Oulu und Ulm wurde im April 1993 geschlos-
sen. Anfang Juni sprach Staatssekretär Josef Dreier vor der Versammlung der Rektoren-
konferenz der Nordkalottenregion und Ende Juni nahm eine Unternehmerdelegation unter 
Leitung des Präsidenten der Handelskammer Oulu, Ilkka Lantto, am Unternehmertag Baden-
Wtirttemberg teil. 

* * * 
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Ich will hier nicht all das aufzählen, was im Verlauf der letzten 28 Monate auf diesem 
Gebiet geschehen ist. In wenigen Wochen fährt unser Regierungspräsident, maaherra Dr. 
Eino Siuruainen, an der Spitze einer grol3en Delegation aus Wirtschaft und Wissenschaft nach 
Baden-Wiirttemberg, und es ist nicht sein erster Besuch dort. 

Er ist mit Ministerpräsident Erwin Teufel zusammengetroffen und mit anderen hohen Her-
ren. Und viele dieser Persönlichkeiten aus Stuttgart und aus Ulm sind auch schon in Oulu 
gewesen. So also hat sich die Region Oulu auf den Weg nach Europa gemacht, via Stuttgart. 

Die Vision ist längst keine Vision mehr, aus dem Traum sind wir längst erwacht - und han-
deln. Dies im wahrsten Sinne des Wortes, denn der Handel zwischen unseren beiden europäi-
schen Regionen läuft gut an. Konkrete Beziehungen zwischen einzelnen Firmen und Institu-
tionen sind aufgebaut und zur Reife entwickelt worden. 

Nun geht es um groBe Projekte. Die neue Eisenbahnlinie, von der ich eingangs sprach, die 
Oulu mit den riesigen Rohstoffmärkten des fernen europäischen und asiatischen Ostens ver-
binden wird, ist kurz vor der Fertigstellung. 

Wenn nicht alles täuscht, wird ilber Oulu als Drehscheibe im Norden ein neuer Strom des 
europäischen Warenaustauschs laufen. Nun geht es darum, gemeinsam die neuen Märkte zu 
erschlieBen, gemeinsam logistische und distributive Wege zu eröffnen, um neue Regionen 
Europas einander näherzubringen. 

Europa lebt! Und in Oulu läuft einer der europäischen Motoren. Er läuft rund. Und er ist es 
wert, ihn näher zu betrachten. Die Euroregion Oulu ist ein lebendiger Beweis fiir das, was 
Europa sein kann und nach unserer Meinung sein sollte. Ein Kontinent, wo die Initiativen zur 
Zusammenarbeit, zum wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und kulturellen Austausch nicht 
nur von den Zentralen ausgehen, sondern von den Menschen und der Wirtschaft an der Basis 
der Kommunen, der Städte, der Region. Kein verordnetes, sondern ein im wohl verstandenen 
und erfahrenen eigenen Interesse gestaltetes Europa. Einer braucht den anderen. Die einen 
brauchen den Wein des Siidens, die anderen das Holz des Nordens. Andere Dinge gibt es 
auch noch, die man austauschen kann - und tiber die man sich austauschen kann. Fiir Europa 
jedenfalls ist der Boden in Oulu fruchtbar. 

Die enge Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft wird es der Region Oulu und dar-
tiber hinaus der ganzen nördlichen Wirtschaftsregion ermöglichen, auf schnellstmöglichem 
Wege ein integraler Bestandteil Europas zu werden. ■ 
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PersonenfreizUgigkeit 
und ökonomische 
Integration: 

Der Nordische 
Arbeitsmarkt 
als Vorbild 
f-Cir Europa? 

D as erste Snellman-Seminar machte unter anderem deutlich, wie sehr historische Ereig-
nisse und Zufälligkeiten oder politische Notwendigkeiten die Entwicklung des europäi- 

schen IntegrationsprozeB geprägt haben. Die folgenden Ausftihrungen konzentrieren sich 
jedoch bewuBt auf die wirtschaftlichen Aspekte des Zusammenhangs zwischen internationa-
ler PersonenfreizUgigkeit und Integration. Im Gegensatz zu einer Freihandelszone beinhaltet 
ein Gemeinsamer Markt zwingend die völlige Liberalisierung von Kapital- und Arbeitskräfte-
wanderungen. Vor allem letzteres ist in der Offentlichkeit vielfach auf Unverständnis gesto-
Ben. So wurde insbesondere eine Massenmigration beftirchtet. Dieser Beitrag diskutiert 
erstens die Bedeutung und Notwendigkeit von Wanderungen in einem Gemeinsamen 
Arbeitsmarkt. Zweitens sollen einige zentrale Erfahrungen mit der bald vierzigjährigen Perso-
nenfreizilgigkeit im Nordischen Arbeitsmarkt vorgestellt werden. Dies ftihrt zur Erkenntnis, 
daB heute nicht die ilbermäBige, sondern vielmehr die ungerdigendeMobilität von Arbeitskräf-
ten zu einem zentralen wirtschaftspolitischen Problem geworden ist. Während der Gemein-
same Nordische Arbeitsmarkt institutionell durchaus als Vorbild ft:1r den Europäischen Bin-
nenmarkt dienen kann, verdeutlicht die gegenwärtige ökonomische Krise in Finnland, daB 
heute mangelnde Flexibilität und Mobilität im Nordischen Arbeitsmarkt einem raschen Aus-
gleich von wirtschaftlichen Ungleichgewichten im Wege stehen. 

Migration als Bestandteil ökonomischer Integration 
Integration als ökonomisches Konzept 

Ökonomische Integration strebt danach, die mikro- und makroökonomischen Rahmenbe-
dingungen, die sich innerhalb einer marktwirtschaftlich organisierten nationalen Volkswirt- 
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schaft als effizient erwiesen haben, auf die internationale Ebene zu ilbertragen. Durch den Abbau 
von Handels- und Mobilitätshindernissen zwischen segmentierten Märkten sollen Handel 
und Faktorwanderungen erleichtert, der internationale Wettbewerb und die internationale 
Spezialisierung verstärkt und so die wirtschaftliche Effizienz in einem sich integrierenden 
Raum gesteigert werden. Wie in der ökonomischen Theorie hergeleitet werden kann, profitie-
ren alle beteiligten Länder von den möglich werdenden Wohlstandsgewinnen. 

Vom Beitritt zu einem Gemeinsamen Markt werden kurz- und langfristige positive struktu-
relle Wirkungen erwartet (vgl. Ubersicht 1): Kurzfristig beschleunigt die Liberalisierung von 
Handel und Faktorwanderungen die Strukturanpassungs- und Spezialisierungsprozesse in den 
Mitgliedsländern. Mittelfristig ermöglicht die effizientere (Re-)Allokation von Produktions-
faktoren innerhalb eines Gemeinsamen Marktes Produktivitäts- und Einkommensverbesserun- 

Oberskht 1: 
Wirtschaftliche Wöhlstänejsgewinne be det :$ehoffuOg 

eines Gemein samen 1\44r.1«0 

Komparativ-statische Effekte: 
* kurzfristiger Wachstumsschub dank: 

- verschärftem wirtschaftlichen Wettbewerb, 
verbesserter Allokation von Produktionsfaktoren, 

- erhöhter wirtschaftlicher Effizienz; 
d. h.: 
- relativ niedrigere Preise, 
- insgesamt höhere Realeinkommen, 
- zusätzliche Arbeitsplätze. 

Dynamische Effekte: 
* längerfristige Steigerung der Wachstumsrate dank: 

vergröl3ertem Kapitalstock bei 
- steigenden Skalenerträgen und GröBenvorteilen in oligopolistischen Märkten, 

erhöhten Investitionen in Forschung und Entwicklung, 
gesteigerter Innovationsrate, d. h. 

- beschleunigtem technischen Fortschritt. 

Wrtschaftspolitische Herausforderun en 
in einem integrierten Raum 

mittelfristige Erhaltung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts durch 
Bereitstellung geeigneter Rahmenbedingungen 

Ausbildungs-, Fortbildungs- und Mobilitätsförderung 

* kurzfristige Milderung der Kosten von Strukturanpassungsprozessen 
* Abfederung von asymmetrischen Schocks (gröBere Anfälligkeit durch verstärkte 

internationale Spezialisierung) 
- Abbau von bestehenden ordnungspolitischen Rigiditäten 
- fiskal-, 	sozial- und strukturpolitische AusgleichsmaBnahmen 
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gen, was zu positiven Beschäftigungseffekten ftihren sollte. Alle diese erwarteten Effekte basie-
ren auf komparativ-statischen Uberlegungen und mtinden in einen einmaligen Wachstums-
schub, der sich in der Regel innerhalb der ersten zehn Jahre nach der Schaffung eines Gemein-
samen Marktes vollständig realisieren läBt. Dauerhaft hingegen wären die wirtschaftlichen 
Effekte ökonomischer Integration, wenn sich als Folge des Zusammenwachsens von Märkten 
die wirtschaftliche Wachstumsrate innerhalb des integrierten Raums ändern wurde. Tatsäch-
lich weisen die Ergebnisse der neuen makroökonomischen Wachstumstheorie darauf hin, 
daB mit einem Gemeinsamen Markt Prozesse in Gang kommen, die nicht nur einen kurz-
fristigen Wachstumsschub auslösen, sondern mittelfristige Anpassungsprozesse und eine iän-
gerfristige Steigerung der Wachstumsrate der wirtschaftlichen Produktion bewirken. Filr das 
„EG 92"-Projekt schätzte Baldwin (1989), daB die dynamischen mittelfristigen makroökono-
mischen Anpassungseffekte das AusmaB der durch die Integrationsschritte initiierten kompa-
rativ-statischen Wohlstandsgewinne in etwa verdoppeln diirften. 

Mobilität als Teit der langfristigen Attraktivität eines Wirtschaftsstandorts 
Im Gegensatz zur Mitgliedschaft in einer Freihandelszone - wie etwa der EFTA - beinhal-

tet der Beitritt zu einem Gemeinsamen Markt, - wie etwa dem Binnenmarkt der Europäi-
schen Gemeinschaft die Gewährung völliger Mobilität flir Kapital und Arbeitskräfte. Damit 
wird eine zentrale Erkenntnis der internationalen Wirtschaftstheorie institutionell umgesetzt, 
die erst während den letzten zehn Jahren allgemein anerkannt wurde. Noch bis anfangs der 
achtziger Jahre gingen nämlich traditionelle Auf3enhandelstheoretiker davon aus, daB inter-
nationaler Handel alleine die Realisierung der mit ökonomischer Integration verbundenen 
Wohlstandsgewinne ermögliche. Neuere Entwicklungen in der internationalen Wirtschafts-
theorie zeigen jedoch, daB wegen der Existenz von Transaktionskosten, Handelshindernissen 
und spezifischen Produktionsstrukturen in entwickelteren Wirtschaften (zunehmende Ska-
lenerträge, oligopolistische Märkte etc.) eine optimale ökonomische Integration meist nur 
unter Einbezug von Faktorwanderungen, d. h. Mobilität von Kapital und Arbeitskräften zu errei-
chen istl. Die dazu notwendige Personenfreiztigigkeit und Liberalisierung des Kapitalmarkts 
wird in einem Gemeinsamen Markt verwirklicht. 

Ob wirtschaftliche Integration in einem Gemeinsamen Markt relativ stärker tiber Handel 
oder tiber Faktorwanderungen erfolgt, wird dabei abhängen von 
1. der Art und Weise, in der sich die integrierenden Volkswirtschaften voneinander unter-

scheiden; und 
2. den relativen Kosten von Handel und Faktormobilität. 

Personenfreiztigigkeit verstärkt die internationale Arbeitsteilung und fiihrt zu verschärf-
tem internationalem Wettbewerb. Der Wegfall von Kapital- und Wanderungsrestriktionen 
erlaubt es Kapitalanlegern, Produzenten und Arbeitskräften mit ihren Investitionsentschei-
dungen resp. „zu FuB" unbesehen nationaler Schranken ilber die Attraktivität von Wirt-
schaftsstandorten abzustimmen. In einer offenen Volkswirtschaft mässen die immobilen Produk-
tionsfaktoren um die Gunst der mobilen Faktoren werben. Nebst den immobilen Arbeitskräften 
gehören die politischen Institutionen sowie die rechtlichen, sozioökonomischen und wirt-
schaftspolitischen Rahmenbedingungen eines Landes zu diesen „immobilien Produktions-
faktoren". 2  

In den letzten Jahren hat die Internationalisierung der Produktion eine verstärkte Differen-
zierung zwischen reichlich vorhandenen, durchschnittlich bis schlecht qualifizierten und 
meist immobilen Arbeitnehmern und gesuchten, hochqualifizierten und meist sehr mobilen 
international orientierten Spezialisten mitsichgebracht. So ist Mobilität längerfristig in zweifa-
cher Sicht zu einem entscheidenden Bestandteil wirtschaftlicher Integration geworden: 
1. Migration erlaubt mittel- bis langfristig einen wirtschaftlich effizienteren Einsatz der an einem 

Wirtschaftsstandort vorhandenen Ressourcen und flihrt dadurch Wohlstandsgewinne öko-
nomischer Integration herbei. Wanderungen fördern den internationalen Austausch von 
Know-how und die effiziente Verwendung immobiler Arbeitskräfte. Migration ermöglicht 
den internationalen Austausch von Spezialisten und den „Einkaur von arbeitsintensiven 
(Beratungs-)Dienstleistungen. 
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2. (Zeitweise) Migration kann die Attraktivität der grundsätzlich immobilen Arbeitskräfte eines 
Wirtschaftsstandorts erhöhen. Dank kurz- bis mittelfristigen Wanderungen können (meist 
jiingere) einheimische Arbeitskräfte internationale Erfahrungen sammeln, sich weiterbil- 
den und so ihre Qualifikation und (individuelle) Wettbewerbsfähigkeit verbessern. 

Migration ais Reaktion auf asymmetrische Schocks 
Dynamik gehört zum Wesen des ökonomischen Fortschritts. Innovationen lassen neue 

Wirtschaftszweige entstehen oder bestehende erbliihen. Sie fUhren aber auch dazu, daB 
wenig innovative Unternehmungen verschwinden und verkrustete Strukturen dem Unter-
gang geweiht sind. 3  Veränderungen der Umweltbedingungen treffen verschiedene Wirt-
schaftssektoren in unterschiedlichem AusmaB. Indem ökonomische Integration die interna-
tionale Arbeitsteilung und Spezialisierung verstärkt, erhöht sie die Wahrscheinlichkeit, daB 
einzelne nationale Volkswirtschaften (lokale Wirtschaftsräume) von technischen Innovatio-
nen oder Umweltveränderungen stark unterschiedlich betroffen werden. Diese „asymmetri-
schen Schocks"äuBern sich zeitlich und räumlich differenziert. Sie flihren zu spezifischen wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten, die regional und sektoriell konzentriert auftreten können. 

Strukturelle Anpassungsschwierigkeiten ändern wenig an der langfristig wohlstandsopti-
mierenden Wirkung wirtschaftlicher Integration. Sie bewirken jedoch kurzfristig eine Massie-
rung wirtschaftlicher Ungleichgewichte. Grundsätzlich können wir drei unterschiedliche 
Arten der Reaktion resp. von Ausgleichsprozessen unterscheiden: 
1. Löhne und Preise reagieren standortspezifisch rasch und flexibel auf die wirtschaftlichen 

Schwierigkeiten und ziehen dadurch neue mobile Produktionsfaktoren an, die fiir eine 
schnelle wirtschaftliche Erholung am alten Ort sorgen. Strukturschwache, ilberholte Akti-
vitäten werden flieBend durch neue, strukturstarke Produktion substituiert. 

2. Der asymmetrische Schock fährt in bestimmten Gebieten zu hoher struktureller Arbeitslosigkeit 
und Unterbeschäftigung, da Beschäftigungsverluste mangels neuen Aktivitäten nicht durch 
Beschäftigungsgewinne ausgeglichen werden. Staatliche Sozial- und Fiskalpolitik versu-
chen, die Kosten der Strukturkrise aufzufangen. 

3. Arbeitskräfte reagieren elastisch auf die veränderte Angebots- und Nachfragesituation und 
migrieren. 

Migration kann kurzfristige Ungleichgewichte ausgleichen und wirtschaftliche Anpassungspro-
zesse beschleunigen. Regionale und internationale Mobilität von Arbeitskräften ist eine Alternative 
zu andauernder wirtschaftlicher Agonie einzelner Regionen mit entsprechenden Strukturproble-
men. 

Blanchard und Katz (1992) untersuchten fiir die Vereinigten Staaten die Reaktion einzelner 
Regionen auf asymmetrische Schocks. Sie zeigen, daB in den USA im allgemeinen Preise und 
Investitionen kurzfristig nur schwach auf asymmetrische Schocks reagierten, Löhne jedoch 
stärker. Vor allem aber sind es in Amerika die Arbeitskräfte, welche durch Ab- oder Zuwande-
rung fiir eine relativ schnelle Anpassung an die veränderten Umweltbedingungen sorgen. Ein 
asymmetrischer Schock, der urspriinglich die Gesamtbeschäftigung in einer amerikanischen 
Region um ein Prozent reduziert, fiihrt im Durchschnitt zu einer Zunahme der Arbeitslosen-
rate um 0,5 Prozent nach zwei Jahren. Nach sechs Jahren erreicht die Arbeitslosenrate wieder 
ihr urspriingliches Niveau, währenddem sich die Gesamtbeschäftigung gegeniiber dem 
urspriinglichen Niveau um fast ein weiteres Prozent reduziert (also insgesamt um rund zwei 
Prozent sinkt). Erst nach Tiber zehn Jahren pendelt sich die Beschäftigung auf einem neuen 
Gleichgewichtsniveau ein, das ungefähr ein Prozent unter dem urspriinglichen Stand liegt. 
Die freigesetzten ein bis zwei Prozent der urspriinglich Beschäftigten bleiben jedoch in Ame-
rika nicht arbeitslos an ihrem angestammten Wohnort ansäBig, sondern ziehen weg und fin-
den in einer anderen Region eine produktive Beschäftigung (Blanchard/Katz 1992; 33). Des-
halb ftihrten in amerikanischen Regionen asymmetrische Schocks kaum zu einem dauerhaf-
ten Anstieg der strukturellen Arbeitslosigkeit. 

Fur Europa stellt sich die Frage, ob chronisch hohe strukturelle Arbeitslosigkeit eher auf 
Rigiditäten in Gilter- und Arbeitsmärkten oder auf mangelnde Mobilität der Arbeitskräfte 
oder auf anpassungshemmende wirtschaftspolitische Intervention zuriickzuffihren sei. 
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Integration und Migration 
im Gemeinsamen Nordischen Arbeitsmarkt 

Der zweite Teil dieses Artikels zeigt erstens, inwieweit die institutionellen Regelungen im 
seit nahezu vierzig Jahre bestehenden Nordischen Arbeitsmarkt Vorbild fur PersonenfreizU-
gigkeit in einem europäischen Binnenmarkt sein können. Zweitens gehen wir der Frage nach, 
ob Migration im Nordischen Arbeitsmarkt zur langfristigen Attraktivität der nordischen 
Volkswirtschaften beigetragen hat, und drittens untersuchen wir die Reaktion der finnischen 
Wirtschaft auf den Zusarnmenbruch des Osthandels als Beispiel eines typischen asymmetri-
schen Schocks. 

Der Gemeinsame Nordische Arbeitsmarkt: 
seit 40 Jahren Europa um einiges voraus 

Im Norden Europas beschlossen die Regierungen von Dänemark, Finnland, Norwegen 
und Schweden bereits vor knapp vierzig Jahren, einen umfassenden Gemeinsamen Nordi-
schen Arbeitsmarkt zu bilden. Seit 1954 ist den Einwohner(-inne)n des Nordischen Raums die 
Niederlassung und das Arbeiten im gesamten Nordischen Arbeitsmarkt ohne spezielle Bewil-
ligungen und Formalitäten gestattet. 

Im Grunde bestand in den nordischen Ländern bereits das ganze Jahrhundert hindurch die 
Praxis, Bilrger(-inne)n auer nordischen Staaten den Aufenthalt und das Arbeiten ungehindert 
zu gestatten. Offiziell geschaffen wurde der Gemeinsame Nordische Arbeitsmarkt jedoch mit 
dem von Dänemark, Finnland, Norwegen und Schweden unterzeichneten und ratifizierten 
„Obereinkommen Uber einen Gemeinsamen Nordischen Arbeitsmarkt" vom 22. Mai 1954. 
Darin wurde festgeschrieben, daB BUrger(-innen) der unterzeichneten Länder in allen nordi-
schen Staaten ohne spezielle Bewilligung arbeiten oder irgend eine Tätigkeit aufnehmen kön-
nen (Art. 1) und das Recht haben, im nationalen Arbeitsmarkt einheimischen Arbeitskräften 
gleichgestellt zu werden (Art. 2). 4  Gleichentags wurde zudem ein Protokoll unterzeichnet, mit 
dem sich die nordischen Regierungen verpflichteten, per 1. Juli 1954 die PaB- und Ausweis-
pflicht an den internordischen Grenzen ftir StaatsbUrger(-innen) des Nordischen Raums 
abzuschaffen und diesen in ihren Ländern die uneingeschränkte Niederlassungsfreiheit zu 
gewähren (Nord, 1989). 

Die gröBten Mobilitätshindernisse im Bereich der sozialen Sicherheit wurden 1955 mit der 
Unterzeichnung einer ,Nordischen Konvention Uber die soziale Sicherheit" weggeräumt 
(Nord, 1989). Darin verpflichten sich die nordischen Regierungen, Einwanderende aus ande-
ren nordischen Staaten bezUglich ihrer AnsprUche auf Sozialleistungen den einheimischen 
Bärger(-inne)n gleichzustellen und falls notwendig flir die Kosten einer faktischen Gleichstel-
lung aufzukommen. Insbesondere erhielten Einwandernde aus nordischen Ländern damit 
freien Zugang zu den ausgebauten Dienstleistungen im Gesundheits- und Versicherungswe-
sen, aber auch das Anrecht auf ArbeitslosenunterstUtzung. Sie sind in allen nordischen Län-
dern automatisch zum Bezug von Leistungen der staatlichen Altersversicherung berechtigt. 
Sind ft:1r ergänzende Rentenzahlungen Beitragsjahre und -zahlungen maBgebend, mUssen 
alle in einem nordischen Land geleisteten Beiträge und Beitragszeiträume angerechnet 
werden. 

Da das Abkommen Uber einen Gemeinsamen Arbeitsmarkt von 1954 das Problem der 
gegenseitigen Anerkennung von nationalen Ausbildungslehrgängen nicht beriihrt, wurden seit-
her verschiedene Ergänzungen notwendig. Unterzeichnet wurden zusätzliche Abkommen 
ftir spezifische Berufsgattungen, so etwa fiir medizinisches Personal, aber auch filr Lehrer 
oder Dolmetscher. Die Vertragswerke regeln die gegenseitige Anerkennung von Fähigkeits-
ausweisen und das Recht auf freie Berufsausilbung. 5  

Im Gegensatz zu Deutschland oder der Schweiz kiimmern sich in den nordischen Ländern 
Arbeitsämter nicht nur um nationale Arbeitslosenvermittlung, sondern bieten auch umfas-
sende Dienstleistungen an, um för Arbeiter(-innen) und Arbeitswillige die Voraussetzungen 
zur Eingliederung in den Nordischen Arbeitsmarkt zu verbessern. Ende der sechziger und 
Anfang der siebziger Jahre wanderten plötzlich innerhalb von drei Jahren Uber 80.000 Perso- 
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nen von Finnland nach Schweden aus. Die meisten davon allerdings ohne sich vorher an ihre 
lokalen Arbeitsämter gewandt zu haben. 6  Als Reaktion darauf und um einer Wanderung auf-
grund von Fehlinformationen vorzubeugen, beschlossen Schweden und Finnland in einer 
bilateralen Vereinbarung, dem sog. „Helsinki-Abkommen" von 1972, zusätzliche Verbesserun-
gen der Dienstleistungen der Arbeitsämter fUr internordische Wanderungswillige. Seither kön-
nen sich nordische Btirger(-innen) auffinnischen und schwedischen Arbeitsämtern Tiber Stel-
lenangebote in anderen nordischen Ländern informieren und auf Wunsch EDV-gestiitzte 
Vermittlungsdienste in Anspruch nehmen. Unter gewissen Umständen werden Arbeitssu-
chenden die Reisekosten zu einem Vorstellungsgespräch und einer Arbeitsplatzbesichtigung 
in einem anderen nordischen Land sogar vergiitet. Das Helsinki-Abkommen bildete zudem 
die Grundlage ftir Gentlemen Agreements, mit denen intensive Direktrekrutierungsaktionen 
von schwedischen Unternehmern in Finnland beschränkt wurden. 7  

Die Migrations- resp. Ausländerpolitik ist im Nordischen Raum im allgemeinen Sache der 
nationalen Regierungen. Diese haben sich jedoch in vielen Bereichen auf nordisch koordi-
nierte MaBnahmen geeinigt. 

Im Rahmen der Nordischen Zusammenarbeit treffen sich die nationalen Arbeitsminister 
mindestens einmal jährlich, um Fragen des Gemeinsamen Nordischen Arbeitsmarktes zu 
erörtern. Ihnen unterstellt sind ein ständiger ArbeitsmarktausschuB und ein ständiger Aus-
schuB ft:1r Migrationsfragen, die sich aus je zwei Mitgliedern der Vertragsstaaten plus  allfålli-
gen beratenden Experten zusammensetzen. Diese Ausschilsse beobachten Trends auf dem 
Nordischen Arbeitsmarkt. Wo nötig, bereiten sie spezifische MaBnahmen und Erlasse vor 
und ilbervvachen ihre Implementierung. Zu praktischen Arbeitsmarktfragen koordinieren 
resp. vergeben sie Forschungsaufträge. Laufend werden Berichte und statistische Informatio-
nen publiziert. 8  

Die Freiziigigkeitsbestimmungen im Nordischen Arbeitsmarkt reichten von Beginn an iiber das 
von der Europäischen Gemeinschaft gegenwärtig realisierte Maft hinaus. Im Norden beschränkt 
sich die garantierte Personenfreiziigigkeit nicht wie in der EG auf Arbeitskräfte. Sie gilt uneinge-
schränkt fur alle Bärger(-innen) der nordischen Länder, also auch fiir Rentner(-innen), Studen-
t(inn)en und Arbeitslose. Umfassende internordische Sozialabkommen beseitigten Mobilitäts-
barrieren auch im Bereich der sozialen Sicherheit. Die Koordination der nationalen Migrations-
politik im Rahmen der Nordischen Zusammenarbeit sorgte fiir den Abbau weiterer auftretender 
Hindernisse. 

Der Gemeinsame Nordischen Arbeitsmarktes ist kein Zwischenschritt eines stufenweisen 
Integrationsprozesses. Er ist somit eigentlich auch nicht Teil eines integralen Gemeinsamen 
Marktes mit freiem GUter- und Dienstleistungshandel und liberalisiertem innergemein-
schaftlichen Kapitalverkehr. Der Nordische Arbeitsmarkt ist „lediglich" ein Produkt der Nor-
dischen Zusammenarbeit, die eine wirtschaftliche Kooperation bis in die achtziger Jahre weit-
gehend ausklammerte. Erst als sich die vier Länder tiber ihre Mitgliedschaft in resp. Assozia-
tion zur EFTA an der 1967 neu geschaffenen Freihandelszone mit der EG beteiligten, ver-
schwanden die Handelsschranken im internordischen GLiterverkehr. Internationale Kapital-
bewegungen wurden im Nordischen Raum erst in den späten achtziger Jahren vollständig 
liberalisiert. Jahrzehntelang war die Freizilgigkeit fur nordische Arbeitskräfte rechtlich gese-
hen das weitestgehende Integrationsinstrument im Nordischen Raum, freier als Handel und 
Kapitaltransfers. 

Mobilität als Beitrag zur längerfristigen Attraktivität 
eines Wirtschaftsstandorts 

Abbildung 2 zeigt einige internordische Bruttomigrationsströme seit dem Zweiten Weltkrieg 
resp. seit 1962 (je nach Datengrundlage). Trotz unterschiedlichem wirtschaftlichem Wohl-
stand und unterschiedlicher konjunktureller Entwicklung in den nordischen Ländern, und 
obwohl technische Hindernisse weitgehend weggefallen sind, kam es in den knapp vierzig 
Jahren des Gemeinsamen Nordischen Arbeitsmarktes zu keinen anhaltenden Wanderungs-
bewegungen gröBeren AusmaBes. Die Statistiken zeigen keine Änderung der nordischen 
Migrationsströme unmittelbar nach 1954. 9  
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Abbildung 2, Teil 1 

Jährlich wanderten nicht mehr als zwei- bis viertausend Personen aus und nach Schweden, 
Norwegen und Dänemark. Einzig die Migrationsströme zwischen Finnland und Schweden 
waren dauernd umfangreicher. In den fiinfziger und sechziger Jahren wanderten jährlich rund 
10.000 Personen von Finnland nach Schweden. Das entsprach allerdings immer noch weniger 
als einem Viertelprozent der Gesamtbevölkerung. Von 1968 bis 1970 schnellte die Zahl der fin-
nischen Auswanderer nach Schweden plötzlich auf rund 40.000 hoch. Danach ging sie ebenso 
schnell wieder zurtick. Seither schwächte sich die finnisch-schwedische Migration kontinuier-
lich ab. Trotz groBen wirtschaftlichen Problemen in Finnland verharrt die Emigration aus 
Finnland gegenwärtig auf einem historischen Tiefststand. Die Migrationsintensitäten nahmen 

84 



	von N nach S 	von S nach N aus N nach DK •—ir"-  aus DK nach N 

d) Zwischen Norwegen und Schweden 
(1945-1992) 

e) zwischen Norwegen und Dänemark 
(1945-1992) 

0  milimimilmwmimilimiN,THI,  0000 	  

1945 1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 	1945 1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 

Mlgranten Migranten 

4000 

3000 

2000 

1000 

12000 

10000 - 

8000 -

6000 -

4000 

2000 

6000 

5000 

f) Zwischen Schweden und Dänemark 
(1945-1992) 

Migranten 

12.000 

10.000 

8.000 

6.000 

4.000 

2.000 

0 

1945 1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 

von DK nach S T  von S nach DK 

Abbildung 2, Teil 2 	Quelle: Nationale Migrationsstatistiken der statistischen Ämter der nordischen Länder 

seit dem Bestehen des Nordischen Arbeitsmarkts absolut und relativ zur Migration von und nach 
nichtnordischen Ländern ab. 

Die nordischen Erfahrungen bestätigen die These eines Zusammenspiels zwischen Migra-
tionsangebot, Migrationsnachfrage und intervenierender Hindernisse. Schwankungen der 
Migrationsintensitäten im nordischen Raum waren in erster Linie nachfragedeterminiert. 
Allerdings gentigte eine verschärfte Nachfrage nach Arbeitskräften alleine nicht, um die inter-
nordische Migration wirksam zu stimulieren. Wanderungsströme nahmen im Norden dann 
zu, wenn eine Uberbeschäftigungssituation in einem Gebiet mit Unterbeschäftigungsproble-
men in einem anderen zusammentraf. 
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Trotz freier internordischer Migration verblieb die schwedische Volkswirtschaft während 
der achtziger Jahre in einem Zustand struktureller Uberbeschäftigung. Dänemark vermochte 
seine strukturelle Arbeitslosigkeit trotz des Gemeinsamen Arbeitsmarktes nicht zu expor- 
tieren. 

In den fUnfziger und sechziger Jahren existierten zwischen den nordischen Ländern bedeu-
tende Einkommensunterschiede. Dennoch nahm nur ein verschwindend geringer Teil der 
nordischen Biirger die Gelegenheit wahr, ihr Arbeitseinkommen durch eine internordische 
Wanderung zu verbessern. Offenbar wogen fur die Mehrheit aller Nordländer die erwarteten 
ökonomischen Gewinne einer Wanderung die subjektiv empfundenen Kosten bei weitem 
nicht auf, wobei soziale Aspekte (Verlust der sozialen. Integration am angestammten Wohn-
ort), kulturelle Faktoren (Anpassung an neue Sitten und Gebräuche in verändertem Umfeld) 
und politische Motive (Verlust eines Teils der politischen Mitbestimmungsrechte) besonders 
ins Gewicht fielen. 

1m Norden hatten Sprache, Distanz, kulturelle Nähe und bestehende persönliche Bezie-
hungen einen wanderungslenkenden EinfluB. Trotz völliger Freizilgigkeit wurde internordi-
sche Migration nicht als einigermaf3en gleichwertige Alternative zur internen Migration ange-
sehen. In keiner finnischen Provinz wurde beispielsweise die internordische Migration als 
auch nur annähernd gleichwertige Alternative zur landesinternen Wanderung empfunden. 
Zwischen 1970 und 1989 waren die internen Migrationsintensitäten drei bis fönfundzwanzig 
Mal gröBer als die internordischen. 10  

Umfragen zu den Motiven interner nordischer Migration zeigten eine deutliche Zunahme 
lebensqualitätsorientierter Griinde (Wohnqualität, Umwelt, Ausbildung). Dieser Trend 
scheint sich bei der internordischen Wanderung verzögert nachzuvollziehen (Tabelle 3). 

Tabelle 3: 
Wichtigste Migrationsmotive 

(Ergebnisse von Umfragen in nordischen Ländern, in Prozent der Antworten) 

INTERNE MIGRATION 
INTERNORDISCHE 

MIGRATION REMIGRATION 

Studie Ostby Söderling Korkiasaari Tissari Munter Heikkinen Korkiassari(2) 
Hauptmotiv (1972) (1977/78) (1988/89) (1970) (1978) (1968-71) (1980/81) 

Arbeit 35 44 36 68 47 67 51 

- Arbeitslosigkeit 35 38 36 35 

- Lohn 33 8 31 14 

- Arbeits- 
bedingungen 1 2 

Wohnen 27 23 30 2 3 1 4 

Gesundheit 2 
1 

„Selbstverwirklichung" 
(inkl. Bildung) 9 4 11 15 24 19 30 

Familie/Privatleben 12 17 19 10 7 12 

andere 7 7 3 15 16 6 3 

Total befragte 
Personen 1894 1443 1708 229 733 1998 946 

Quellen: Ostby: Flyttemotivundersokelsen 1972, Statistisches Amt, Oslo 1978; Söderling: Massamuutto ja muut-
tovirrat. Institute of Migration, Turku 1983. Ubrige nach Korkiasaari, Returnees from Sweden to Finland, Finni-
sches Arbeitsministerium, Helsinki 1991. 
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Art und Struktur der internationalen Migration zwischen nordischen Länder veränderten 
sich mit fortschreitendem IntegrationsprozeB in den nordischen Ländern. Waren es friffier 
unterdurchschnittlich ausgebildete Industriearbeiter, die längere Zeit ins Ausland wander-
ten, ist heute der Trend zur kurzfristigen Migration von höher qualifizierten Facharbeitern 
unverkennbar. Noch 1974 hatten von allen finnischen Emigranten nach andern Nordischen 
Länder 73 Prozent lediglich die Grundschule besucht, nur 8 Prozent besaBen einen Maturaab-
schluB. 1987 hatten hingegen 28 Prozent auer Emigranten das Abitur in ihrer Tasche, und nur 
48 Prozent besaBen bloB Grundschulbildung (Fischer, 1992). 

Alles in allem erwies sich der GroBteil der nordischen Bevölkerung jedoch trotz Freiziigig-
keit als praktisch immobil. Rechtliche Freizilgigkeit flir Arbeitskräfte macht Menschen inter-
national mobiler. Sie allein motiviert die Bewohner von Nationalstaaten aber noch nicht, in 
Massen die Grenzen zu iiberschreiten. Die soziale und kulturelle Bindung von Personen zu 
ihrem loka/en Umfeld stellt ein vielfach unterschätztes, bedeutendes Wanderungshindernis dar. 
Obwohl internordische Migration dazu beitrug, ungleiche Arbeitskräftenachfrage auszuglei-
chen, bleibt es wegen des geringen Volumens der internordischen Migrationsströme fraglich, 
ob die internordische Wanderung den effizienten Einsatz (die Allokation) von Arbeitskräften 
entscheidend zu verbessern vermochte. Interessant ist jedoch, wie stark sich die nordischen 
Staaten seit den ftinfziger Jahren wirtschaftlich angenähert haben. 

Zwischen 1960 und 1990 war im Nordischen R.aum ein ausgeprägter wirtschaftlicher Konver-
genztrend zu beobachten (Abbildung 4). Noch anfangs der sechziger Jahre war das nominale 
Bruttoinlandprodukt pro Kopfin Schweden um nahezu 60 Prozent höher a1s in Finnland. Die 
Entwicklung des kaufkraftbereinigten Bruttoinlandprodukts pro Kopf zeigte seither in allen 
Ländern des nordischen Raums einen ausgeprägten Konvergenztrend. Trotz unterschiedli-
cher Rahmenbedingungen hat sich auch die Beschäftigungsstruktur in den nordischen Staa-
ten stark angeglichen. 

Konvergenztrend der kaufkraftbereinigten nordischen BIP/Kopf 1970-1990 
(kaufkraftbereinigtes BP/Kopf in den nordischen Laendern in Prozent des schwedischen BiP/Kopf) 
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SCHOCKABSORPTION IN FINNLAND 1987-1992 
(Veränderung gegeniiber dem Vorjahr in Prozent) 
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Die Erfahrungen im Gemeinsamen Nordischen Arbeitsmarkt bestätigen die These, daB 
Länder sich bei garantierter Personenfreizilgigkeit stark integrieren können, ohne daB dazu 
Massenmigration notwendig ist. GröBtenteils sind Arbeitskräfte international praktisch immo-
bil, solange sie nicht zur Wanderung gezwungen werden. Bis Ende der achtziger Jahre hatten 
die nordischen Länder kaum mit gröBeren strukturellen Ungleichgewichten zu kämpfen. Mit 
Ausnahme vielleicht von Dänemark gingen wirtschaftliche Prosperität und Vollbeschäftigung 
einher mit einem erstaunlichen Trend zur Konvergenz. 

Verschiedene Studien deuten allesamt darauf hin, daB die Möglichkeit der Wanderung 
dazu ihren Teil beigetragen hat. Mit fortschreitender Entwicklung wird jedoch auch im Nor-
den nicht zuviel Migration, sondern die zu geringe räumliche und qualitative Mobilität der 
Arbeitskräfte zum Problem. Sollen die gegebenen immobilen Ressourcen eines Landes opti-
male Verwendung finden, so steht die Wirtschaftspolitik vor der Herausforderung, sich dem 
internationalen Wettbewerb der Institutionen und Rahmenbedingungen zu stellen, um fiir 
mobiles Kapital und hochqualifizierte Arbeitskräfte als Wirtschaftsstandort attraktiv zu sein. 
Mit der Einreichung seines Beitrittsgesuches an die Europäischen Gemeinschaften hat Finn-
land gezeigt, daB es mittelfristig bereit und gewillt ist, diese Herausforderung anzunehmen. 

Internordische Emigration und die wirtschaftliche Depression in Finnland 
Seit zweieinhalb Jahren häufen sich negative Wirtschaftsnachrichten aus Finnland. Der 

abrupte Zusammenbruch des ehemals wichtigen Handelspartners Comecon und die gleich-
zeitige konsequente Liberalisierung der zuvor stark regulierten Kapitalmärkte trafen das Land 
als typische (asymmetrische) Schocks und erzeugten einen hohen strukturellen Anpassungs-
b edarf. 

Trotz Abwertung und damit ermöglichtem Exportboom steht in Finnland eine wirtschaft-
liche Erholung vorläufig noch aus. Abbildung 5 zeigt die prozentuale Veränderung von rea- 

Abbildung 5 
	

Quelle: OECD, Labour Force Statistics, Employment Outlook, eigene Berechnungen 
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lem Bruttoinlandprodukt (BIP), Beschäftigung, Arbeitslosigkeit, Arbeitskräfteentschädigun-
gen (Löhne und Gehälter) und internordischer Emigration aus Finnland 1987-1992. Die finni-
sche Volkswirtschaft reagierte mit einem markanten Riickgang der wirtschaftlichen Wert-
schöpfung auf den nachfrageseitigen Schock. 1991 und 1992 sank das BIP um real (!) 6,4 resp. 
3,5 Prozent. 11  Der strukturelle Umbruch wirkte sich kaum auf die Lohn- und Arbeitsverhält-
nisse aus. Er trat vor alleen in einem drastischen Anstieg der finnischen Arbeitslosigkeit 
zutage. Die Arbeitslosenrate stieg von 3,5 Prozent im Jahre 1990 auf durchschnittlich 14 Pro-
zent 1992 (und stabilisierte sich Ende 1993 auf einem Niveau von nahezu 20 Prozent). Vermut-
lich weil es nicht gelang, das Wirtschaftsklima gentigend zu verbessern, die Löhne nur unge-
ntigend elastisch reagierten und der Arbeitsmarkt auch weiterhin dank starker Regelungs-
dichte mit bestehenden Rigiditäten kämpft, wurden kaum neue Arbeitsplätze geschaffen und 
Investoren blieben pessimistisch. Die Bruttoinvestitionen sanken in Finnland 1992 aufgerade 
noch 70 Prozent des Investitionsvolumens von 1990 (IMF, 1993). 

Erstaunlich scheint bei der negativen Entwicklung der finnischen Binnenwirtschaft, daB 
die Emigration aus Finnland als Reaktion auf die wirtschaftliche Depression in Finnland nicht zu-, 
sondern weiter abnahm. Obwohl nach einhelligem Resultat diverser Studienu der Gemein-
same Nordische Arbeitsmarkt in der Vergangenheit wesentlich zum Ausgleich regionaler 
wirtschaftlicher Ungleichgewichte beigetragen hat, scheint die innernordische Migration in 
den heute schwierigeren Zeiten wenig zur Strukturanpassung im Nordischen Raum beizu-
tragen. 

Im Hinblick auf die eingangs diskutierte gröBere Wahrscheinlichkeit asymmetrischer 
Schocks in einem Gemeinsamen Wirtschaftsraum weist die aktuelle Erfahrung im Norden 
auf die wirtschaftspolitische Dringlichkeit, Wege zu finden, um Anpassungsprozesse zu erleich-
tern und deren wirtschaftliche und soziale Kosten zu senken. Neben geld-, fiskal-, sozial- und 
strukturpolitischen Instrumenten stehen dabei ordnungspolitische Mafinahmen im Vorder-
grund. 

Die beobachtete mangelnde Mobilität und Lohnflexibilität zeigen, daB Finnland heute 
kurzfristig gefordert ist, durch den Abbau von bestehenden Rigiditäten auf dem Arbeitsmarkt 
dazu beizutragen, daB notwendige Anpassungsprozesse nicht zu einem dauerhaften Anstieg 
der gegenwärtig hohen strukturellen Arbeitslosigkeit fiihren. In diesem Sinne bleibt zu hof-
fen, daB Finnland bei seinem Eintritt in die Europäische Gesellschaft nicht nur seine vorbild-
lichen Erfahrungen mit Personenfreiztigigkeit und Migrationspolitik im Gemeinsamen Nor-
dischen Arbeitsmarkt in die Europäische Union wird einbringen können, sondern auch die 
Geschichte einer erfolgreichen Bewältigung des aktuellen schweren realwirtschaftlichen 
Schocks. Noch stehen die Chancen dazu nicht zwingend schlecht. 

Zusammenfassung und wirtschaftspolitische 
SchluBfolgerungen 

Der Europäische IntegrationsprozeB entspringt sowohl politischer wie ökonomischer 
Rationalität. Wirtschaftliche Integration strebt danach, die mikro- und makroökonomischen 
Rahmenbedingungen, die sich innerhalb einer marktwirtschaftlich organisierten nationalen 
Volkswirtschaft als effizient erwiesen haben, auf die internationale Ebene zu ilbertragen. 
Durch den Abbau von Handels- und Mobilitätshindernissen zwischen segmentierten Märk-
ten sollen Handel und Faktorwanderungen erleichtert, die wirtschaftliche Effizienz gesteigert 
und so allen Marktteilnehmern Wohlstandsgewinne ermöglicht werden. Neu gegentiber einer 
Freihandelszone ist im Gemeinsamen Wirtschaftsraum die durch flankierende MaBnahmen 
ergänzte vollständige Personenfreizilgigkeit. Mit ihrer 40jährigen Erfahrung im Gemeinsa-
men Nordischen Arbeitsmarkt haben die nordischen Länder Europa in dieser Beziehung eini-
ges voraus. Insbesondere hat sich gezeigt, daB es im Norden trotz weitestgehender Beseiti-
gung aller Mobilitätsschranken zu keinen Massenwanderungen kam. Eher ist heute die man-
gelnde (räumliche und qualifikationsmäBige) Mobilität der Arbeitskräfte zu einem Problem 
geworden. 
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Ökonomische Integration steigert Wohlstand und Effizienz, verschärft aber auch die Not-
wendigkeit, Wirtschaftsstandorte im Wettbewerb um mobile Produktionsfaktoren internatio-
nal attraktiv zu erhalten. Mehr denn je sind heute Regierungen gefordert, durch Bereitstellung 
wettbewerbsfähiger Rahmenbedingungen MW -  zu sorgen, daB sie ftir mobile Produktions-
faktoren attraktiv bleiben und immobile Arbeitskräfte nicht zur Auswanderung gezwungen 
werden. Mit seinem Beitrittsgesuch an die Europäischen Gemeinschaften hat Finnland vor-
erst gezeigt, daB es gewillt und bereit ist, sich dieser Herausforderung zu stellen. Die Erfahrun-
gen mit der nordischen Zusammenarbeit diirften ihm dabei von Nutzen sein. Kurzfristig 
könnte der Abbau von noch bestehenden Rigiditäten auf dem Arbeitsmarkt dazu beitragen, 
daB notwendige Anpassungsprozesse nicht zu einem dauerhaften Anstieg der gegenwärtig 
hohen strukturellen Arbeitslosigkeit ftihren. ■ 
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Anmerkungen 

1  Vergl. z. B. Straubhaar (1988) sowie Fischer/Lynch (1993). 

2  Zum Konzept des institutionellen Wettbewerbs vergleiche Jones (1980), Giersch (1989) oder Siebert/Koop (1992). 

3  Dynamischer Wettbewerb hat bereits Schumpeter als Motor des technischen Fortschritts erkannt und berschrie-
ben. Vergl. z. B. Schumpeter (1964). 

4  Einer Wiirdigung des Abkommens von 1954 ist NU A (1979) gewidmet. Die Publikation ist nur in Schwedisch 
erschienen. Das Abkommen iiber den Gemeinsamen Nordischen Arbeitsmarkt wurde verschiedentlich ergänzt 
und 1982 total revidiert. 

5  Die Abkommen im medizinischen Bereich beriihrten 1989 insgesamt 767 in einem anderen als ihrem Heimatstaat 
tätige nordische Personen. 235 davon waren Ärzte oder Ärztinnen. Mit 412 Personen lebten ilber die Hälfte aller 
von den medizinischen Spezialabkommen Betroffenen in Norwegen. Norwegen fand vor allem Krankenschwe-
stern in Schweden (114 Pers.), aber auch in Dänemark (89). 46 der in Norwegen praktizierenden Ärztinnen und 
Ärzte stammten aus Dänemark. 120 dänische Ärztinnen und Ärzte arbeiteten in Schweden. Insgesamt lebten in 
Schweden 223 ausländische medizinische Arbeitskräfte nordischer Herkunft. In Dänemark kamen 1989 von den 92 
unter das nordische Abkommen im medizinischen Bereich fallenden Personen 51 Prozent aus Schweden und 33 
Prozent aus Norwegen, nur 4 Prozent waren Ärzte. 11 Prozent waren Zahnärzte. In Finnland stammten von nur 40 
im medizinischen Bereich tätigen nordischen Einwanderer 37 aus Schweden, zwei davon waren Ärzte (Nord, 1990). 

6  Föl-  eine Analyse der Ursachen und Wirkungen der plötzlichen Auswanderungswelle von Finnland nach Schweden 
1968-72 vergleiche Fischer/Straubhaar (1994). 

7  Das in Helsinki geschlossene Abkommen von 1973 ilber die Zusammenarbeit von Finnland und Schweden in 
Migrations- und Informationsfragen wurde zu einem Hauptgrund fur die Totalrevision des Arbeitsmarktvertrages 
von 1954 im Jahre 1982. Auf ihm basieren diverse spätere nordische Spezialerlasse zu diesem Gebiet. Das bilaterale 
Ubereinkommen zwischen Schweden und Finnland wurde 1984 erneuert. 

8  Zu Fragen des frilhen Nordischen Arbeitsmarktes und zu den damaligen nationalen Migrationspolitiken siehe 
Majava (1977), von dem auch ein Ubersichtsartikel in deutscher Sprache erschienen ist (Majava, 1978), und filr eine 
vertiefte Darstellung des gegenwärtigen Standes Fischer/Straubhaar (1994). 

9  FUr eine weiterfiihrende Analyse vergleiche Fischer/Straubhaar (1994). 

10  Vergleiche hierzu Fischer/Straubhaar (1994). 

11  Soweit nicht anders vermerkt, beziehen sich alle makroökonomischen Daten auf OECD, 1993. 

12  vergl. z. B. Nyberg (1980); Erikson (1988); Lundborg (1990) , Fischer (1992) sowie Fischer/Straubhaar (1994). 
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Snellman 
und die 
sicherheits- 
politische 
Tradition 
Finnlands 

D er EinfluB J. V. Snellmans (1806-1881) auf die finnische Auffassung vom Staat und auf das 
finnische sicherheitspolitische Denken ist vielleicht gröBer als der EinfluB irgend eines 

anderen Denkers. Jene Auffassung vom Staat, die er formuliert hat, wurde in die finnische 
Staatsverfassung aufgenommen und „die auBenpolitischen Grundsätze", die er auch formu-
liert hat, fanden nach dem Zweiten Weltkrieg ihren Niederschlag in der Politik der Staatspräsi-
denten Paasikivi (1946-56) und Kekkonen (1956-81). Auch die Politik Staatspräsident Koivi-
stos richtete sich bis Anfang der 90er Jahre nach der im Denken Snellmans grtindenden Tradi-
tion. 

Die These meines Artikels ist klar. Sie besagt, daB das sicherheitspolitische Modell Snell-
mans Anfang der 90er Jahre aufgegeben wurde, weil die finnische Regierung sich vom rus-
sisch-finnischen Vertrag Tiber Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand 
lossagte und dann im März 1992 den Antrag auf EG-Mitgliedschaft einreichte. 

Jene sicherheitspolitische Tradition, die im Denken Snellmans fuBt, wird in diesem Referat 
mit dem Ausdruck „loyaler Separatismus" bezeichnet. Als Synonym wird die Bezeichnung 
„begrenzte Anpassung in der Beziehung mit RuBland" verwendet. 

Snellman entwarf den „loyalen Separatismus" im Jahre 1863. Sein Grundgedanke war, daB 
sich Finnland gegen den russischen Kaiser loyal, aber gegen RuBland separatistisch verhalten 

Dieses Modell war von 1863 bis zur Unabhängigkeitserklärung Finnlands im Jahre 
1917 die leitende „auBenpolitische" Denkweise. Ein paar Jahrzehnte nachdem Finnland selb-
ständig geworden war (also in den 20er und 30er Jahren), wurde eine AuBenpolitik, wie sie der 
Denkart Snellmans entsprach, nicht betrieben. Die Ursache dazu war, daB Finnland, das von 
RuBland frei geworden war, mit der von den Bolschewiken beherrschten Sowjetunion nichts 
zu schaffen haben wollte. 

Der loyale Separatismus kehrte nach dem Zweiten Weltkrieg wieder. Der Grund hier-
fiir war der Umstand, daB Finnland wieder in die EinfluBsphäre der Sowjetunion geraten 
war. Zwischen 1944 und 1990 war die finnische auBenpolitische Fiihrung loyal gegen Moskau, 
aber separatistisch in ihrem Verhältnis zu der Sowjetunion und dem Warschauer Pakt. 
Dieses auBenpolitische Modell wurde also - wie schon erwähnt - aufgegeben, als die Sowjet-
union zusammenbrach und die finnische Regierung den Antrag auf EG-Mitgliedschaft ein-
reichte. 

Die Änderung der Orientierung der finnischen AuBen- und Sicherheitspolitik bedeutet vor 
allem eine veränderte Fokussierung. Während sich die Fokussierung der finnischen AuBen-
politik im Kalten Krieg auf die Sowjetunion bezog, liegt der Brennpunkt jetzt in der Europa- 
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Politik. Europa mul3 jedoch im weiten Sinne aufgefaBt werden, d. h., Osteuropa und RuBland 
milssen mit einbezogen werden. 

Gegenwärtig sind die zentralen Pfeiler der finnischen Sicherheitspolitik die folgenden: 
erstens, daB Finnland die auBen- und sicherheitspolitischen Ziele des Maastrichter Vertrages 
gutheiBt; zweitens, daB Finnland willens ist, eine glaubwiirdige nationale Verteidigungsfåhig-
keit zu erhalten; drittens, daB Finnland bereit ist, alle sicherheitspolitischen Alternativen zu 
erwägen, eine Mitgliedschaft in der WEU und in der NATO mit einbegriffen. Heute jedoch 
hat Finnland als Ausgangslage eine militärische Btindnislosigkeit. 

Die Neutralität und jene Tradition, 
die im Denken Snellmans grLindet 

Die Neutralität Finnlands hat keine langjährige Tradition, wenn auch die herrschende Mei-
nung das Gegenteil behauptet. In der Ära der Autonomie strebte Finnland nicht nach Neutra-
lität. Die Neutralität war auch nicht das Ziel in der Zeit zwischen den Weltkriegen, denn die 
finnische auBenpolitische Fiihrung tat ihr Bestes, ftir Finnland eine Stiltze zu finden, seien es 
die Anrainerstaaten der Sowjetunion, sei es Skandinavien, sei es der Völkerbund, sei es 
Deutschland, sei es ein Arrangement zwischen Finnland und Schweden. 

In der Geschichte der AuBenpolitik Finnlands hat das Tauziehen zweier Richtungen, deren 
Unterschied in ihrem Verhalten zu RuBland lag, einen wesentlich höheren Stellenwert beses-
sen als die Neutralität. Einerseits ist die finnische AuBenpolitik durch jene Forderung nach 
Anpassung und Loyalität, die am deutlichsten von J. V. Snellman formuliert wurde, beein-
fluBt worden, anderseits hat die finnische AuBenpolitik Zilge des Protestierens und der Suche 
nach Hilfe gehabt. 

Das Modell des loyalen Separatismus oder der begrenzten Anpassung ist in der AuBenpoli-
tik Finnlands vorherrschend gewesen, aber ohne zeitweises Protestieren wäre die finnische 
AuBenpolitik nicht funktionsfåhig gewesen und der finnische Staat hätte seine Selbständig-
keit eingebtiBt. 

Wenn auch die Neutralität als auBenpolitische Denkart sich erst nach 1956 in Finnland 
durchsetzte, kann man feststellen, daB die Neutralität als Idee während mehr als hundert 
Jahren in Finnland immer wieder aufgetaucht ist. 

Die erste Diskussion Tiber die Neutralität 
Die erste Diskussion tiber die Neutralität fand im Jahre 1863 statt. Im Hintergrund der Dis-

kussion standen einerseits die Veränderung der Stellung Finnlands, anderseits die Tatsache, 
daB sich gerade in der Mitte des 19. Jahrhunderts die Neutralität in Europa im Vorriicken 
befand. 

Der kräftige Aufstieg der Neutralität zu einem oft erörterten und sehr geschätzten Tätig-
keitsmodell ist deswegen tiberraschend, weil in den Napoleonischen Kriegen die Neutralität 
tiberhaupt nicht respektiert wurde. Damals wurden sowohl die Neutralität der Staaten als 
auch die Abkommen tiber Schiffahrt gebrochen. Unter anderem die Schweiz muBte ihre Neu-
tralität aufgeben, als zuerst die Franzosen und danach die Österreicher groBe Teile der 
Schweiz besetzten. 1  

Das einzige neutrale Land, dem es gelang, sich aus den Kriegshandlungen herauszuhalten, 
waren die Vereinigten Staaten von Amerika, die sich 1793 ftir neutral erklärt hatten. Eine oft 
vergessene Tatsache ist gerade, daB die Vereinigten Staaten im 19. Jahrhundert durch ihr Bei-
spiel die Entwicklung der Neutralität förderten. 

Was die Kodifizierung der Neutralität - die Aufzeichnung der Gesetze und die Neutrali-
tätserklärungen - betrifft, war das 19. Jahrhundert generell eine ereignisreiche Zeit. Im Jahre 
1815 wurde auf dem Wiener KongreB die dauernde Neutralität der Schweiz anerkannt; 2  im 
Jahre 1839 wurde Belgien und im Jahre 1867 wurde Luxemburg ftir neutral erklärt. Sogar Nor-
wegen wollte den Status der dauernden Neutralität. Daraus wurde jedoch nichts, weil Schwe-
den, das mit Norwegen in einer Union verbunden war, jenen Gedanken nicht billigte. 3  Auch 
im Bereich Seerecht wurde der Begriff Neutralität ausgefeilt. 4  
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Vom Blickwinkel der finnischen „auBenpolitischen" Diskussion betrachtet, war es wichtig, 
daB die Neutralität in jener Zeit den kleinen armen Ländern einen Ausweg aus dem Elend der 
Kriege zu bieten schien. Auch der Umstand, daB Schweden in den dreiBiger Jahren des 
19. Jahrhunderts anfing, eine Neutralitätspolitik zu betreiben, war äuBerst bedeutungsvoll. 

Der EinfluB des Krimkrieges auf die Diskussion in Finnland war ebenfalls groB. Dieser 
Krieg hatte gezeigt, daB Finnland in Kriege zwischen den GroBmächten hineingezogen wer-
den konnte. Die Zeit nach diesem Krieg war aul3erdem wegen des gesellschaftlichen und gei-
stigen Klimas von Bedeutung. Damals war Finnland aufgeschlossen fiir einen europäischen 
EinfluB und europäische liberale Ideen, die den Freihandel hervorhoben. Liberale Ideen waren 
Mode in Europa. Die Diskussion beschäftigte sich mit der Beziehung zwischen Finnland und dem 
russischen Kaiser und mit den Grundprinzipien fiir die Beziehungen mit dem Ausland. 5  Man 
kann behaupten, daB die Öffnung Finnlands im Verhalten zur ilbrigen Welt die Tradition der 
finnischen auBenpolitischen Diskussion, die bis zum heutigen Tag besteht, einleitete. 

Einer der wichtigsten Diskussionsgegenstände war die Frage der Existenz eines finnischen 
Staates. In ihrer extremsten Form betonte die eine Richtung, daB Finnland ein ,innerlich sou-
veräner" Staat sei, der eigene Gesetze und einen eigenen politischen Status habe. Diesem 
Argument nach griindete der Status Finnlands auf die Versicherung des russischen Kaisers 
von 1809, mit der er Finnland die Erlaubnis gegeben hatte, die schwedische Rechtspraxis bei-
zubehalten. Mit anderen Worten: Finnland war nicht mehr eine Provinz wie zuvor, als Finn-
land ein Teil Schwedens war, sondern ein Staat, der dem russischen Kaiser unterstellt war, 
aber eigentlich nicht zu RuBland gehörte. 

Der entgegengesetzten, russischen Auffassung von Finnland gemäB war Finnland gar kein 
Staat, sondern ein autonomes Gebiet, das jedoch ein unzertrennlicher Teil RuBlands war, 
wenn es auch eigene Privilegien hatte. 

In der inländischen Diskussion um Finnland entstanden neue Gruppen, die sich nicht nur 
hinsichtlich der „auBenpolitischen Fragen", sondern auch hinsichtlich der Nationalitätsfrage 
unterschieden. Die sogenannten Fennomanen betonten die Verbindungen mit dem finni-
schen Volk und sie waren froh, daB Finnland von der Verbindung mit Schweden losgekom-
men war. Die Liberalen wiederum betonten die Verbindungen mit Schweden und verhielten 
sich zu den Russen abweisend. 

Dies war der Hintergrund bei der „Diskussion Tiber die Neutralität", die im Jahre 1863 wäh-
rend des polnischen Aufstands stattfand. Auf der einen Seite standen die Liberalen. Eines 
ihrer Hauptziele war die Vermehrung der Ellbogenfreiheit in der Beziehung mit RuBland und 
ihr anderes Hauptziel war die Festigung der Beziehungen zwischen Finnland und Schweden. 
Auf der anderen Seite standen die Gefolgsleute Snellmans, die Fennomanen, die davor warn-
ten, die momentane Schwäche RuBlands auszunutzen. 

Die Diskussion wurde von der Zeitung „Helsingfors Dagblad" im April 1863 eingeleitet, 
indem sie vorschlug, daB Finnland fiir neutral erklärt werden sollte. Der Artikel war kiihn und 
phantasievoll. 6  Phantasievoll, weil er Finnland mit Belgien und der Schweiz verglich, deren 
Neutralität auf internationalen Verträgen basierte, und weil sich die Zeitung einbildete, daB 
der schwedische König Karl XV. die Initiative zur Neutralitätserklärung ergreifen könnte. 7 

 Zur Neutralität gehörte nach der Analyse der Zeitung auch ein gewisses MaB an Entmilitari-
sierung - ein Gedanke, der zweifelsohne die Folge der 1856 verwirklichten Entmilitarisierung 
Älands war. 8  

Der Vorschlag der Zeitung hatte keine Chancen verwirklicht zu werden. RuBland hatte 
gerade begonnen, mehr Truppen nach Finnland zu verlegen, um sich wegen der zugespitzten 
internationalen Lage vor etwaigen Uberraschungen zu schiltzen. 

Die Initiative erregte jedoch in Finnland beträchtliches Aufsehen. Zahlreiche Zeitungen 
nahmen an der Diskussion teil. U. a. „Åbo Underrättelser" erörterte die Umstände, unter 
denen die „Neutralisierung" Finnlands gelingen wiirde. 9  

Der gewichtigste Beitrag kam von J. V. Snellman, der sich mit seinem beriihmten Artikel 
„Krieg oder Frieden fiir Finnland" in die Diskussion einschaltete. 10  Snellmans These war klar; 
eine Neutralität wiirde dem Verhältnis zum russischen Kaiser nur Schwierigkeiten machen, 
die schlieBlich Finnland ins Verderben stiirzen wiirden. Deshalb milsse Finnland statt der 
Neutralität die Loyalität betonen. 
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In der damaligen geschichtlichen Situation traf Snellmans Analyse zu. Finnland konnte 
sich nicht fiir neutral erklären, weil Finnland von der Macht des russischen Kaisers abhängig 
war und weil Finnland eventuelle Racheakte des Kaisers beftirchten muBte. Es ist jedoch 
interessant festzustellen, daB Snellman die Neutralität anderer Staaten auch nicht guthieB. Er 
hatte zum Beispiel tiber die Schweiz nichts Gutes zu sagen. Die Idee eines Staates, der ein 
Gebilde dreier Sprachgruppen ist, paBte nicht in seine Lehre vom Staat. Der Staat mtisse der 
Ausdruck einer Sprache, einer Idee und eines Nationalgeistes sein. 11  

Snellmans Beitrag in der Zeitschrift „Litteraturbladet" beendete die Diskussion tiber die 
Neutralität nicht. Unter anderem die Zeitung „Helsingfors Dagblad" setzte sie fort und fragte 
rhetorisch: „Warum könnte Finnland nicht ebenso frei werden von Kriegen und Streitigkeiten 
anderer Länder wie die Schweiz und Belgien?" 12 Jene Argumente hatten aber nach der Schelte 
Snellmans wenig Bedeutung. Die Loyalität zum russischen Kaiser, die Snellman dargelegt 
und begrtindet hatte, wurde zur nationalen Linie. 

Diese Diskussion, in der Snellman also die Oberhand gewann, wurde mehr als einhundert 
Jahre später ins Blickfeld gertickt, als Staatspräsident Urho Kekkonen in seinen Reden darauf 
hinwies. Er sah die Denkweise Snellmans als einen Ausgangspunkt ftir die Neutralitätspolitik. 
Das erstaunliche an Staatspräsident Kekkonens Deutung ist, dal3 er einen Diskussionsbeitrag, 
womit Snellman also die Neutralität zugunsten der Loyalität ablehnte, zur Richtschnur der 
finnischen Neutralitätspolitik nahm. 

Snellmans Loyalität gegeniiber dem Osten war aber nicht uneingeschränkt. Sie war eine 
genau tiberlegte Haltung und ihr Gegenstand war der russische Kaiser - nicht Rul3land. Der 
Historiker Jussi T. Lappalainen hat Snellman einen „separatistischen Loyalen" genannt. 13  Die 
Bezeichnung trifft zu. Snellman war in seiner Beziehung zu RuBland Separatist: er wollte 
sowohl in politischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht Finnland nach und nach von RuB-
land wegrticken. In seiner Beziehung zum russischen Kaiser aber war er loyal. Snellman war 
der Ansicht, dal3 nur gute Beziehungen mit dem russischen Kaiser das Bestreben Finnlands, 
die finnische Sonderstellung zu befestigen, fördern könne. Diese Sonderstellung diirfe man 
nicht gefährden, indem man „Konjunkturpolitik" dann betriebe, wenn Rul3land schwach sei 
oder dessen Augenmerk auf etwas anderes gerichtet sei. Mit anderen Worten: man könne mit 
kluger Tätigkeit die Stellung Finnlands fördern, aber es habe keinen Zweck, eine Neutralität 
oder eine Unabhängigkeit zu diskutieren. Viel wichtiger sei die Sicherstellung der Autonomie 
sowie die Sicherung des Schulwesens, der finnischen Kultur und der finnischen Beamten-
schaft, welche ftir die Pflege des Nationalgeistes nötig seien. 

Die Nachgiebigkeitspolitik ändert sich 1890-1917 
Snellmans Lehren von den Beziehungen mit Rul3land wurden in den neunziger Jahren des 

19. Jahrhunderts erneut erörtert. Der Grund dazu war die Russifizierungskampagne, die von 
den russischen Beamten bis nach Finnland ausgedehnt wurde. Immer mehr Finnen waren 
der Meinung, dal3 die Nachgiebigkeitspolitik ungentigend sei. Es entstand eine Einteilung der 
Leute in Verfassungstreue und in Anhänger der Nachgiebigkeitspolitik. 

Die Verfassungstreuen beftirworteten den Widerstand. Man diirfe sich den Forderungen 
der Russen nicht filgen, sondern miisse sich durch entweder passiven oder aktiven Wider-
stand dagegen sträuben. 

Einer der bekanntesten Vertreter der Verfassungstreuen war Leo Mechelin." Mechelin 
wurde mit seinem in Französisch abgefaBten Werk „Precis du droit public de la Grand-duche 
de Finlande" (1886), das auch ins Deutsche und Russische tibersetzt wurde, international 
bekannt. Das Werk verktindete, daB Finnland ein Staat - keine Provinz - sei, weil Finnland 
eine eigene Gesetzgebung, eine eigene Verfassung und einen eigenen Staatshaushalt habe, 
die alle von RuBland getrennt seien. Das Werk erzilrnte sowohl die Petersburger Beamten als 
auch die finnischen Nachgiebigen.' 5  

Die Anhänger der Nachgiebigkeit, unter denen Yrjö Sakari Yrjö-Koskinen der einfluB-
reichste war, waren der Ansicht, daB Finnland keine Möglichkeit habe, sich der russischen 
Ubermacht zu widersetzen. Wenn auch Finnland seine autonome Stellung verlöre, wurde 
Finnland nicht verschwinden, solange der Nationalgeist, die Kultur und die eigene Sprache 
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eine starke Basis hätten. Als sich um die Jahrhundertwende die Russifizierungskampagne 
steigerte, begann jedoch das Konzept Yrjö-Koskinens, die Idee der politischen Nachgiebig-
keit, an Glaubwiirdigkeit zu verlieren. 

Da sich der Druck von seiten RuBlands vermehrte, hoben die drei Leiter der altfinnischen 
Partei, Agathon Meurman, E. G. Palm6n und J. R. Danielson-Kalmari, die „Giltergemein-
schaft" mit Yrjö-Koskinen auf. Ihre Analyse war, daB man die Linie der Nachgiebigkeit in dem 
Falle nicht verfolgen könne, wo RuBland die völlige Unterwerfung Finnlands erstrebe. 

Am deutlichsten wurde die neue begrenzte Anpassung durch J. R. Danielson-Kalmari for-
muliert und zwar 1901 in seinem Pamphlet „Mihin suuntaan" („In welche Richtung?"). 16  sei-
ner Ansicht nach könne man nur so lange die Anpassung fortsetzen, wie RuBland den Sonder-
status Finnlands erkenne. Solite eine „unsinnige Zerstörungslust" die Tätigkeit RuBlands 
bestimmen, hätten die Zugeständnisse Finnlands „keinen verniinftigen Zweck". Jedoch solle 
man keinen solchen Widerstand leisten, wie ihn die Verfassungstreuen befolgten, die sich auf 
die Grundsätze der Gesetzlichkeit stiitzten. Die Geschichte habe erwiesen, daB alle formellen 
Rechte ohne Erbarmen beiseite geschoben wiirden, wenn sie den jeweiligen Umständen nicht 
angemessen seien. 17  

Der loyale Separatismus wurde aber von Danielson-Kalmari nicht aufgegeben. - Man 
miisse zum russischen Kaiser gute Beziehungen haben, denn nur mit seiner Hilfe könne der 
finnische Sonderstatus wiederhergestellt werden. Es sei in erster Linie Sache der Beamten, 
die Briicke zum Kaiser zu bauen: sie miiBten so handein, daB die Bande nicht zerrissen. Das 
Volk dagegen diirfe sich nicht unterwerfen. Es musse bereit sein, passiven Widerstand zu lei-
sten, wenn nötig. Zugleich sei es wichtig, die ideellen Verbindungen zwischen Finnland und 
Europa zu pflegen. Das sei deshalb von Belang, weil ein kleines Land die geistigen Kraftreserven 
der grofien Staaten brauche, um sich zu entwickeln, und weil die finnische Gesinnung und die 
Idee der Nationalität nur in enger Wechselwirkung mit der europäischen Kultur und der euro-
päischen Bildungstradition zu einer Weltanschauung werden könnten. 18  

Juho Kusti Paasikivi (1870-1956) war in vieler Hinsicht ein Schiller Danielson-Kalmaris. 
Unter anderem verbrachte Paasikivi im Landhaus des Staatsrates Danielson-Kalmari in 
Vääksy viel Zeit und hörte seinen Ausfiihrungen zu. Als angehender altfinnischer Politiker 
nahm Paasikivi von Yrjö-Koskinen Abstand und hieB die Prinzipien der Pflege der Beziehun-
gen mit dem Osten, wie sie von seinem Lehrmeister Danielson-Kalmari formuliert worden 
waren, gut. Später, ais Paasikivi nach Ende des Zweiten Weltkrieges Ministerpräsident und 
dann im Jahre 1956 Staatspräsident geworden war, wurden die Gedanken Snellmans und 
Danielson-Kalmaris in seinem Wirken deutlich erkennbar. 

Die Selbständigkeit und die Westorientierung 
1917-1944 

In den 20er Jahren löste die nationale Selbständigkeit ein ausgeprägtes Bestreben aus, 
unabhängig zu werden. Von einem loyalen Separatismus konnte da keine Rede sein. Der rus-
sische Kaiser war tot und man sptirte kein Bediirfnis nach. Bezeugungen der Treue zum Osten. 
Man schimpfte gegen die Russen und man tadelte die Bolschewiken. Die Beziehungen zu 
Schweden waren auch nicht ausgewogen; Verbindungen mit dem alten Mutterland wurden 
verachtet. Am kompliziertesten war vielleicht dennoch die Einstellung zu Deutschland: viele 
der Anhänger des kaiserlichen Deutschland waren schockiert, weil Deutschland den Krieg 
verloren hatte und zu der zweifelhaften Weimarer Demokratie iibergewechselt war. Kurzum, 
in den 20er Jahren war es Mode, „Erzfinne", ein von anderen Menschen unabhängiger Be-
schluBfasser, zu sein. 

Auf die Dauer war die finnische Staatsfiihrung jedoch vom Alleinsein neben dem unbere-
chenbaren RuBland nicht angetan. Die Zusammenarbeit mit den Deutschen war während des 
Freiheitskrieges 1918 bedeutend. BekanntermaBen wurde damals in Finnland beschlossen, 
einen deutschen Prinzen zum König von Finnland zu machen. Der BeschluB konnte aber 
nicht verwirklicht werden, weil Deutschland mittlerweile den Krieg verloren hatte und Finn-
land im Jahre 1919 eine republikanische Regierungsform annahm. 
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Danach leitete Finnland eine Zusammenarbeit mit den baltischen Ländern und mit Polen 
ein. Diese Richtung wurde schon Anfang der 20er Jahre wieder aufgegeben, da sich u. a. Frei-
herr C. G. Mannerheim dagegen auflehnte. Der Grund dazu war, daB er und andere Politiker 
wegen dieser Richtung Schwierigkeiten mit RuBland beffirchteten. Solche Schwierigkeiten 
wurde man durch eine Kurskorrektur verhiiten. 

Darauf suchte Finnland bei dem Völkerbund Geborgenheit. Jene Zeitspanne währte bis in 
die 30er Jahre. Bald wurde offenbar, daB der Völkerbund nicht imstande wäre, die Sicherheit 
Finnlands wesentlich zu verbessern. Mithin faBte die finnische Regierung Anfang der 30er 
Jahre einen BeschluB Tiber die sogenannte Orientierung nach Skandinavien. 

Die Orientierung nach Skandinavien bedeutete eine Zusammenarbeit mit Schweden, Nor-
wegen und Dänemark. Die Zusammenarbeit wurde „Neutralitätszusammenarbeit" benannt, 
aber sie hatte auch eine militärische Dimension. Ziel der Zusammenarbeit war es, eine nordi-
sche, militärisch bewachte Zone der Neutralität zu schaffen: eine Zone, wo die Zusammenge-
hörigkeit so groB wäre, daB ein Angriff auf ein Mitglied der Zone als Aggression gegen sämt-
liche Länder der Zone angesehen werden wurde. 

BekanntermaBen miBgliickte die nordische „Neutralitätszusammenarbeit" völlig. Stalin 
griff Finnland an und Hitler eroberte Norwegen und Dänemark. Nur Schweden gelang es, 
sich aus dem Krieg herauszuhalten. 

Es ist in diesem Zusammenhang nicht nötig, die Geschichte unserer Kriege zu betrachten. 
Erwähnenswert sei nur, daB Finnland im sog. Fortsetzungskrieg (1941-1944) auf die Hilfe 
Deutschlands vertraute, die den Kampf gegen die Sowjetunion ermöglichte. Die Zusammen-
arbeit mit Deutschland endete - wie wir wissen - als Finnland 1944 den Waffenstillstand 
schloB. Danach erfolgte der Krieg in Lappland, in dem die Finnen die in Lappland stationier-
ten deutschen Truppen nach Norwegen vertrieben. 

Die Wiederbelebung der Gedanken Snellmans (1944-1992) 
Die Ftihrung der Republik Finnland muBte nach dem Zweiten Weltkrieg die nationale 

Strategie völlig ändern. Die Anlehnung an die skandinavischen Länder hatte den Krieg nicht 
verhtitet und Deutschland war nicht die richtige Hilfe gewesen. Man konnte die oppositio-
nelle Linie nicht fortsetzen. Die einzige realistische Möglichkeit war, die internationale Stel-
lung und die Sicherheit des Landes im Einvernehmen mit dem östlichen Nachbarn zu festi-
gen, wobei die ilberlieferten, von Snellman formulierten Mittel angewendet wurden. 

Das damalige Finnland, das selbständig war und vor einer Okkupation bewahrt blieb, kann 
man mit dem autonomen GroBherzogtum Finnland nicht direkt vergleichen. Dennoch erin-
nerte die Situation im Jahre 1944 an die letzten Jahrzehnte der Autonomie. In Finnland wurde 
die höchste Macht von der Kontrollkommission der Alliierten (in der Praxis von der Sowjet-
union) ausgetibt. Der Leiter der Kontrollkommission, Schdanow, stand Tiber dem finnischen 
Gesetz erhoben, gewissermaBen in einer Stellung, die jener des einstigen Generalgouver-
neurs glich. Der neue Machthaber hatte seine militärische Macht jenseits der Grenze und im 
Stiltzpunkt Porkkala. Diesmal versuchten die Russen nicht, die Finnen zu russifizieren. Statt 
dessen war die Vermehrung des Einflusses der kommunistischen Partei ein unverkennbares 
Ziel. Dies wurde dadurch unterstrichen, daB die Finnen vom Westen isoliert waren, ganz wie 
in der Zeit der Autonomie. Sie muBten „sich auf eigene Faust den Weg nach Hause bahnen"; 
so erklärte das englische AuBenministerium den britischen Mitgliedern der Kontrollkommis-
sion.'9  

Die Anpassung Paasikivis 
Durch die Person J. K. Paasikivis kehrte man in einer konkreten Weise zur Nachgiebigkeits-

politik zuriick. Gerade die Tatsache, daB Paasikivi ein Mann der Nachgiebigkeit war, was 
durch seine gedanklichen Voraussetzungen und seine Tätigkeit im Zweiten Weltkrieg (auBer 
einer zeitweiligen Orientierung auf Deutschland) hervorgeht, ermöglichte seine Wahl zum 
Ministerpräsidenten und zum Staatspräsidenten. Beim Ausbruch des sog. Winterkrieges 
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(1939) hatte er verlangt, daB die Unterhandlungen noch fortgesetzt werden sollten, obwohl die 
anderen Politiker einen Widerstand beftirworteten. In der Zeit zwischen dem Winterkrieg 
und dem sog. Fortsetzungskrieg hatte er Verbindungen zu Stalin hergestellt. 2° Während des 
Fortsetzungskrieges schlol3 er sich der oppositionellen Friedensbewegung an und begann als 
einer der ersten, die Notwendigkeit einer neuartigen AuBenpolitik zu verkiindigen. 

Als der Krieg vorilber war, machte Paasikivi die Theorien Danielson-Kalmaris von der 
Geopolitik und von den Beziehungen mit dem Osten zur Richtschnur seines Handelns. Die 
Finnen mul3ten noch einmal jene Tatsache akzeptieren, daB man weder durch Trotz noch 
durch tibertriebene Hervorhebung der Souveränität der Machtsphäre RuBlands entkommen 
konnte. Man brauchte Zeit, Geduld und vor allem: eine begrenzte Anpassung. Auch die Auf-
fassung von den legitimen Sicherheitsvorteilen - eine Auffassung, die vor allem Kekkonen 
hatte - kann man bis Paasikivis Lehrmeister Danielson-Kalmari zuriickverfolgen. Im Jahre 
1901 hatte Danielson-Kalmari eine Analyse vorgelegt, die zeigte, daB Finnland nicht gefährdet 
sei, falls Finnland verniinftig die Beziehungen mit dem Osten pflegen könne, denn „eine mit 
Gelassenheit vorgenommene geschichtliche Untersuchung fuhrt absolut zu der Auffassung, 
daB nur ein militärischer Gesichtspunkt, die Sorge um die Sicherheit der Hauptstadt und der 
nördlichen Grenzen des Reiches, nur dies allein fiir RuBland die Eroberung Finnlands wichtig 
machte". 21  Die Botschaft Paasikivis fiinfundvierzig Jahre später hatte denselben gedanklichen 
Inhalt - der einzige Unterschied lag darin, daB an Stelle der Eroberung Finnlands die Abtre-
tung Kareliens und Verpachtung von der Halbinsel Porkkala getreten waren. 

Die Verankerung Paasikivis in dem auBenpolitischen Tätigkeitsmodell der Zeit der Nach-
giebigkeitspolitik war so offenbar, daB man behaupten kann, daB mit ihm auch Danielson-
Kalmari, Yrjö-Koskinen und Snellman - drei Herren, die sich gegenseitig gekannt und die ein-
ander durch persönliche Freundschaftsbeziehungen ihre Theorien ilberliefert hatten, an die 
Spitze der Fiihrung unseres Landes emporstiegen. Besonders kann man behaupten, daB die 
von Danielson-Kalmari formulierte Doktrin der begrenzten Anpassung durch die Präsident-
schaft Paasikivis in die finnische Politik zuriickkehrte. Das war deswegen nattirlich, weil 
Paasikivi von Danielson-Kalmari seine auBenpolitischen Anschauungen erhalten hatte. Die 
Gelegenheit dazu hatte er sowohl in der finnischen Partei in Helsinki als auch im Landhaus 
des Staatsrates Danielson-Kalmari gehabt. 

Paasikivis Methode funktionierte, und die auBenpolitische Ellbogenfreiheit Finnlands ver-
mehrte sich Schritt um Schritt. Der Friedensvertrag wurde 1947 unterzeichnet und die Kon-
trollkommission verlieB Finnland. Die Entwicklung ging aber nicht in einer giinstigen Weise 
weiter: Anfang des Jahres 1948 schlug Stalin bekannterweise einen Vertrag Tiber Freundschaft, 
Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand vor. 

Den von Stalin vorgeschlagenen Vertrag hielt Paasikivi fiir unnötig und fiir nachteilig fiir 
Finnland. Aber Finnland konnte sich nicht weigern, darilber zu verhandeln, sonst wäre ein 
ernster Bruch mit der Sowjetunion erfolgt. Ziel Finnlands war es also, einen Vertrag zu errei-
chen, der die auBenpolitische Freiheit Finnlands nicht einengen, aber der Sowjetunion genii-
gende Garantien fiir  die Sicherheit ihrer Nordwestgrenze geben wurde. 

Der Zweck wurde prompt erreicht: der Vertrag wurde „ein Diktat Paasikivis", wie Kekko-
nen das witzelnd ausdriickte. Der Vertrag unterschied sich zugunsten der Finnen von den zwi-
schen der Sowjetunion und den osteuropäischen Ländern geschlossenen Verträgen sowohl 
hinsichtlich der Formulierung der Konsultationen als auch hinsichtlich der Definition des 
gegenseitigen Beistands. Ftir Stalin war das Zustandebringen eines neuen Vertragsnetzes, das 
schnell das ganze westliche Randgebiet decken wurde, wichtiger als ein Zank mit den Finnen 
Tiber die Formulierungen. Bei Bedarf wurde die Auslegung des Vertragstextes sowieso durch 
den stärkeren Vertragspartner entschieden. 

Der loyale Separatismus Kekkonens 
Paasikivis Nachfolger, Urho Kekkonen, billigte die Grundziige der AuBenpolitik seines 

Lehrmeisters: gute Beziehungen mit dem Osten und eine begrenzte Geftigigkeit. Sein Tätig-
keitsmodell unterschied sich jedoch in vielen Beziehungen von der AuBenpolitik seines Vor-
gängers. Einer der wichtigsten Unterschiede war die Tatsache, daB er durch Ausnutzung sei- 
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ner guten Beziehungen mit dem Osten anfing, die auBenpolitische Ellbogenfreiheit zu erwei-
tern - erst in Richtung Skandinavien, dann tiber die Freihandelsabkommen und den KSZE-
ProzeB in die Richtung einer allgemeineren europäischen Zusammenarbeit. Ein anderer gro-
Ber Unterschied war, daB Kekkonen vor engen (sogar auBergewöhnlichen engen) Beziehun-
gen zu den Leitern der Sowjetunion nicht zurtickscheute. Er hatte keine Angst davor, daB der 
EinfluB in beide Richtungen - von Helsinki aus in Richtung Moskau und von Moskau aus in 
Richtung Helsinki - zunehmen könnte, oder er rechnete damit, daB enge Beziehungen doch 
einträglich seien. Ein dritter groBer Unterschied war, daB Paasikivi als Staatspräsident die 
Bedeutung des Vertrags tiber Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand 
bagatellisierte, während Kekkonen dagegen jenen Vertrag zum Fundament seiner AuBenpoli-
tik machte. Er hob in allen Zusammenhängen dessen Bedeutung hervor und machte ihn zum 
Symbol der „Loyalität", die Finnland der Sowjetunion gegentiber hegte. 

Die AuBenpolitik Kekkonens war in der Ära Chruschtschow erfolgreich. Als Breschnew 
die Fiihrung iibernommen hatte, begannen die Dinge kompliziert zu werden. Ende der sech-
ziger Jahre hörte die Sowjetunion auf, die Neutralität Finnlands anzuerkennen und fing an, in 
verschiedener Weise Druck auf Finnland auszutiben. In dieser Situation war es vonnöten, sich 
zu Moskau so zu verhalten, wie Finnland zu St. Petersburg in der Ära der Autonomie. 

Kekkonens auBenpolitisches Tätigkeitsmodell kann man offenbar als eine neue Anwen-
dung des loyalen Separatismus Snellmans betrachten. Man kann in Kekkonens Denken alle 
Faktoren finden, die im auBenpolitischen Denken Snellmans wichtig sind. Snellman war dem 
Kaiser gegentiber loyal, aber dem russischen Staat gegentiber ein Separatist. Kekkonen war 
der Moskauer Ftihrungsspitze gegeniiber loyal, aber der Sowjetunion gegentiber ein Separa-
tist. Snellman versuchte, zwischen Polen und Finnland einen Unterschied zu machen, Kek-
konen wiederum machte einen Unterschied zwischen Finnland und allen osteuropäischen 
Ländern. Persönliche Beziehungen zum Gebieter, Vertrauen zwischen dem Gebieter und 
Finnland und die Forderung nach einer einstimmigen AuBenpolitik findet man sowohl in 
Snellmans Denken als auch in Kekkonens Denken. Beiden gemeinsam war auch, daB sie den 
Aufstieg des Ostens weissagten. Snellman äuBerte schon um 1840 herum die Ansicht, daB die 
slawischen Völker aller Wahrscheinlichkeit nach in Europa die Hegemonie erlangen wtirden. 
Kekkonen wiederum glaubte noch nach 1970, daB die Sowjetunion ftir den Westen eine sehr 
starke und immer mehr zunehmende wirtschaftliche und politische Herausforderung bedeu-
ten wtirde. 

Die Kongruenz der Ära Kekkonen und der Ära Snellman erstreckt sich tiber die persönli-
che Denkweise hinaus auch auf die Strukturen der Beziehungen mit dem Osten. Die wichtig-
ste dieser Kongruenzen war vielleicht das Festklammern an einen einzigen Vertrag, der ftir die 
Nation wichtig war. In der Ära der Autonomie fungierte die Versicherung des russischen Kai-
sers von 1809 als ein solcher Vertrag. In der Ära Kekkonen war es der Vertrag iiber Freund-
schaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand. 

Diese Obereinktinfte unterscheiden sich untereinander: die Versicherung des Kaisers von 
1809 war von Anfang an ein Versprechen, daB die Stellung unseres Landes nicht geändert 
werden wiirde und deswegen den Finnen angenehm. Der FZB-Vertrag war eine Akte, die die 
auBenpolitische Ellbogenfreiheit verminderte und deswegen den Finnen unsympathisch war. 
Trotz der groBen Unterschiede hatten jene Obereinktinfte einen gemeinsamen Zug: sie kon-
trollierten das offizielle Verhältnis zwischen Finnland und seinem östlichen Nachbarn. 
Wegen dieser gemeinsamen Funktion erhielten beide ftir die finnischen Auslandsbeziehun-
gen eine hervorgehobene, groBe Bedeutung. Die Frage galt nicht nur dem Text der Oberein-
kiinfte, sondern der Auslegung des Textes. 

Die Finnen verstanden nicht sofort, daB in jenen Obereinkiinften Möglichkeiten steckten. 
Finnland versptirte erst in den sechziger Jahren des neunzehnten Jahrhunderts, daB es ein 
Staat sei, nachdem es eingesehen hatte, daB es eigene Gesetze besaB, die der russische Kaiser 
in seiner Versicherung gebilligt hatte. Finnland war erst imstande, sich als neutral zu definie-
ren, als es die Halbinsel Porkkala zurtickbekommen hatte, obwohl „die Idee der Neutralität" 
nach Kekkonens Auffassung schon in der Präambel des FZB-Vertrags enthalten ist. 

Die Möglichkeit, eine neue Stellung zu erlangen, war jedoch nicht ausreichend. Am Ende 
der Ära der Autonomie gab es ein Tauziehen zwischen Finnland und St. Petersburg, ob die 
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Versicherung des Kaisers von 1809 ausreichte, Finnland zu einem „innerlich souveränen 
Staat" zu machen. Der Standpunkt in St. Petersburg war, daB Finnland keinen Sonderstatus 
hatte. In Finnland war man anderer Meinung. Hundert Jahre später fand ein ähnliches Tau-
ziehen um die Neutralität Finnlands statt. Nachdem die Sowjetunion Ende der sechziger 
Jahre aufgehört hatte, vorbehaltslos die finnische Neutralität anzuerkennen, begann eine Dis-
kussion, die die Neutralität und den FZB-Vertrag einander entgegensetzten. Die Finnen 
sahen darin keinen Widerspruch. Die Sowjetunion sah einen Widerspruch: der FZB-Vertrag 
sei erstrangig, die Neutralität sei fiir Finnlands Teil höchstens ein „Streben". 

Gemeinsam fiir diese Zeitläufte waren die zahlreichen Artikel, die von Pseudonymen 
unterzeichnet waren. Die Pseudonyme Komissarov, Liimatainen und Pohljobkin der Ära 
Kekkonen ähnelten sehr den Pseudonymen Kuohari, Kekäläinen und Katkov der Ära der 
Autonomie. Beiden Epochen gemeinsam war die Verwendung Finnlands durch die Russen 
als Versuchsobjekt, sooft die Beziehungen ohne Störungen waren; die „Schaufensterpolitik" 
Alexanders II. und Breschnews Idee von Finnland als Beispiel der friedlichen Koexistenz sind 
schlieBlich nicht weit voneinander entfernt. 

Man hat Urho Kekkonen einer Ubertriebenen Nachgiebigkeit den Russen gegen -U.13er 
bezichtigt. Man hat von der Finnlandisierung gesprochen und behauptet, daB die Wirkungen 
der VerbrUderung fiir Finnland schädlicher gewesen seien, als was man zu Kekkonens Zeiten 
zugeben wollte. 22  Es gibt sicher eine Grundlage fiir solche Behauptungen. Trotzdem darf man 
nicht vergessen, daB sich Kekkonen immer den Zielen der Sowjetunion widersetzte, wenn er 
sie als gefährlich fiir die internationale Stellung Finnlands betrachtete. Er drohte damit, sein 
Amt niederzulegen, falls das Wort Neutralität nicht in die Kommuniqu6s des Jahres 1971 auf-
genommen werden wurde. (Später muBte Kekkonen freilich nachgeben.) Er setzte trotz des 
Widerstands Breschnews den finnischen EEC-Freihandelsvertrag durch. Er gab dem Bot-
schafter der Sowjetunion den LaufpaB, weil dieser versucht hatte, direkten EinfluB auf die 
Innenpolitik auszutiben. Und er lehnte 1978 den Vorschlag der Sowjetunion ab, gemeinsame 
Manöver abzuhalten. (In dieser Hinsicht war er mithin erfolgreicher als Snellman, in dessen 
Amtsperiode die finnischen Verbände an gemeinsamen GefechtsUbungen teilnehmen muB-
ten.) Man darf auch nicht vergessen, daB Kekkonen die Nachgiebigkeit dem Osten gegentiber 
mit seiner aktiven, in westliche Richtung gehenden Tätigkeit ausbalancierte. 

Die Präsidentschaft Koivistos ab 1982 
Mauno Kovisto wurde im Jahre 1982 unter solchen Umständen zum Staatspräsidenten 

gewählt, die fur finnische Verhältnisse auBergewöhnlich sind: diese Wahl war die erste nach 
dem Zweiten Weltkrieg, die die Sowjetunion nicht zu beeinflussen versuchte. Man wuBte 
damals, daB Koivisto kein Favorit der Sowjetunion war. 

Als Koivisto Staatspräsident geworden war, begann er in der finnischen AuBenpolitik die 
Kontinuität zu betonen. Er konstatierte, daB er nicht zulassen werde, daB das Erbe Kekkonens 
und Paasikivis ruiniert werde. Darauf entschloB er sich 1983 schon mehrere Jahre vor dem 
Erlöschen des FZB-Vertrags, diesen zu erneuern. Die Betonung dieser Kontinuität wird ver-
ständlich, wenn man bedenkt, daB ebenderselbe Breschnew, der in den siebziger Jahren ver-
sucht hatte, Finnland die Neutralität zu nehmen, immer noch in der Sowjetunion die FUh-
rung innehatte. 

Als Gorbatschow an die Macht gekommen war, wurde die Stellung Finnlands allmählich 
besser. Die Sowjetunion brauchte Finnland nicht mehr als Vermittler zwischen Ost und West 
oder als Musterbeispiel der „friedlichen Koexistenz". Das neue Verhalten der Sowjetunion zu 
Finnland kam während des Besuchs, den Gorbatschow im Oktober 1989 in Finnland machte, 
auf konkrete Weise zum Vorschein. In einer Rede in der Finlandia-Halle erkannte Gorba-
tschow die finnische Neutralität an. Die Sowjetunion hatte in der Ära Breschnew nicht darin 
eingewilligt, dies vorbehaltslos zu tun. Zugleich stellte Gorbatschow allerdings fest, daB der 
FZB-Vertrag immer noch von Bedeutung sei. 

Das Jahr 1989, das Jahr der Veränderungen in Europa, fiihrte auch eine Änderung der 
auBenpolitischen Doktrin Finnlands herbei. Während die Freiheit der auBerpolitischen Tätig-
keit frilher durch neue SchachzUge erweitert worden war, ohne die alten Strukturen anzu- 
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tasten, nahm sich die auBenpolitische Ftihrung Finnlands nach dem verriickten Jahr Europas 
die institutionalen Grundstrukturen der AuBenpolitik, den Pariser Friedensvertrag (1947) und 
den FZB-Vertrag (1947), vor. Im September 1990 bekundete die finnische Regierung einseitig, 
daB die militärischen Einschränkungen des Friedensvertrags ihren Sinn verloren hätten, und 
stellte fest, daB die Anspielung auf Deutschland im FZB-Vertrag in sachlicher Hinsicht veral-
tet sei. 

Man hatte sich den Zeitpunkt genau iiberlegt: die MaBnahme wurde getroffen, nachdem 
Moskau der Wiedervereinigung Deutschlands zugestimmt hatte aber vor dem Tag der Wie-
dervereinigung. Falls Finnland länger gewartet hätte, wäre es der einzige europäische Staat 
gewesen, dessen Souveränität von einem Friedensvertrag der Nachkriegszeit noch eingeengt 
worden wäre. Betreffend die Beziehungen zwischen Finnland und der Sowjetunion ist wich-
tig, daB Finnland allein handelte, ohne sich zuerst mit Moskau zu beraten. Finnland zeigte so, 
daB es nicht länger Moskau brauchte, um eine gröBere Freiheit zu erlangen. 

Die alte Tradition der Gefilgigkeit wurde freilich nicht ganz aufgegeben. Zum Emanzipa-
tionsstreben der baltischen Länder und tiberdies zu anderen Erscheinungen des Zerfalls des 
sowjetischen Imperiums nahm Finnland eine äuBerst vorsichtige Haltung ein. Finnland war 
bestrebt, zusammen mit der Sowjetunion weiterhin den FZB-Vertrag zu erneuern, weil die 
Finnen glaubten, daB nur die auf Verträge gegriindete separatistische Loyalität auch in der 
Zukunft als Tätigkeitsmodell fungieren wurde. Ferner glaubten sie, daB eine neue Doktrin 
dann fiir eine Welt formuliert werden sollte, in der die Sowjetunion und die USA - also gar 
nicht Europa - immer noch die Entwicklung jenes Umfeldes bestimmen wtirden, in dem die 
finnische AuBenpolitik tätig ist. 

Man kann die finnische auBenpolitische Fiihrungsspitze kritisieren, weil sie so langsam rea-
gierte, aber dabei muB man in Betracht ziehen, daB das Grundkonzept der finnischen AuBen-
politik - die Neutralität im Kalten Krieg - keineswegs miBgliickt war. Finnland befand sich 
jetzt zum ersten Mal in seiner Zeit als Republik in einer Situation, in der es sein auBenpoliti-
sches Tätigkeitsmodell ändern muBte, obwohl seine nationale Strategie richtig gewesen war. 
Einen derartigen BeschluB zu fassen, ist natiirlich schwierig. 

Es steckt eine gewisse Ironie darin, daB die Neutralität im Kalten Krieg auf dieselbe Weise 
endete, wie die Autonomie seinerzeit: als sie schlieBlich ganz und gar erreicht wurde, fanden 
die Finnen sie unzulänglich. Es war an der Zeit, eine neue nationale Strategie und ein neues 
auBenpolitisches Tätigkeitsmodell zu suchen. 

Das Ende des loyalen Separatismus 
Nur drei Monate nach der Auflösung der Sowjetunion reichte Finnland im März 1992 sei-

nen Antrag zur Aufnahme in die EG ein. 
Obwohl sich Finnland während des Kalten Krieges stufenweise den westlichen Organisa-

tionen näherte, kann man den BeschluB, die EG-Mitgliedschaft zu beantragen, als eine der 
groBen Kurskorrekturen in der Geschichte der finnischen AuBenpolitik ansehen. Zugleich 
kann man jenen Schritt als das Ende der alten Nachgiebigkeitspolitik und des loyalen Separa-
tismus betrachten. Der BeschluB unterscheidet sich von frtiheren Kurskorrekturen darin, daB 
Finnland nicht von einer Nachgiebigkeitspolitik zur aktiven Opposition gegen den östlichen 
Nachbarn oder zur Suche nach Hilfe aus anderen Himmelsrichtungen tibervvechselt. Anstatt 
dem Osten den Riicken zu kehren, versucht Finnland, so wie mit anderen Ländern auch, gute 
Beziehungen mit dem östlichen Nachbarn zu pflegen. Vorteile und Ziele werden dabei einan-
der angepaBt und die gtinstigsten Methoden, die Ziele zu erreichen, werden abgewogen. 

■ 
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Wenn man heute den Auftrag bekommt, ilber Europa nach dem Jahr 2000 zu sprechen, 
befindet man sich in einer schwierigen Situation. Gerade jetzt, in den ersten Jahren die- 

ses Jahrzehnts, befindet sich Europa an einem Scheideweg. Ob sich die Gemeinschaft zu 
einer Freihandelszone weiterentwickelt, oder ob am Ende der Entwicklung ein europäischer 
Bundesstaat steht, hängt von Entscheidungen ab, die in diesen Monaten getroffen werden. 

Seit langer Zeit erleben wir erstmals wieder leidenschaftliche Diskussionen ilber den richti-
gen Weg zur europäischen Einigung. Gegenstand dieser Auseinandersetzung ist der Vertrag 
von Maastricht. Wenn man die öffentliche Diskussion iiber diesen Vertrag verfolgt, kann man 
feststellen, daB Zustimmung und Ablehnung in fast allen Ländern Europas bei etwa 50 % lie-
gen. Die dänische Volksabstimmung ergab 50 % minus 1%. Ebenso knapp war die Zustim-
mung in dem französischen Referendum. Kurz darauf kam die Ablehnung des EWR-Vertra-
ges in der Schweiz und darauf das Gipfeltreffen von Edingburgh, welches erneut eine Per-
spektive fiir die letztendliche Ratifizierung des Vertrages eröffnete. Gleichzeitig machten 
jedoch die Regierungen einiger Mitgliedsländer deutlich, daB sie den Wil1en haben, gegebe-
nenfalis auch ohne Grol3britannien den Weg zur gemeinsamen Währung und zur Politischen 
Union weiterzugehen. Die knappen Abstimmungsergebnisse in Dänemark und Frankreich 
entsprechen jedoch auch der Stimmungslage der Wähler in vielen anderen Ländern der Euro-
päischen Gemeinschaft. Darum miissen sich die Verantwortlichen fragen, welche Grilnde die 
verstärkte Kritik an dem europäischen Einigungsweg hat. Nach meiner Uberzeugung ist es 
daraufzurtickzufiihren, daB sich die europäische Einigung zu Beginn dieses Jahrzehnts gewa1- 
tig beschleunigt hat. 

In den 70er und 80er Jahren dieses Jahrhunderts gab es keine wesentlichen Fortschritte, die 
flir die Biirger sichtbar geworden wären. Zwar wurden die Grundlagen ftir das europäische 
Währungssystem und den europäischen Binnenmarkt geschaffen, aber diese Entwicklungen 
wurden in der breiten Öffentlichkeit praktisch ilbersehen. Europa war nach wie vor ein gutes 
Sujet fur Sonntagsreden, aber keiner rechnete damit, daB hier wirklich wesentliche Verände-
rungen zu erwarten seien. Eurosklerose war das Wort, welches diesen Tatbestand am besten 
umschrieb. 

Die Schaffung des europäischen Binnenmarktes war das Signal zum Beginn der neuen Ent-
wicklung. Rechtzeitig zum 1. 1. 1993 wurden die Warenkontrollen zwischen den Mitgliedslän-
dern der Europäischen Gemeinschaft abgeschafft. Fiir die Personenkontrollen, insbesondere 
an Flughäfen, wird dieses Ziel am Ende dieses Jahres erreicht sein. Gleichzeitig läuft die Rati-
fizierung des Maastrichter Vertrages, wonach spätestens zum Ende dieses Jahrzehnts die 
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Währungsunion verwirklicht werden soll. Zur gleichen Zeit wird die Regierungskonferenz 
des Jahres 1996 vorbereitet. Dort sollen die Grundlagen ft:1r eine gemeinsame AuBen- und 
Verteidigungspolitik der Gemeinschaft verstärkt werden. 

Mancher gibt uns den Rat, doch etwas langsamer vorzugehen und diese Veränderungen 
nicht alle gleichzeitig anzustreben. Dabei darf man jedoch nicht vergessen, daB sich in diesen 
Jahren die ganze Welt in einem atemberaubenden Tempo grundsätzlich verändert hat. Wir 
erleben den Zusammenbruch des Kommunismus, die deutsche Einheit, das Auseinanderfal-
len der Sowjetunion und den schrecklichen BUrgerkrieg in Jugoslawien. Gleichzeitig wird 
deutlich, daB die Gemeinschaft in ihrer heutigen Gestalt nicht dazu in der Lage ist, diesen 
Herausforderungen zu begegnen. Wenn wir die Not und das Elend in unserer unmittelbaren 
Nachbarschaft sehen und gleichzeitig die Erwartungen vieler Menschen dort, die sich auf 
Europa richten, in Betracht ziehen, mesten wir eines feststellen: die Weiterentwicklung der 
Gemeinschaft geht nicht zu schnell vor sich, sondern zu langsam. 

Zurtick zu der Frage, wie das Europa des Jahres 2000 aussehen wird. Zunächst einmal wird 
es durch gemeinsame Grenzen nach auBen und offene Grenzen nach innen geprägt sein. Wir 
können davon ausgehen, daB die Errungenschaften des europäischen Binnenmarktes bis 
dahin in vollem Umfang in die Wirklichkeit umgesetzt sein werden. 

Die Zollschilder, die heute noch gelegentlich an den Grenzen zwischen Mitgliedsländern 
der Gemeinschaft zu sehen sind, werden endgiiltig verschwunden sein. An ihre Stelle sind die 
blauen Schilder getreten, die daraufhinweisen, daB hier ein jeweils anderes Land der Europäi-
schen Gemeinschaft beginnt. 

Zur Verwirklichung des Binnenmarktes gehört auch, daB Fliige zwischen Städten inner-
halb der Europäischen Gemeinschaft als InlandsflUge behandelt werden. Sicherheitsvorkeh-
rungen und Tarife werden bei einem Flug von Miinchen nach Paris nicht mehr anders sein als 
bei einem Flug von MUnchen nach Berlin. Ob dies bis dahin auch flir FlUge ab Basel gelten 
wird, wage ich nicht mit Sicherheit vorauszusagen. 

Eine der wichtigsten Errungenschaften des Binnenmarktes ist in der gegenseitigen Aner-
kennung der Ausbildungszeugnisse zu sehen. Wer in einem Mitgliedsland der Europäischen 
Gemeinschaft einen Beruf erlernt, wird diesen auch in den anderen Ländern der Gemein-
schaft ausUben können. Dadurch ergeben sich neue Chancen, gerade fUr junge Menschen. 

Handelshemmnisse ergaben sich in der Europäischen Gemeinschaft oft daraus, daB in den 
verschiedenen Mitgliedsländern unterschiedliche technische Normen galten. Derzeit werden 
gemeinsame technische Normen erarbeitet, und zwar im Rahmen eines neuen Verfahrens 
durch die europäischen Normeninstitute in weitgehender Selbstverwaltung der Wirtschaft. 

Auch im Bereich der Dienstleistungen hat der grenztiberschreitende Wettbewerb bereits 
begonnen. Banken und Versicherungen nutzen die Chance, ihre Dienste in allen Ländern der 
Europäischen Gemeinschaft anzubieten. Dasselbe gilt auch fur freie Berufe, wie z. B. Archi-
tekten, welche die Möglichkeiten erhalten, an Ausschreibungen in allen Ländern der 
Gemeinschaft teilzunehmen. 

Am 1. 1. 1993 wurde die Abwicklung der Mehrwertsteuer im grenztiberschreitenden Waren-
verkehr vom Zoll auf die Finanzämter Cibertragen. Derzeit stehen die Probleme und die 
Kosten der Umstellung im Vordergrund des Interesses. Es ist zu hoffen, daB es gelingen wird, 
das System bis zum Jahre 2000 von dem derzeitigen Bestimmungsland- auf das Ursprungs-
landp rinzip umzustellen. 

Die gröBten Schwierigkeiten erleben wir derzeit noch bei der Gewährleistung der inneren 
Sicherheit bei offenen Grenzen. Mögliche Sicherheitsverluste sollen ausgeglichen werden 
durch eine gemeinsame Sicherung der AuBengrenzen, Verstärkung der Zusammenarbeit zwi-
schen den Polizeibehörden der Gemeinschaft und die GrUndung eines europäischen Polizei-
amts (Europol) zur Bekämpfung von Drogen, Terrorismus und organisierter Kriminalität. 
Hier ist nicht die EG zuständig. Vielmehr haben sich die Mitgliedsländer mit ihrem Willen 
durchgesetzt, diese Probleme aus eigener Kraft durch zwischenstaatliche Abkommen zu 
lösen. Leider muB man feststellen, daB sie dabei versagt haben. Während die Gemeinschaft 
ihre Aufgaben weitgehend termingerecht bis zum 1. 1. 1993 gelöst hat, sind die zwischenstaatli-
chen Abkommen von Schengen und von Dublin noch nicht ratifiziert. Hier liegt flir uns eine 
der wichtigen Aufgaben, die wir in den nächsten Monaten und Jahren zu lösen haben. 
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Alte und neue Gemeinschaft 
Wenn man heute Tiber di6 Europäische Gemeinschaft und ihre Zukunft spricht, begegnet 

man immer wieder der Beffirchtung, diese könnte sich zu einem bilrokratischen Moloch wei-
terentwickeln. Der Bilrokratismus ist eine der Krankheiten unserer Zeit, und die Europäische 
Gemeinschaft hat den Ruf, dieser Gefahr noch mehr als andere ausgesetzt zu sein. 

Darum muB man die Frage stellen, wie Bilrokratismus in der Europäischen Gemeinschaft 
entsteht. 

Dabei gibt es eine Denkschule, die davon ausgeht, in Brtissel gäbe es eine ungeheure 
Anzahl tatendurstiger Kommissionsbeamter, die Tag und Nacht darilber nachsinnen, wie 
man die europäischen Biirger täglich mit neuen Richtlinien und Verordnungen der Europäi-
schen Gemeinschaft beglticken könne. An der Zahl der Beamten kann es jedoch nicht liegen. 
Es wird Sie verbltiffen zu hören, daB die Europäische Gemeinschaft weniger Mitarbeiter 
beschäftigt, als die Stadt Stuttgart. Während Kommission, Rat und Parlament etwa 20.000 
Menschen beschäftigen, sind es bei der Stadt Stuttgart 24.000. Dabei muB man zusätzlich 
beriicksichtigen, daB etwa ein Drittel der Mitarbeiter der Europäischen Gemeinschaft not-
wendigerweise als Dolmetscher und Ubersetzer beschäftigt sind. 

Oft sind es auch gar nicht die eifrigen Beamten der Kommission, sondern die der Mitglieds-
länder, die fiir umfangreiche und komplizierte Regelungen sorgen. Beispielsweise werde ich 
derzeit ilberall in meinem Wahlbezirk darauf angesprochen, daB aufgrund der ilbertriebenen 
strengen Hygienevorschriften der Europäischen Gemeinschaft zahlreiche kleine Schlacht-
höfe in unserer Region geschlossen werden miissen. Daraufhin versuchten wir herauszufin-
den, welche lebensfremden und regelungswilligen Kommissionsbeamten denn eigentlich 
diese Vorschriften ersonnen hätten. Dabei wurden wir jedoch nicht in Briissel fiindig, sondern 
in Bonn. Es war die deutsche Delegation im Ministerrat, welche diese strengen Vorschriften in 
den GesetzgebungsprozeB eingebracht hatte. 

Man könnte zahlreiche andere Beispiele dafiir anftihren, daB Regelungen, welche durch die 
Kommission vorgeschlagen wurden, in ihrem Umfang durch die Beratungen im Ministerrat 
zumindest verdreifacht wurden. 

Der wichtigste Grund fiir die Kompliziertheit von Regelungen der Europäischen Gemein-
schaft ist und bleibt die Regel der Einstimmigkeit. Bis zum Juli 1987 muBte man davon ausge-
hen, daB fast alle Beschltisse der Europäischen Gemeinschaft nach dieser Regel erfolgten. 
Dies ftihrte dazu, daB der Zeitbedarf ftir diese Beschltisse auBerordentlich groB war und die 
Ergebnisse umfangreich und kompliziert. 

Am 1. Juli 1987 trat die sogenannte Einheitliche Europäische Akte zur Verwirklichung des 
Binnenmarktes in Kraft. Diese war ein erster Schritt auf dem Wege zu einer neuen Europäi-
schen Gemeinschaft. Diese Änderung des EWG-Vertrages hatte folgende Vorgeschichte. Die 
Mitgliedsländer der Europäischen Gemeinschaft hatten sich darauf geeinigt, zum 1. 1. 1993 
den europäischen Binnenmarkt zu verwirklichen. Ein WeiBbuch der Kommission hatte zuvor 
deutlich gemacht, daB daftir etwa 300 Beschltisse des Parlaments und des Ministerrats not-
wendig seien. Jeder muBte erkennen, daB dies mit dem bisherigen Verfahren der Einstimmig-
keit und dem damit verbundenen Zeitaufwand nicht zu erreichen war. Allerdings fiel es eini-
gen Ländern, insbesondere GroBbritannien und seiner Regierungschefin Margaret Thatcher, 
auBerordentlich schwer, von ihrem bisherigen Vetorecht Abschied zu nehmen. Letztendlich 
wurde jedoch beschlossen, bei der Mehrzahl der Entscheidungen, die zur Verwirklichung des 
Binnenmarktes notwendig waren, die Mehrheitsentscheidung zuzulassen. Hier gilt jetzt die 
sogenannte qualifizierte Mehrheit. Diese ist normalerweise erreicht, wenn etwa 2/3 der Mit-
gliedsländer einem Vorschlag zustimmen. 

Gleichzeitig wurden die Mitwirkungsrechte des Europäischen Parlamentes im Gesetzge-
bungsverfahren wesentlich verstärkt. Nach dem neuen Verfahren der Zusammenarbeit wer-
den Gesetzgebungsvorschläge in zwei Lesungen im Europäischen Parlament beraten. Gegen 
Änderungsvorschläge, welche das Europäische Parlament mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
in zweiter Lesung beschlieSt, braucht der Ministerrat die Einstimmigkeit. Das neue Verfahren 
bewirkt, daB etwa ein Drittel der Änderungsvorschläge, welche das Europäische Parlament 
beschlieSt, Eingang in den endgtiltigen Text der Europäischen Richtlinien und Verordnungen 
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finden. Nicht wenige hatten beftirchtet, daB das neue Gesetzgebungsverfahren wegen der 
stärkeren Beteiligung des Europäischen Parlamentes zu einer Verlangsamung der Gesetzge-
bung der Europäischen Gemeinschaft fiihren könnte. Das Gegenteil war jedoch der Fall. 
Gesetzgebungsverfahren, die in der alten Europäischen Gemeinschaft 10-20 Jahre in 
Anspruch nahmen, werden heute in ein bis zwei Jahren abgewickelt. Durch die Mitwirkung 
des Parlaments und die Verstärkung der Öffentlichkeit hat sich auch die Qualität der Gesetz-
gebung verbessert. Dies zeigt, daB es sich auch in der Europäischen Gemeinschaft lohnt, 
mehr Demokratie zu wagen. 

In der alten Europäischen Gemeinschaft wurde versucht, soviel wie möglich zu harmoni-
sieren. Wenn dann alles in allen. Ländern der Europäischen Gemeinschaft gleich sei, habe 
man das Ziel der europäischen Einigung erreicht. 

Demgegeniher gilt in der neuen Gemeinschaft das Prinzip der gegenseitigen. Anerken-
nung. Danach sind gemeinsame Normen nur noch da erforderlich, wo es darum geht, 
Gesundheit und Sicherheit der Burger zu schätzen. Im tibrigen werden die bestehenden 
Unterschiede gegenseitig anerkannt. 

FLir Deutschland bedeutet das beispielsweise, daB unsere traditionellen Regeln ftir die Her-
stellung von Bier weiterhin Anwendung finden. Wenn deutsche Brauer fiir den deutschen 
Markt produzieren, mtissen sie wie bisher das sogenannte Reinheitsgebot befolgen. Aller-
dings dilrfen Brauer aus anderen Mitgliedsländern jetzt auch ihre Biere in Deutschland anbie-
ten, die nach anderen Rezepten gebraut sind. Welches Bier dann schlieBlich getrunken wird, 
liegt einzig und allein beim Verbraucher. Ich kann mich noch gut daran erinnern, daB man bei 
der Einfiihrung dieser Regelung den Untergang der deutschen Brauereiindustrie vorausge-
sagt hat. Mittlerweile hat sich jedoch herausgestellt, daB die damit verbundene Diskussion 
Uber das deutsche Reinheitsgebot eine sehr erfolgreiche Marketingcampagne gewesen ist. Die 
gleiche Regel wird auch fUr das italienische Reinheitsgebot fbr Nudeln aufgewendet. Dort gilt 
die traditionelle Regelung, daB bei der Herstellung von Spaghetti nur Hartweizen (grano 
duro) verwendet werden darf. Die Verwendung von Weichweizen oder die Hinzufligung von 
Eiern ist verboten. Fur die italienischen Hersteller gilt dieses Verbot weiter. Das Prinzip der 
gegenseitigen Anerkennung fiihrt jedoch dazu, daB die schwäbischen Spezialitäten, fär wel-
che diese Regeln nicht gelten, jetzt ebenfalls in Italien angeboten werden können. 

Dieses Prinzip gilt auch im Bereich der Ausbildung. Ausbildungszeugnisse werden in der 
Europäischen Gemeinschaft gegenseitig anerkannt. Das fiihrt zu einem Wettbewerb zwi-
schen den Mitgliedsländern, wer seinen jungen Leuten in der entsprechenden Zeit die bessere 
Ausbildung anzubieten in der Lage ist. Dieser Wettbewerb wird dazu fUhren, daB man mehr 
als in der Vergangenheit die Erfahrungen anderer berUcksichtigt. In Deutschland befinden wir 
uns mitten in einer Diskussion Uber die Dauer der Ausbildungen an Schulen und Hochschu-
len. Wir haben festgestellt, daB beispielsweise Physiker und Chemiker in Frankreich und Eng-
land ihre Ausbildung oft schon mit 24 Jahren abschlieBen, während das bei uns oft bis zum 
28. Lebensjahr dauert. Man diskutiert Uber verschiedene Möglichkeiten, diese Zeit zu verkör-
zen. Wenn wir dabei zu dem Ergebnis kommen, daB die längere Studienzeit etwas bringt, kön-
nen wir bei dem bisherigen System verbleiben. Es gibt keine Richtlinie oder Verordnung aus 
BrUssel, welche eine VerkUrzung vorschreibt. Lediglich der Wettbewerb im Rahmen der 
gegenseitigen Anerkennung veranlaBt uns dazu, die Erfahrungen der anderen mehr als bisher 
zu beröcksichtigen. 

Umgekehrt haben wir Deutschen gute Erfahrungen gemacht mit dem dualen System der 
Berufsausbildung in Beruf und Schule. Unsere Nachbarn haben erkannt, daB die daraus resul-
tierende gute Ausbildung ein wesentlicher Grund fur die noch bestehende Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Firmen ist. In Frankreich und in Spanien iiberlegt man sich, Elemente 
dieses Systems in die Berufsausbildungswege dieser Länder einzuflihren. Einmal mehr: nicht 
weil eine Briisseler Verordnung sie dazu zwingt, sondern weil der europäische Wettbewerb sie 
dazu veranlaBt. 

Das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung gilt auch bei der Unternehmensbesteuerung. 
Die Zuständigkeit fur die Höhe der Unternehmensbesteuerung verbleibt bei den Mitglieds-
ländern der Europäischen Gemeinschaft. Eine gemeinsame Regelung durch die Europäische 
Gemeinschaft ist nicht vorgesehen. Der grenziiberschreitende Wettbewerb bewirkt jedoch, 
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daB ein Wettbewerb zwischen den Mitgliedsländern entsteht, wer seinen BUrgern die Lei-
stungen, die man von einem Staat erwartet, zu den giinstigeren Bedingungen anbietet. 

Ähnlich sind die Dinge auch in der Schweiz geregelt. Die Zuständigkeit fur die Unterneh-
mensbesteuerung liegt dort nicht bei der Eidgenossenschaft, sondern sie liegt nach wie vor bei 
den Kantonen. 

Die Auswirkungen dieses Verfahrens habe ich erstmals in einem Gespräch mit einem 
Unternehmer aus Ziirich erfahren. Dieser bezeichnete die kantonale Zuständigkeit fiir die 
Unternehmensbesteuerung als die beste Garantie gegen die Willkiir des Staates. Wenn der 
Kanton Zurich seine Steuern zu stark anhebt, wird er feststellen, daB Unternehmen ihre 
Tätigkeit in den Kanton Zug verlagern. Unter Umständen kann dies dazu filhren, daB sich bei 
einer Steuererhöhung am Ende des Jahres nicht mehr, sondern weniger im Steuersäckel des 
Kantons befindet. Ähnliche Erfahrungen machen derzeit auch erstmalig Mitgliedsländer der 
Europäischen Gemeinschaft. 

Das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung findet jedoch seine klare Grenze da, wo es um 
Fragen der Sicherheit, der Gesundheit und des Umweltschutzes geht. Hier hat sich die Euro-
päische Gemeinschaft dazu verpflichtet, gemeinsame Normen auf einem hohen Standard zu 
erlassen. Neu ist, daB dabei in zunehmendem MaBe Mehrheitsabstimmungen möglich 
geworden sind. Seit dem I. Juli 1987 gilt dies im bezug auf alle Gegenstände, die sich im inner-
gemeinschaftlichen Warenverkehr befinden. 

Das erste Beispiel cid& waren die Abgasvorschriften fiir Automobile. Bis zum Juli 1987 war 
es wegen des damals noch geltenden Prinzips der Einstimmigkeit nicht möglich, zu einer 
gemeinsamen europäischen Entscheidung zu kommen. Zwei Mitgliedsländer waren nicht 
dazu bereit, an der Einfilhrung strenger Abgasnormen mitzuwirken. Kurz nach der Einfiih-
rung der Mehrheitsabstimmung am 1. Juli 1987 war es möglich, diese Länder zu tiberstimmen 
und die Einfiihrung strenger Abgasnormen in allen Ländern der Europäischen Gemeinschaft 
zu beschlieBen. 

Ähnliches galt ftir das Verbot der Verwendung von Hormonen bei der Rindermast. Erst die 
Einfiihrung der Mehrheitsabstimmung ermöglichte es, dieses Verbot gegen die Stimmen 
Irlands und GroBbritanniens fUr alle Länder der Europäischen. Gemeinschaft zu beschlieBen. 

Verschiedentlich wurde die Befiirchtung geäuBert, die Einfiihrung des Mehrheitsprinzips 
könne dazu fiihren, daB man sich auf dem niedrigsten gemeinsamen Nenner einigt. Darum ist 
es in den neuen Regeln ausdrticklich vorgesehen, daB jedes Land die Möglichkeit behält, zum 
Schutz von Sicherheit, Gesundheit und Umwelt strengere Normen einzufähren. Es muB 
jedoch in einem besonderen Verfahren nachweisen, daB dies zum Schutz seiner Btirger tat-
sächlich notwendig ist und daB mit diesen Regeln nicht lediglich protektionistische Zwecke 
verfolgt werden. Nach meiner Beobachtung ftihrt diese Möglichkeit des „Aussteigens nach 
oben" dazu, daB letztendlich Gemeinschaftsnormen auf einem hohen Stand beschlossen 
werden. 

Der Vertrag von Maastricht 
Nach meiner Oberzeugung wird das Europa des Jahres 2000 maBgeblich durch den Vertrag 

von Maastricht geprägt sein. Allerdings ist dieser in vielen Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft noch auBerordentlich umstritten. Auch ist eine Ratifizierung in Dänemark und 
GroBbritannien noch nicht endgiiltig gesichert. Dennoch muB man feststellen, daB wesent-
liche Inhalte dieses Vertrages heute schon Gegenstand der täglichen Praxis in der Europäi-
schen Gemeinschaft geworden sind. Beispielsweise sind die Maastrichter Stabilitätskriterien 
eine wichtige Vorgabe fur die Haushaltsberatungen fast aller Mitgliedsländer der Europäi-
schen Gemeinschaft. Zur Kritik am Maastrichter Vertrag wird häufig gesagt, die Information 
dartiber sei mangelhaft und der Vertrag mit der heiBen Nadel gestrickt. Dem kann ich nur teil-
weise zustimmen. 

Richtig ist, daB ilber diesen Vertrag mindestens zwei Jahre intensiv verhandelt wurde. Das 
Europäische Parlament war an diesen Beratungen ilber die sogenannte interinstitutionelle 
Konferenz vertreten. Diese bestand aus 28 Mitgliedern: 12 Minister bzw. Staatssekretäre als 
Vertreter der Mitgliedsländer, 12 Mitglieder des Europäischen Parlamentes, der Kommis- 
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sionspräsident und 3 weitere Mitglieder der Kommission. In diesem Gremium wurde das 
Europäische Parlament alle ein bis zwei Monate tiber den Stand der Beratungen informiert 
und hatte die Möglichkeit, seine Vorstellungen in die Diskussion einzubringen. 

Als eines der Mitglieder dieser Konferenz habe ich während dieser zwei Jahre verschie-
dentlich versucht, eine öffentliche Diskussion Uber die kritischen Punkte des Vertrages 
zustandezubringen. Dies war jedoch nicht möglich. Verständlicherweise standen andere Fra-
gen, beispielsweise die Probleme der deutschen Einheit, im Vordergrund des Interesses. 

Die gleiche Erfahrung machte auch der Korrespondent der ARD in BrUssel, Herr Klein. 
Wie er kUrzlich erzählte, hatte er im Vorfeld des Abschlusses des Maastrichter Vertrages ver-
schiedene Sendungen Uber dieses Thema vorbereitet. Seine Redaktion in Deutschland lehnte 
diese mit dem kurzen Vermerk ab, man mUsse erst den AbschluB des Vertrages abwarten, 
dann könne man darUber berichten. 

Aus diesem Grunde wirkte der AbschluB des Maastrichter Vertrages flir die Berger in 
Deutschland als ein Schock. Auch wurde er in erster Linie unter dem Gesichtspunkt der vor-
gesehenen europäischen Währung diskutiert. Einige weitere Regelungen, die nach meiner 
Uberzeugung fast ebenso wichtig sind, blieben unerörtert. Darum will ich einen kurzen 
Bericht Uber die wichtigsten Inhalte des Maastrichter Vertrages versuchen. 

Wichtig ist zunächst die Tatsache, daB nach dem Maastrichter Vertrag das sogenannte Prin-
zip der Subsidiarität im EG-Vertrag verankert werden soll. Dieses Prinzip stammt aus der 
christlichen Soziallehre und sagt, daB die kleinere Einheit wichtiger ist als die gröBere. Was die 
Familie aus eigener Kraft leisten kann, soll der Staat nicht Ubernehmen. Was Gemeinde, 
Kreis, Land und Bund aus eigener Kraft leisten können, soll die Europäische Gemeinschaft 
nicht Ubernehmen. AusdrUcklich wird festgelegt, daB die Gemeinschaft nur unter folgenden 
Voraussetzungen tätig werden darf. 
1. Wenn die Ziele der betreffenden MaBnahmen auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht aus-

reichend erreicht werden können. 
2. Wenn sie daher wegen ihres Umfangs oder wegen ihrer Wirkungen besser auf Gemein-

schaftsebenen erreicht werden können. 
3. Unter der Voraussetzung, daB die MaBnahmen der Gemeinschaft nicht Uber das erforder-

liche MaB hinaus gehen. 
Dieses Prinzip wird Bestandteil des EG-Vertrages und erhält damit Verfassungscharakter. 

Nach meiner Uberzeugung ist es ein wichtiges Instrument, um die Tätigkeit der Gemein-
schaft auf ein verntinftiges MaB zu begrenzen. 

Dazu gehört auch, daB nach dem Maastrichter Vertrag in BrUssel ein RegionalausschuB 
eingerichtet werden soll. In diesem sind die Bundesländer und die kommunalen Körperschaf-
ten vertreten. Der RegionalausschuB wirkt beratend an der Gesetzgebung der Europäischen 
Gemeinschaft mit. Dieser ist auch deshalb erforderlich, weil die Umsetzung der Gesetzge-
bung der Europäischen Gemeinschaft oft nicht auf der Bundes-, sondern auf der Landes-
ebene erfolgt. Die Einrichtung dieses Ausschusses ist nach meiner Auffassung ein wichtiger 
Schritt auf dem Wege zu einem Europa der Regionen. 

Des weiteren enthält der Maastrichter Vertrag erstmals Regelungen Uber eine europäische 
Staatsbörgerschaft. Nach dem Prinzip der Subsidiarität wird diese dadurch erworben, daB 
man BUrger eines Mitgliedslandes der Europäischen Gemeinschaft ist, oder wird. Das ent-
spricht den Grundsätzen der Europäischen Gemeinschaft. Wir bleiben Deutsche, Franzosen, 
Engländer und Italiener. Einen Einheitseuropäer kann und wird es nie geben. Die Vielfalt 
Europas bleibt erhalten. Aber dadurch, daB wir BUrger eines der Mitgliedsländer sind, werden 
wir gleichzeitig BUrger der Europäischen Gemeinschaft. Diese europäische Staatsbörger-
schaft ist aber auch mit einigen konkreten Rechten verbunden. 
- Jeder BUrger der Europäischen Gemeinschaft hat das Recht, an seinem jeweiligen Wohn-

ort an den Europawahlen teilzunehmen. Dies bedeutet beispielsweise, daB ein französi-
scher StaatsbUrger, der in Freiburg wohnt, bei der nächsten Europawahl die Möglichkeit 
haben wird, in Freiburg an dieser Wahl teilzunehmen. 

- Dies gilt ab 1995 auch fiir die Kommunalwahlen. Dieses Recht bedeutet kein allgemeines 
Ausländerwahlrecht, vielmehr ist dieses Recht Börgern der Europäischen Gemeinschaft 
vorbehalten. 
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- Burger der Europäischen Gemeinschaft haben das Recht, Botschaften und Konsulate 
auch anderer Mitgliedsländer in Anspruch zu nehmen. Wenn ich mich also als Deutscher 
oder Franzose an einem Ort der Europäischen Gemeinschaft befinde, wo es kein deut-
sches oder französisches Konsulat gibt, habe ich das Recht, als Burger der Europäischen 
Gemeinschaft auch die englische Botschaft oder das englische Konsulat in Anspruch zu 
nehmen. 
All das sind Rechte, die sich aus der europäischen Staatsbiirgerschaft ergeben. 
Uber einen weiteren Aspekt des Maastrichter Vertrages wird wenig gesprochen, obwohl 

dieser nach meiner Uberzeugung flir die Zukunft Europas von ganz besonderer Bedeutung 
ist. Erstmals wird die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und des Innern in den Aufga-
benbereich der Europäischen Union einbezogen. Insbesondere soll ein europäisches Polizei-
amt (Europol) geschaffen werden, welches der polizeilichen Zusammenarbeit zur Bekämp-
fung von Terrorismus, Drogenhandel und organisierter Kriminalität dienen soll. Obwohl der 
Maastrichter Vertrag noch nicht verabschiedet ist, hat man mit der Einrichtung von Europol 
bereits begonnen. Ftir unsere Region ist wichtig, daB StraBburg vorläufiger und hoffentlich 
auch endgtiltiger Sitz dieser Institution geworden ist. 

Der Maastrichter Vertrag enthält auch eine wesentliche Stärkung der Rechte des Europäi-
schen Parlamentes. 
1. Zunächst einmal soll in Zukunft nach jeder Wahl des Europäischen Parlamentes auch die 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften neu bestimmt werden. Diese wird wie 
bisher von den Staats- und Regierungschefs der Europäischen Gemeinschaft vorgeschla-
gen, bedarf aber dann der Zustimmung des Europäischen Parlamentes. Dadurch 
bekommt das Europäische Parlament erstmals die konkrete Möglichkeit, auch auf die 
Zusammensetzung der Exekutive der Europäischen Gemeinschaft einzuwirken. AuBer-
dem bekommt diese erstmals eine demokratische Legitimation. 

2. Alle wichtigen Verträge, welche die Europäische Gemeinschaft in Zukunft abschlieSt, 
bedtirfen der Zustimmung des Europäischen Parlamentes. 

3. Auch die Gesetzgebungsrechte des Europäischen Parlamentes werden wesentlich ver-
stärkt. Im Bereich der Gesetzgebung Tiber den Binnenmarkt wird das neue Gesetzge-
bungsverfahren der Mitentscheidung eingeftihrt. Dieses Gesetzgebungsverfahren ist ver-
gleichbar mit dem der Bundesrepublik, der Schweiz und der USA. Dort kommen Gesetze 
dann zustande, wenn jeweils Bundestag und Bundesrat, Nationalrat und Ständerat bzw. 
Senat und Abgeordnetenhaus zustimmen. In der Europäischen Gemeinschaft sind es der 
Ministerrat, als Vertreter der Mitgliedsländer und das Europäische Parlament, als direkt 
gewählte Volksvertretung, die gleichberechtigt am Zustandekommen dieser Gesetze mit-
wirken. 

4. Auch die Zusammensetzung des Europäischen Parlamentes wird durch den Maastrichter 
Vertrag verändert. Die Bundesrepublik Deutschland erhält 18 weitere Abgeordnete. 
Dadurch erhalten die Vertreter der neuen Bundesländer, die bisher als Beobachter im Par-
lament vertreten waren, volle Abgeordnetenrechte. 

Die Europäische Währung 
Am stärksten umstritten ist die Frage, ob es im Jahr 2000 eine gemeinsame europäische 

Währung geben wird, so wie es im Maastrichter Vertrag vorgesehen ist. Als Europaabgeord-
neter vertrete ich schon seit langer Zeit die Auffassung, daB zu einem gemeinsamen Markt 
notwendigerweise auch eine gemeinsame Währung gehört. Daftir zunächst einige Grtinde. 

Die Länder der Europäischen Gemeinschaft wachsen immer enger zusammen. Ftir die 
Burger der Europäischen Gemeinschaft bedeutet das, daB sie immer häufiger innerhalb von 
kurzer Zeit Transaktionen in den verschiedensten europäischen Währungen tätigen mtissen. 
Das selbe gilt flir unsere Wirtschaft. Die Kosten, die dabei ftir Burger und Unternehmen anfal-
len, gehen in die Milliarden. 

Ein Beispiel dartir sind die Kosten fur Uberweisungen, die heute noch zwischen Mitglieds-
ländern der Europäischen Gemeinschaft anfallen. Ein Beispiel dafiir erhielt ich vor einiger 
Zeit von einem kleineren Unternehmen aus unserer Region, welches eine Uberweisung 
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zwischen Frankreich und Deutschland durchgeftihrt hatte. Die GröBenordnung dieser Ober-
weisung lag bei DM 100,-, die Kosten bei DM 70,-. Das hieB, daB von den Liberwiesenen DM 
100,- letztendlich nur DM 30,- ilbrigblieben. Unter diesen Bedingungen kann man sicher 
noch nicht von einem gemeinsamen Markt ftir kleinere und mittlere Unternehmen sprechen. 

Z. Zt. gibt es nur eine Weltwährung, den Dollar. Das bedeutet ftir uns, daB wir unsere wich-
tigen Rohstoffe, wie beispielsweise das Öl, auf Dollarbasis einkaufen. Wie wir aber wissen, 
steigt oder fällt der Dollar, ohne daB wir den geringsten EinfluB darauf hätten. Das bedeutet 
einen wesentlichen Unsicherheitsfaktor ftir unseren Haushalt und ftir unsere Wirtschaft. 

Zweck des Europäischen Binnenmarktes ist es, fur unsere Unternehmen einen Heimat-
markt zu schaffen, in welchem sie sich auf bestimmte Grunddaten verlassen können. Das ist 
heute noch nicht der Fall. Beispielsweise hatte eine gröBere deutsche Firma aufgrund von 
Wechselkursschwankungen im europäischen Währungssystem plötzlich 30 Millionen 
Umsatz weniger als vorgesehen. Dergleichen Unsicherheiten fallen fth kleinere und mittlere 
Firmen noch stärker ins Gewicht. 

Wir bauen in Europa ein Flugzeug, den Airbus. Dieses ist fur viele mittelständische Zulie-
ferer und ftir viele Arbeitnehmer von groBer Bedeutung. Obwohl diese Flugzeuge in Europa 
entwickelt und produziert werden, werden sie auf Dollarbasis bezahlt. Einbriiche des Dollar-
kurses können Verluste in Milliardenhöhe bedeuten. 

Dennoch wird oft gesagt, ein gemeinsamer Markt sei auch ohne eine gemeinsame Wäh-
rung möglich. Ein Gleichgewicht im Weltwährungssystem läBt sich jedoch unter den heuti-
gen Bedingungen nicht erreichen. Oder glauben Sie, daB die amerikanische Wirtschaft die 
gleiche Bedeutung hätte, wenn die amerikanischen Firmen die Bilanzen ftjr ihren Heimat-
markt in zwölf Währungen erstellen muuten und wenn es dort anstelle des Dollars eine penn-
sylvanische Mark, ein Virginia-Pfund und eine kalifornische Lira gäbe? 

Allerdings hat diese gemeinsame europäische Währung nur dann einen Sinn, wenn ihre 
Stabilität gewährleistet ist. Darum wurde bei der Vorbereitung des Maastrichter Vertrags das 
gröBte Gewicht darauf gelegt, die Orientierung auf Stabilität in den Maastrichter Institutionen 
zu verankern. Die wesentlichen Voraussetzungen wurden schon in dem sogenannten Delors-
AusschuB geschaffen, der in Wirklichkeit ein AusschuB der Nationalbankpräsidenten gewe-
sen ist. Darum konnten dort stabilitätsorientierte Vorstellungen in einem Umfang durchge-
setzt werden, wie das viele vorher nicht ftir möglich gehalten hatten. 

Die Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank ist verfassungsmäBig verankert. Auch 
milssen die Länder, welche die Europäische Zentralbank errichten, zuvor den eigenen Natio-
nalbanken die Unabhängigkeit gewähren. 

Auch ist es wichtig zu wissen, daB voraussichtlich nicht alle Mitgliedsländer der Europäi-
schen Gemeinschaft im Jahr 1997 bzw. 1999 an der Errichtung der Europäischen Zentralbank 
beteiligt sein werden, sondern nur diejenigen, welche auBerordentlich strengen Kriterien 
gentigen. Diese Kriterien fur Währungsstabilität und Solidität des Haushaltes sind so streng, 
daB sie am Tag der Unterzeichnung des Maastrichter Vertrages nur drei Mitgliedsländer der 
Europäischen Gemeinschaften erftillten. Nach meiner Einschätzung werden es 1997 bzw. 
1999 nicht mehr als sechs oder sieben Länder sein, welche dann die Europäische Zentralbank 
errichten werden. Dazu werden nach meiner Einschätzung Frankreich, Deutschland und die 
Benelux-Länder gehören. Hinzu kommen Dänemark, vorausgesetzt, daB es sich dazu ent-
schlieSt, und Österreich, wenn es bis dahin der Europäischen Gemeinschaft angehört. Mögli-
cherweise wird auch Spanien dazugehören. Mit Sicherheit kann man davon ausgehen, daB 
Griechenland, Portugal, Italien und GroBbritannien erst wesentlich später in der Lage sein 
werden, an dem engeren Währungsverbund teilzunehmen. Das bedeutet, daB die Europäi-
sche Währungsunion von vornherein eine Stabilitätsgemeinschaft sein wird. 

Beunruhigend sind allerdings die derzeitigen Turbulenzen im europäischen Währungssy-
stem. Diese hängen sicher damit zusammen, daB einige notwendige Anpassungen der Wech-
selkurse, die im derzeitigen System auch ausdrticklich vorgesehen sind, nicht rechtzeitig 
erfolgt sind. Die andauernde Unruhe hängt aber auch damit zusammen, daB Zweifel aufgetre-
ten sind, ob der Maastrichter Vertrag tatsächlich ratifiziert wird. 

Daftir sprechen auch die Termine der jeweiligen Turbulenzen. Diese begannen ernstlich, 
als Dänemark den Maastrichter Vertrag ablehnte. Sie erreichten ihren Höhepunkt, als unmit- 
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telbar vor der französischen Volksabstimmung Meinungsumfragen bekannt wurden, wonach 
auch Frankreich ablehnen wiirde. Auch jetzt gehe ich davon aus, daB der Weitergang der Spe-
kulation mit den Unsicherheiten in Dänemark und GroBbritannien zusammenhängt. Dies 
zeigt aber auch, daB der Maastrichter Vertrag inzwischen zu einem wichtigen Garanten von 
Währungsstabilität innerhalb der Europäischen Gemeinschaft geworden ist. 

Allerdings hat der Maastrichter Vertrag auch nach meiner Einschätzung eine grundlegende 
Schwäche. Eine Währungsunion kann langfristig nicht erfolgreich sein, wenn sie nicht von 
einer politischen Union begleitet wird. Die Ausgangslage bei den Maastrichter Verhandlun-
gen war, daB Währungsunion und Politische Union parallel weiterentwickelt werden sollten. 
Im Währungsbereich gab es eine solide Vorarbeit durch die Präsidenten der Nationalbanken 
im Delors-AusschuB. An diesem soliden Block konnte in den Verhandlungen niemand vor-
beigehen. Ftir die gemeinsame AuBen- und Verteidigungspolitik haben die zuständigen 
AuBenminister nichts Vergleichbares geliefert. Darum ist der Vertrag stark im bezug auf die 
Währungsunion, aber schwach im bezug auf die Politische Union. Dieses Ungleichgewicht 
muB spätestens bei der vorgesehenen Regierungskonferenz im Jahr 1996, also noch vor 
Inkrafttreten der Währungsunion, behoben werden. 

Die Politische Union 
Nun die Frage, ob die Europäische Gemeinschaft im Jahr 2000 eine gemeinsame AuBen-

und Verteidigungspolitik haben wird und welche Länder ihr zu diesem Zeitpunkt angehören 
werden. 

Zunächst zur möglichen Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft. Derzeit laufen Bei-
trittsverhandlungen mit Österreich, Schweden und Finnland. Auch Malta und Zypern haben 
Beitrittsanträge gestellt. Wir im Europäischen Parlament haben deutlich zum Ausdruck 
gebracht, daB gleichzeitig mit den Erweiterungen auch die Funktionsfähigkeit der Institutio-
nen der Europäischen Gemeinschaft verbessert werden muB. Sonst könnte die Erweiterung 
der Europäischen Gemeinschaft bedeuten, daB man sich in Wirklichkeit zu einer Freihan-
delszone zuriickentwickelt. 

Ob die Schweiz bis zum Jahr 2000 der Europäischen Gemeinschaft angehören wird, wage 
ich nicht vorauszusagen. Allerdings ist diese Frage ftir unsere Grenzregion von groBer Bedeu-
tung. Die Entscheidung der Stimmbilrger gegen den EWR-Vertrag bedeutet, daB die Grenze 
zur Schweiz zunächst einmal AuBengrenze der Europäischen Gemeinschaft bleibt. Nach 
dem Konzept des Binnenmarktes sollen jedoch notwendige Kontrollen weg von den Binnen-
grenzen an die AuBengrenzen verlagert werden. In dem sogenannten Dubliner Abkommen 
verpflichten sich die Mitgliedsländer ausdriicklich zur Wahrnehmung derartiger Kontrollen. 

Dies könnte zunächst einmal bedeuten, daB die Grenzen zur Schweiz weniger durchlässig 
werden. Das kann jedoch nicht in unserem Interesse liegen. Aus diesem Grunde trete ich ent-
gegen der Haltung der Kommission in dieser Frage daftir ein, daB wir einige der anstehenden 
Fragen in einem bilateralen Abkommen der Gemeinschaft mit der Schweiz regeln, und zwar 
auf der Basis von Gegenseitigkeit und Gleichberechtigung. 

Die Europäische Gemeinschaft hat auch eine Verantwortung fiir die Länder Mittel- und 
Osteuropas. Konkrete Beitrittswiinsche gibt es aus Ungarn, der Tschechischen Republik, der 
Slowakei und Polen, auch aus den baltischen Republiken, Slowenien und Kroatien. Diese 
Länder werden derzeit durch Handels- und Assoziierungsverträge näher an die Europäische 
Gemeinschaft herangeftihrt. Allerdings glaube ich nicht, daB Beitritte vor dem Jahr 2000 mög-
lich sein werden. Weder könnten diese Länder in dem direkten Wettbewerb des Europäischen 
Binnenmarktes bestehen, noch wäre die Europäische Gemeinschaft in ihrer heutigen institu-
tionellen Gestalt dazu in der Lage, diese Beitritte zu verkraften. 

Ein Beitritt der Tiirkei zur Europäischen Gemeinschaft vermag ich mir auch langfristig 
nicht vorzustellen. Die Tiirkei ist und bleibt ftir uns ein wichtiger Nachbar, Partner und Ver-
biindeter. Ein Beitritt der Tikkei wiirde jedoch nach meiner Uberzeugung die Gestalt der 
Europäischen Gemeinschaft grundlegend verändern. Auch glaube ich nicht, daB sich hierftir 
die erforderliche Mehrheit im Europäischen Parlament finden wiirde. 
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Nun aber zu unserem Ziel der Politischen Union, der gemeinsamen AuBen- und Vertei-
digungspolitik der Europäischen Gemeinschaft. Hier milssen wir leider feststellen, daB 
die Europäische Gemeinschaft in dieser Hinsicht in den letzten Monaten vollkommen ver-
sagt hat. 

In ihrer heutigen Gestalt ist die Europäische Gemeinschaft lediglich dazu in der Lage, den 
Frieden zwischen unseren Mitgliedsländern zu sichern. In den vergangenen Jahrhunderten 
hatten wir jeweils mindestens ein bis zwei Kriege zwischen Deutschen und Franzosen, die 
gerade hier in unserer Region zwischen Schwarzwald und Vogesen ausgetragen wurden. 
Heute ist an die Stelle der damaligen Erbfeindschaft die deutsch-französische Freundschaft 
getreten, die gleichzeitig auch einer der wichtigsten Motoren der Europäischen Gemeinschaft 
geworden ist. Kriege innerhalb der Europäischen Gemeinschaft sind undenkbar geworden. 
Wenn es jedoch darum geht, in unserer unmittelbaren Nachbarschaft einen wirksamen Bei-
trag zum Frieden zu leisten, wie beispielsweise in dem schrecklichen Bilrgerkrieg im friiheren 
Jugoslawien, muB man feststellen, daB die Europäische Gemeinschaft vollkommen versagt. 
Der Grund daftir ist nach meiner Uberzeugung nicht die Unfähigkeit europäischer Politiker, 
sondern die verfassungsmäl3ige Verfahrensweise der Europäischen Gemeinschaft. 

Ftir die AuBen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Gemeinschaft ist die Kommission 
in Brilssel nicht zuständig. Es gibt auch keine andere Institution, die Tiber einen längeren Zeit-
raum die Federftihrung fiir diesen Bereich der Politik hätte. Nach den derzeitigen Regeln der 
Europäischen Gemeinschaft sind die Mitgliedsländer der Europäischen Gemeinschaft 
zuständig, deren Präsidentschaft alle sechs Monate wechselt. 

Als der Konflikt in Jugoslawien ausbrach, war nach diesen Regeln der luxemburgische 
AuBenminister ftir die AuBenpolitik der Europäischen Gemeinschaft zuständig. Bevor dieser 
sein Konzept endgiiltig erarbeitet hatte, ging die Präsidentschaft auf die Niederländer ilber. 
Nach grtindlich niederländischer Manier entwickelte der jetzt zuständige AuBenminister van 
den Broek eine neue Politik ft:1r das zerfallende Jugoslawien. Bevor diese zur Anwendung 
kommen konnte, hatten die Briten die Präsidentschaft tibernommen, und jetzt ist der gerade 
neu ernannte dänische AuBenminister ftir die AuBen- und Sicherheitspolitik der Europäi-
schen Gemeinschaft zuständig. 

Dazu kommt, daB nach den derzeitigen Verfahrensregeln der Europäischen Gemeinschaft 
sämtliche Entscheidungen einstimmig gefällt werden miissen. Wenn einer der Zwölf anderer 
Meinung ist, kommt kein BeschluB der Europäischen Gemeinschaft zustande. Auch gibt es 
noch keine wirksame Kontrolle der AuBen- und Sicherheitspolitik durch das Europäische Par-
lament. Was wir im Bereich der Wirtschaft im Laufe der Jahre erkämpft haben, gilt noch nicht 
im Bereich der AuBen- und Sicherheitspolitik. Dies bedeutet, daB jetzt gehandelt werden 
muB. Wir können nicht zulassen, daB die Menschen in Bosnien und Herzegowina sterben, 
während die Europäische Gemeinschaft ein Bild der Handlungsunfähigkeit und der Hilflosig-
keit bietet. 

Wie aber muB eine AuBen- und Verteidigungspolitik der Europäischen Gemeinschaft aus-
sehen? Zunächst einmal muB unbedingt auch in diesem Bereich die Mehrheitsabstimmung 
die Regel werden. Auch brauchen wir eine Institution, die längerfristig die Federftihrung ftir 
die AuBen- und Sicherheitspolitik ilbernimmt. Dies muB nicht notwendigerweise die Kom-
mission sein. Es wäre auch denkbar, daB einer der AuBenminister oder einer der Regierungs-
chefs aufgrund einer Wahl als Primus inter pares diese Aufgabe fur einen längeren Zeitraum 
tibernimmt. 

Eine Verteidigungspolitik der Europäischen Gemeinschaft muB zunächst einmal aufbauen 
auf einem System gegenseitiger Beistandsverpflichtungen, wie dies im Bereich der Westeuro-
päischen Union bereits besteht. Wenn ein Mitgliedsland der Europäischen Gemeinschaft 
angegriffen wird, miissen ihm die elf anderen helfen. Die Erftillung dieser Aufgabe bedeutet 
Sicherung des eigenen Territoriums. Darum sollten in diesem Bereich auch Wehrpflichtige 
eingesetzt werden. Wir brauchen aber auch eine europäische Friedenstruppe, die zur Erftil-
lung von Aufträgen der Vereinten Nationen eingesetzt werden sollte. Einen Ansatz zu dieser 
europäischen Friedenstruppe sehe ich in der deutsch-französischen Brigade und in deutsch-
französischen Korps, die derzeit in unserer Region eingerichtet werden. Allerdings vertrete 
ich die Auffassung, daB bei Einsätzen auBerhalb der Europäischen Gemeinschaft in erster 
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Linie Berufssoldaten und Freiwillige eingesetzt werden sollten. Das ergibt sich auch daraus, 
daB derartige Einsätze einen besonders hohen Stand der Ausbildung und der Erfahrung vor-
aussetzen. 

Damit will ich meinen Versuch einer Prognose ftir das Europa des Jahres 2000 abschlieBen. 
Ich weiB, dal3 dies in vielen Punkten eine mutige Prognose gewesen ist. Es war jedoch auch 
gleichzeitig der Versuch, in einer Welt, in der zur Zeit viele gewohnte Strukturen zerfallen, 
eine Alternative darzustellen. Erfolg auf diesem Wege werden wir allerdings nur dann haben, 
wenn es uns gelingt, die Biirger unserer Länder von der Richtigkeit dieses Weges zu tiber-
zeugen. ■ 
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STIFTUNG F. V. S. ZU HAMBURG 

Georgsplatz 10, D-20099 Hamburg, Telefon (0 40) 33 04 00, Telefax (0 40) 33 58 60 

Die Stiftung F. V. S., deren Bezeichnung sowohl ftir Freiherr vom Stein als auch ffir 
Friedrich von Schiller steht, wurde am 5. Dezember 1931 von dem am 8. Oktober 1993 im 100. 
Lebensjahr verstorbenen Hamburger Kaufmann, Mäzen und Ehrenbörger Prof. Dr. h. c. mult. 
Alfred Toepfer gegriindet und zu internationalem Ansehen gefiihrt. Die Stiftung F. V. S. ist 
eine der gröf3ten von einem privaten Mäzen gegrilndeten gemeinniitzigen Stiftungen in 
Deutschland. 

Die Stiftung F. V. S. hat sich die Förderung der europäischen Einigung und der Verständi-
gung zwischen den Völkern zur Aufgabe gemacht. Dies geschieht im wesentlichen durch die 
Vergabe von Preisen und Auszeichnungen an herausragende Persönlichkeiten und Einrich-
tungen, die sich durch beispielhafte Leistungen fär diese Ziele eingesetzt haben oder in Kunst 
und Wissenschaft besonders hervorgetreten sind. Die Preisträger werden von unabhängigen, 
meist europäisch zusammengesetzten Kuratorien ausgewählt. Die Preise sind vielfach mit 
Studien- oder Reisestipendien ftir Nachwuchskräfte verbunden, denen auch Seminare und 
internationale Begegnungen ermöglicht werden. 

Die Stiftung konzentriert sich ausschlieBlich auf eigene Aktivitäten. Sie £ördert also keine 
anderen Einrichtungen mit gemeinniltzigen Aufgaben oder Einzelpersonen, so dad auch 
keine Anträge an sie gerichtet werden können. Die Stipendien werden grundsätzlich nur im 
Zusammenhang mit den Preisen der Stiftung vergeben. 

Verwaltet wird die Stiftung F. V. S. durch einen Stiftungsrat unter dem Vorsitz von Profes-
sor Dr. Rudolf Haas, Hamburg. Den Vorstand bilden Helmuth Toepfer (Vorsitzender), 
Senatsdirektor i. R. Dr. Hugbert Flitner und Geschäftsftihrer Helmut Schmidt. 
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* * 

EUROPA-KOLLEG HAMBURG 

Windmijhlenweg 27, D-22607 Hamburg, Telefon 0 40-82 51 55, Telefax 0 40-82 75 20 

Die Stiftung Europa-Kolleg Hamburg wurde 1955 gegriindet, um Studenten Gelegenheit 
zu geben, sich neben ihrem Fachstudium mit Problemen der Einigung Europas vertraut zu 
machen. Zu Beginn der 60er Jahre wurde im Europa-Kolleg das Institut fdr Integrationsfor-
schung geschaffen, welches das Europa-Kolleg mit der Universität Hamburg verbindet. Es 
dient der Durchfiihrung von Forschungsprojekten und zur Weiterbildung im Rahmen von 
Promotionsstudien auf dem Gebiet der Europäischen Integration. 

Zu den gröl3eren Forschungsarbeiten des Instituts gehören Projekte zum Europäischen 
Parlament, zu den Grundrechten in Europa, zu Direktwahl, zum Europäischen Verwaltungs-
und Wettbewerbsrecht. Daneben werden Tagungen, Symposien und Vortragsreihen durch-
gefiihrt und im Europa-Forum Wissenschaftlern, Politikern und Praktikern Gelegenheit 
gegeben, ilber aktuelle Themen der Integration zu diskutieren. 

Gemeinsam mit der Universität Hamburg fiihrt das Europa-Kolleg das Graduierten-Kolleg 
„Integrationsforschung" durch und bietet ab Sommersemester 1994 einen jeweils einsemestri-
gen Ergänzungsstudiengang ,Europäische Integration und Internationale Wirtschaftsbezie-
hungen" an. 

Verwaltet wird die Stiftung Europa-Kolleg durch ein Präsidium unter Vorsitz von Senator 
a. D. Dr. Hans-Joachim Seeler, Hamburg, und ein europäisches Kuratorium. Das Institut 
fiir Integrationsforschung untersteht einem Direktorium unter Leitung von Prof. Dr. Harald 
Jiirgensen. 
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SAKSALAISEN KULTTUURIN EDISTÄMISSÄÄTIÖ 
STIFTELSEN FÖR FRÄMJANDE AV TYSK KULTUR 

STIFTUNG ZUR FÖRDERUNG DEUTSCHER KULTUR 

Munkkiniemen puistotie 18 B/47, FIN-00330 Helsinki, Telefon 90 458 080 

Die Stiftung wurde 1986 von Theodor und Ulla Aue in Helsinki/Helsingfors mit dem Ziel 
gegrlindet, deutsche Kulturbestrebungen in Finnland zu fördern und zu untersttitzen. 

Das Attribut „Deutsch" will als kulturelle und nicht als nationalstaatliche Bezeichnung ver-
standen sein. 

Den beiden Stiftern lag der Gedanke zugrunde, den Kontakt mit dem deutschsprachigen 
Zentrum Europas, der von jeher flir Finnland von Bedeutung war, aufkulturellem Gebiet wei-
ter zu pflegen, zu erweitern und zu vertiefen. Insbesondere die deutsche Sprache ist dazu die 
wichtigste Briicke. Ihre Förderung und Verbreitung ist Grundlage allen Kulturschaffens, 
soweit es deutschem Sprachraum entstammt. 

Im Sinne einer friedvollen Zukunft der europäischen Völker ist das gegenseitige Kennen 
und Verstehen deutschen und finnischen Kulturgutes sowie deutscher und finnischer 
Geschichte ein nicht zu unterschätzender Baustein und als wichtiges Ziel der Stiftung zu ver-
stehen. Nur die richtige Interpretation der Vergangenheit ermöglicht Verständnis der Gegen-
wart und zukunftsweisende Erkenntnisse. In diesem Zusammenhang ist die wissenschaftli-
che Forschung des finnisch-deutschen und deutschsprachigen Wirkens in Finnland und im 
nordosteuropäischen Raum, der die Stiftung groBe Beachtung schenkt, zu sehen. 

Der Vorstand der Stiftung wird von einem Kreis befähigter Persönlichkeiten aus dem 
Geistes- und Kulturleben beraten. 

Die Stiftung untersttitzt neben der oben erwähnten wissenschaftlichen Forschung Perso-
nen und Einrichtungen, die deutsch-finnische Kulturarbeit leisten und kulturelle Vorhaben 
wie Tagungen, Seminare, Symposien, Ausstellungen, Konzerte, Veröffentlichungen und Ver-
anstaltungen, soweit sie im Kennenlernen deutschsprachiger Kultur multiplikatorische 
Bedeutung haben. 

Telefonische Anfragen und Korrespondenz: Geschäftsflihrender Vorstand Waltraud Bast-
man-Biihner, Halmstadinkatu 9 A 14, FIN-10900 Hanko, Telefon 358 (9)11 248 4448. 
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